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Die baurechtliche Grundordnung der Stadt Thun besteht aus 
dem Baureglement mit Anhang sowie dem Zonenplan (Zo-
nenplan I und II). Die Anhänge 1 bis 4 des Baureglementes 
sind grundeigentümerverbindlich, die Anhänge 5 bis 9 haben 
lediglich hinweisenden Charakter. 

 

Das Handbuch «Bau und Nutzung» ist die übersichtliche 
und benutzerfreundliche Zusammenstellung der baurechtli-
chen Grundordnung. Es enthält das Baureglement mit einem 
erläuternden Kommentar, den Zonenplan I und II im Mass-
stab 1:10 000 sowie eine Übersicht über die Gebiete, für die 
weiterhin der Zonenplan 1986 gilt. 

 

Das vorliegende Dokument enthält die Änderungen am Bau-
reglement nach Inkraftsetzung 1. November 2003. Bei den 
Änderungen ist jeweils die Registraturnummer der Samm-
lung rechtsgültiger Plandokumente Stadt Thun (Reg.-Nr.) 
vermerkt. Die Anhänge 5 bis 9 wurden teilweise aktualisiert. 

 

Alle Angaben ohne Gewähr. Rechtlich verbindlich sind die 
Originaldokumente, die beim Planungsamt eingesehen wer-
den können. Enthalten sind die bis zu dem auf dem Titelblatt 
aufgeführten Datum «Stand» genehmigten Änderungen. 
Weitere Änderungen vorbehalten. 
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 Gebrauchsanweisung 

 

  

Rahmen Das Baureglement der Stadt Thun bildet zusammen 
mit dem Zonenplan (Zonenplan I und II) die bau-
rechtliche Grundordnung für das gesamte Gemein-
degebiet. Diese eröffnet Spielräume für die wirt-
schaftliche und bauliche Entwicklung der Stadt und 
dient gleichzeitig der Qualitätssicherung. Die bau-
rechtliche Grundordnung zählt auf die Mitverantwor-
tung aller Beteiligten. 

  

Zonen-
plan I 

Im Zonenplan I sind – flächendeckend über das ge-
samte Gemeindegebiet – die einzelnen Nutzungs-
zonen festgelegt. Diese werden durch Gebiete mit 
besonderen baurechtlichen Ordnungen (Überbau-
ungsordnungen, Zonen mit Planungspflicht) und 
durch Gebiete mit besonderen Qualitätsanforderun-
gen (Erhaltungs- und Entwicklungsgebiete) überla-
gert. 

  

Zonen-
plan II: 
Hinweis-
plan 

Der Zonenplan II (Hinweisplan) enthält 
- ergänzende Festlegungen zum Zonenplan I: 

- Gebiete mit Lärmvorbelastung gemäss Art. 
47 BR, 

- Naturgefahrenbereiche, die unmittelbare 
grundeigentümerverbindliche Auswirkungen 
haben (Gebiete gemäss Art. 46 Abs. 3 BR), 

- behördenverbindliche Richtplaninhalte: 
Bauminventar (Art. 42 BR); Inventar der his-
torischen Verkehrswege (Art. 41 BR); archäo-
logische Gebiete und Fundstellen (Art. 40 
BR), 

- Hinweise auf grundeigentümerverbindliche Pla-
nungen, die in einem anderen Verfahren erlassen 
worden sind, wie Grundwasserschutzzonen so-
wie kantonale Schutzgebiete und -objekte, 

- Hinweise auf weitere behördenverbindliche Plan-
inhalte in den Bereichen Denkmalpflege, Natur 
und Landschaft, Fliessgewässer und Naturgefah-
ren. 

  

Rechts-
gültiger 
Zonen-
plan 

Rechtlich verbindlich sind die Festlegungen im 
Massstab 1:5000. Die Originaldokumente können 
beim Planungsamt eingesehen werden. Für Festle-
gungen, die in einem früheren Verfahren getroffen 
wurden, haben hingegen die entsprechenden Origi-
naldokumente der jeweiligen Planinhalte Rechtsgül-
tigkeit. 

 Hinweis: Für Festlegungen, die nach der Inkraftset-
zung von Zonenplan und Baureglement am 1. No-
vember 2003 erlassen worden sind, existieren se-
parate Originaldokumente. 

Baureg-
lement 

Das Baureglement liefert zu den Zonenplaninhalten 
die allgemein geltenden – also auch für das Grund-
eigentum verbindlichen – Bestimmungen. 

Es regelt in seinem Hauptteil das Notwendige, 
Grundlegende und Generelle, im Anhang (Anhänge 
1 bis 4) das Individuelle, Gebietsspezifische und 
Massgeschneiderte. Diese Teile sind allgemein ver-
bindlich.  

Die nachgestellten Anhänge 5 bis 9 haben demge-
genüber lediglich hinweisenden Charakter. 

  

Richtplan 
Stadt-
entwick-
lung 

Eine wichtige Grundlage für Zonenplan und Baureg-
lement bildet der Richtplan Stadtentwicklung; er ist 
behördenverbindlich und zumindest für grössere 
Planungsaufgaben unentbehrlich. 

 Hinweis: Als Weiterführung des Richtplans Stadt-
entwicklung veröffentlichte der Gemeinderat der 
Stadt Thun im Mai 2009 die Strategie Stadtentwick-
lung, die als aktuelles Führungsinstrument dient. 
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Grundla-
gen für 
Projektie-
rungen 

Alle Grundlagen, die für die Nutzung und Bebauung 
eines Grundstücks wesentlich sind, können auf dem 
Bauinspektorat bezogen oder eingesehen werden. 
In einem Grundlagenbescheid werden die wichtigs-
ten Planungsgrundlagen für ein bestimmtes Areal 
zusammengefasst, und ein Baubetreuer oder eine 
Baubetreuerin führt durch das Baubewilligungsver-
fahren. 

  

Baubewil-
ligung 

Nicht jedes Bauvorhaben braucht eine Baubewilli-
gung. Das kantonale Baubewilligungsdekret um-
schreibt, welche Vorhaben bewilligungspflichtig und 
welche bewilligungsfrei sind. 

  

Überge-
ordnetes 
Recht 

Das Baureglement regelt nur, was nicht schon auf 
eidgenössischer, kantonaler oder kommunaler Stufe 
(z. B. in der Stadtverfassung) geregelt ist. 

  

Spielraum Das Baureglement belässt einen grossen Hand-
lungsspielraum. Die Baubewilligungsbehörde, der 
Fachausschuss Bau- und Aussenraumgestaltung 
sowie kantonale Fachstellen helfen, diesen Gestal-
tungsspielraum verantwortungsbewusst zu füllen. 
Deshalb findet sich im Baureglement nicht auf jede 
Frage eine Antwort. 

  

Kommen-
tar 

Der Kommentar zum Baureglement dient der Ver-
ständlichkeit, erläutert Begriffe und liefert die not-
wendigen Hinweise auf andere Artikel, Erlasse oder 
Grundlagen; er ist – wie diese Gebrauchsanwei-
sung auch – weder vollständig noch verbindlich. 

  

Handbuch 
Bau und 
Nutzung 

Baureglement samt Kommentar sowie der Zonen-
plan (Zonenplan I und II im Massstab 1:10 000) 
werden im «Handbuch Bau und Nutzung» benutze-
rinnen- und benutzerfreundlich und übersichtlich 
zusammengestellt. Auf einem separaten Plan sind 
die im Zonenplan ausgesparten Gebiete dargestellt, 
in denen der Zonenplan 1986 und die entsprechen-
den Bestimmungen der Bauordnung 1986 weiter 
gelten. 

Das Handbuch Bau und Nutzung ist allgemein zu-
gänglich und kann beim Bauinspektorat bezogen 
werden. 

  

  

Viel Spass beim Projektieren, Bauen und Gestalten! 
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 Baureglement (BR) 
 

Die Einwohnergemeinde der Stadt Thun, 

gestützt auf Art. 34 Ziffer 4 der Gemeindeordnung 
und nach Kenntnisnahme von der Botschaft des 
Stadtrates vom 14. März 2002, 

beschliesst: 
 

  

 1. Allgemeine Bestimmungen 
 

  

Geltungs-
bereich 
und Be-
deutung 

Art. 1 1 Das Baureglement gilt für das ganze Ge-
meindegebiet; es bildet zusammen mit dem Zonen-
plan die baurechtliche Grundordnung. 

 Zum grundeigentümerverbindlichen Teil des Bau-
reglementes gehören auch die Anhänge 1 bis 4. Die 
Anhänge 5 bis 9 haben hingegen lediglich hinwei-
senden Charakter. 

Der Zonenplan besteht aus zwei Teilplänen: Zo-
nenplan I und II. 

Zonenplan I: Allgemein verbindliche Festlegungen 
wie Nutzungszonen, besondere baurechtliche Ord-
nungen, Erhaltungs- und Entwicklungsgebiete. 

Zonenplan II (Hinweisplan): Ergänzende Festle-
gungen sowie Hinweise auf bestehende und über-
geordnete grundeigentümerverbindliche Planungen 
sowie behördenverbindliche Planinhalte. 

 2 Wo die Stadt eine besondere baurechtliche Ord-
nung erlassen hat, ist das Baureglement als ergän-
zende rechtliche Grundlage anwendbar. 

 Besondere baurechtliche Ordnungen: Überbau-
ungsordnungen nach Baugesetz, Strassenpläne 
nach Strassenbaugesetz oder altrechtliche Baulini-
enpläne und Bebauungspläne mit Sonderbauvor-
schriften. 

 3 Beim Erlass einer besonderen baurechtlichen 
Ordnung sind die in der baurechtlichen Grundord-
nung und in den Richtplänen der Stadt enthaltenen 
Grundsätze zu wahren. 

 In der baurechtlichen Grundordnung: z. B. die Bau- 
und Aussenraumgestaltungsgrundsätze (Art. 5 und 
6 BR) oder die Nutzungsbestimmungen und Gestal-
tungsgrundsätze der Zonen mit Planungspflicht ZPP 
(Art. 29 und Anhang 3 Ziffer 3.2 BR). 

Richtpläne: insbesondere Richtplan Stadtentwick-
lung. 

Vorbehalt 
anderer 
Vorschrif-
ten 

Art. 2 1 Vorschriften des Bundes und des Kan-
tons sind dem Baureglement übergeordnet. 

 Vergleiche Anhang 6 BR: wichtige eidgenössische 
und kantonale Erlasse. 

2 Im Verhältnis unter Nachbarn sind zudem die Ei-
gentumsbeschränkungen und die Bau- und Pflanz-
vorschriften des Schweizerischen Zivilgesetzbuches 
und des bernischen Einführungsgesetzes zum Zivil-
gesetzbuch zu beachten. 

 Art. 667 bis 712 ZGB sowie Art. 79 und 79 a bis o 
EGzZGB – vgl. Anhang 7 BR. 

 3 Soweit Zuständigkeiten nicht im Baureglement 
selber geregelt sind, gelten die Bestimmungen der 
Stadtverfassung. 

  

Grund-
lagen-
bescheid 
und Bau-
betreuung 

Art. 3 1 Bauwillige können beim Bauinspektorat 
einen Grundlagenbescheid einholen; dieser gibt 
Aufschluss über die geltenden baurechtlichen 
Grundlagen und die weiteren Planungsgrundlagen 
für ein bestimmtes Areal.  

 Baurechtliche Grundlagen: z. B. allgemein verbind-
liche Zonenbestimmungen oder baupolizeiliche 
Masse. 

Weitere Planungsgrundlagen: z. B. ein Auszug aus 
dem behördenverbindlichen Bauinventar der Stadt. 

 2 Der Grundlagenbescheid stellt eine Auskunft dar 
und ist nicht anfechtbar. 

  

 3 Er gilt ein Jahr ab Ausstellungsdatum; vorbehal-
ten bleiben Änderungen an den baurechtlichen 
Grundlagen. 
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 4 Auf Wunsch der Bauwilligen bezeichnet das Bau-
inspektorat einen Baubetreuer oder eine Baube-
treuerin, der oder die die Projektierenden in allen 
Belangen des Baubewilligungsverfahrens berät. 

 Der Baubetreuer oder die Baubetreuerin ist die für 
das jeweilige Bauvorhaben zuständige Ansprech-
person und dies in der Regel während des ganzen 
Verfahrens. 

Handbuch 
Bau und 
Nutzung 

Art. 4 1 Das Baureglement wird um einen Kom-
mentar ergänzt, der die Bestimmungen erläutert 
und auf andere Erlasse hinweist. 

 Der Kommentar ist nicht verbindlich, er bietet ledig-
lich eine Lesehilfe für die Benutzerinnen und Benut-
zer. 

 2 Zusammen mit weiteren für die Bauwilligen nütz-
lichen Angaben bilden Zonenplan, Baureglement 
und Kommentar das «Handbuch Bau und Nut-
zung». 

  

 
 2. Zur Qualität des Bauens 

 
  

Bauge-
staltung 

Art. 5 1 Bauten und Anlagen sind so zu gestalten, 
dass zusammen mit ihrer Umgebung eine gute Ge-
samtwirkung entsteht; dies betrifft insbesondere: 
- die prägenden Elemente und Merkmale des 

Strassen-, Orts- und Landschaftsbildes, 
- die Eigenheiten des Quartiers, 
- die bestehende und bei Vorliegen einer entspre-

chenden Planung auch die beabsichtigte Gestal-
tung der benachbarten Bebauung, 

- Standort, Stellung, Form, Proportionen und Di-
mensionen der Bauten und Anlagen, 

- die Gestaltung, Materialisierung und Farbgebung 
von Fassaden, Dächern und Reklamen, 

- die Gestaltung der Aussenräume, insbesondere 
des Vorlandes und der Begrenzungen gegen den 
öffentlichen Raum, 

- die Gestaltung und Anordnung der Erschlies-
sungsanlagen, Abstellplätze und Eingänge sowie 

- die Gewährleistung der Sicherheit im öffentlichen 
Raum. 

 Dieser allgemeine Baugestaltungsgrundsatz ersetzt 
u. a. detaillierte Regelungen, z. B. im Bereich der 
Fassaden- und Dachgestaltung. Dies setzt aller-
dings voraus, dass sowohl die Projektverfassenden 
wie auch die Baubewilligungsbehörden das Umfeld 
des Bauvorhabens analysieren und den ihnen durch 
die offene Formulierung gegebenen Spielraum ver-
antwortungsbewusst interpretieren. Dazu dienen die 
nebenstehenden Kriterien und die notwendigen Un-
terlagen zur Beurteilung der Gesamtwirkung. 

 2 Mit der Baueingabe sind alle Unterlagen einzu-
reichen, die eine vollständige Beurteilung des Pro-
jektes und der Gesamtwirkung erlauben; dazu ge-
hören insbesondere die Darstellung der Umge-
bungsgestaltung und der Nachbarbauten (in Situa-
tions- und Erdgeschossplänen, Modellen, Fotomon-
tagen o. ä.).  

 Umgebungsgestaltung und Nachbarbauten können 
z. B. in Situations- und Erdgeschossplänen, Model-
len, 3-D-Darstellungen oder Fotomontagen darge-
stellt werden (vgl. auch Art. 6 Abs. 5 BR und Art. 15 
und 16 kantonales Baubewilligungsdekret). 

Aussen-
raum- 
gestal-
tung 

Art. 6 1 Öffentliche und private Aussenräume sind 
so zu gestalten, dass zusammen mit den Bauten 
und Anlagen eine gute Gesamtwirkung entsteht und 
gleichzeitig die ökologischen Qualitäten nach Mög-
lichkeit erhalten und vermehrt werden. 

 Ökologische Qualität: z. B. unversiegelte und be-
grünte Flächen, die geeignet sind, Regenwasser zu-
rückzuhalten, oder standortheimische Pflanzen, die 
Lebensraum für die einheimische Fauna bieten. 

 2 Die Vorgartenbereiche in den Wohnzonen und 
die Bauverbotsstreifen in den Arbeitszonen sind auf 
ökologisch und gestalterisch wirksame Art zu be-
grünen; die versiegelten Flächen sind auf das er-
schliessungstechnisch bedingte Minimum zu be-
schränken. 

 Vorgartenbereich: Bereich im Strassenabstand. 

Bauverbotsstreifen: Bereich im Grenzabstand ge-
genüber Wohnzonen und gemischten Zonen mit 
Wohnanteil (vgl. auch Art. 21 Abs. 5 BR). 

 3 Strassenräume sind von den Vorgartenbereichen 
auf gestalterisch wirksame Art abzugrenzen. 

 Gestalterisch wirksam und räumlich prägend sind 
z. B. Mauern, Zäune, Hecken und Bäume. 

 4 Nicht begehbare Flachdächer und schwach ge-
neigte Dächer bis 5° sind in der Regel zu begrünen. 

 Ausnahmen: z. B. technisch bedingte Aufbauten 
und Anlagen zur Sonnenenergienutzung sowie An- 
und Nebenbauten. 
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 5 Sofern aus der Baueingabe nicht alle wesentli-
chen Umgebungsgestaltungselemente hervorge-
hen, ist ein Umgebungsgestaltungsplan einzu-
reichen. 

 Wesentliche Umgebungsgestaltungselemente: Be-
pflanzung, Terraingestaltung, Böschungen, Stütz-
mauern, Spielplätze, Verkehrsflächen, Abstellflä-
chen für Fahrräder und Motorfahrzeuge, Hauszu-
gänge, Aufenthaltsflächen, Einfriedungen, Kehricht-
sammelstellen u. a. m. 

 6 Plakate sind so anzuordnen, dass sie das Stras-
sen-, Orts- und Landschaftsbild, schützens- und er-
haltenswerte Objekte, die Wohn- und Aufenthalts-
qualität sowie die Verkehrssicherheit nicht beein-
trächtigen. Sie sind auf wichtige Verkehrsachsen zu 
beschränken und in Plakatgruppen aufzustellen. Es 
ist ein einheitliches Trägermaterial zu verwenden. 

 Wegleitend ist das städtische Plakatierungskonzept. 
Plakatierungsstellen auf öffentlichem Grund werden 
in Zusammenarbeit mit den Vertragspartnern fest-
gelegt. 

Energie Art. 7 1 Für Neubauten ist nachzuweisen, dass 
20 % des Heiz- und Warmwasserenergiebedarfes 
mit erneuerbarer Energie oder besserer Wärme-
dämmung gedeckt werden. 

 Die Berechnung erfolgt gemäss der SIA-
Empfehlung 380/1 bzw. gemäss den Anforderungen 
der Allgemeinen Energieverordnung (AEV) des 
Kantons Bern. 

 2 Anbauten, Aufstockungen, Auskernungen und 
dergleichen gelten als Neubauten. 

 Gemäss Praxis ist ab einer Fläche von 50 m² ein 
Nachweis über das gesamte Gebäude zu erbringen. 
Bis 50 m² Bodenfläche besteht die Möglichkeit mit 
einem Einzelbauteil-Nachweis. 

Rückbau Art. 8 Bei Umbauten und Abbrüchen von Bauten 
mit mehr als 500 m³ Bauvolumen ist nachzuweisen, 
ob und wie die eingesetzten Baustoffe weiterver-
wendet oder wiederverwertet werden können. 

 Grundlage bildet die SIA-Empfehlung 430 (Entsor-
gung von Bauabfällen bei Neubau-, Umbau- und 
Abbrucharbeiten). 

Ökologi-
scher 
Ausgleich 
im Sied-
lungs-
gebiet 

Art. 9 Die Stadt fördert den ökologischen Aus-
gleich im Siedlungsgebiet durch Information und 
Beratung. Besonders wirksame, insbesondere par-
zellenübergreifende ökologische Vernetzungen 
können mit finanziellen Beiträgen unterstützt wer-
den. Bei wiederkehrenden Beiträgen sind Verträge 
abzuschliessen.  

 Flächen für den ökologischen Ausgleich und ökolo-
gische Vernetzungen bieten zusammenhängende 
Lebensräume für die einheimische Fauna. 

Fachaus-
schuss 
Bau- und 
Aussen-
raumge-
staltung 

Art. 10 1 Der Gemeinderat ernennt einen Fach-
ausschuss Bau- und Aussenraumgestaltung, der 
die Bauwilligen und die Baubewilligungsbehörde in 
Baugestaltungsfragen berät.  

 Vergleiche Anhang 8 BR. Der Fachausschuss ist 
nach rein fachlichen Kriterien interdisziplinär zu-
sammengesetzt. Seine Empfehlungen beschränken 
sich auf Fragen der Bau- und Aussenraumgestal-
tung. 

2 Der Fachausschuss besteht aus mindestens fünf 
unabhängigen, in Gestaltungsfragen ausgewiese-
nen Fachleuten, wobei neben der Architektur auch 
die Fachrichtungen Landschaftsarchitektur und -
planung sowie Raumplanung und Städtebau ange-
messen vertreten sind. Den Vorsitz führt der zu-
ständige Gemeinderat oder die zuständige Ge-
meinderätin. 

 Die Mehrzahl der stimmberechtigten Mitglieder hat 
ihren Geschäfts- und Wohnsitz ausserhalb von 
Thun. Die Leiter und Leiterinnen der zuständigen 
Ämter nehmen an den Verhandlungen des Fach-
ausschusses von Amtes wegen und ohne Stimm-
recht teil. Der vom Gemeinderat gewählte Aus-
schuss hat fünf Mitglieder. Den Vorsitz führt der/die 
ebenfalls stimmberechtigte zuständige Vorsteher/-
in. 

 3 Er kann weitere Fachleute als Expertinnen und 
Experten beiziehen. 

 Expertinnen und Experten: Zum Beispiel Fachleute 
aus den Bereichen Umwelt, Energie, Baugeschichte 
oder bildende Kunst. 
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 4 Bauvoranfragen und Baugesuche werden in der 
Regel dem Fachausschuss zur Beurteilung vorge-
legt, wenn sie für das Strassen-, Orts- und Land-
schaftsbild von Bedeutung sind oder spezielle bau-
gestalterische Fragen aufwerfen. 

 Im Wesentlichen betrifft dies Neu-, An- und Umbau-
ten in: 
- Zonen für öffentliche Nutzungen ZöN sowie Zo-

nen für Sport- und Freizeitanlagen ZSF, 
- Erhaltungs- und Freihaltezonen EFZ sowie Ufer-

schutzzonen USZ, 
- besonderen baurechtlichen Ordnungen (Über-

bauungsordnungen UeO und Zonen mit Pla-
nungspflicht ZPP), 

- Erhaltungs- und Entwicklungsgebieten, 
oder Bauvorhaben, die 
- die Gestaltungsfreiheit gemäss kantonalem Bau-

gesetz (Art. 75 BauG) oder 
- wesentliche und gestaltungswirksame Ausnah-

men beanspruchen. 

Der Entscheid, ob ein Projekt vor den Fachaus-
schuss kommt, liegt bei der Baubewilligungsbehör-
de. Bauwillige haben das Recht, sich in wichtigen 
gestalterischen Fragen vom Fachausschuss bera-
ten zu lassen (vgl. auch Anhang 8 BR). 

 5 Der Gemeinderat regelt die Details in einer Ver-
ordnung. 

  

Qualitäts- 
siche-
rungs-
prämien 

Art. 11 1 Die Baubewilligungsbehörde kann erfolg-
reiche Bemühungen um eine gute Bau- und Aus-
senraumgestaltung im Sinne von Art. 5 und 6 BR 
durch eine Reduktion der Baubewilligungsgebühren 
belohnen. 

 Qualitätssicherungsprämien können zu einer Re-
duktion der Gebühren für das Baubewilligungsver-
fahren führen; ein Rechtsanspruch auf Gewährung 
einer Prämie besteht jedoch nicht (vgl. Anhang 8 
BR). 

 2 Der Gemeinderat regelt die Details in einer Ver-
ordnung. 

  

    
 3. Die Grenzen des Bauens 

 
  

Gebäude- 
abmes-
sungen 

Art. 12 1 Die Abmessungen eines Gebäudes oder 
einer Gebäudegruppe (Gebäudelänge und Gebäu-
dehöhe) sind beschränkt; sie sind abhängig von der 
Bauzone, von einer besonderen baurechtlichen 
Ordnung oder von den Bestimmungen zu einzelnen 
Erhaltungs- und Entwicklungsgebieten. 

 Vergleiche dazu: 
- Bauzonen: Art. 20 und 21 BR, 
- besondere baurechtliche Ordnungen: Art. 29, 30 

und Anhang 3 BR, 
- Erhaltungs- und Entwicklungsgebiete: Art. 31 bis 

37 und Anhang 4 BR. 

 2 Die Messweise der Gebäudeabmessungen ist im 
Anhang 1 Ziffer 1.1 BR dargestellt und erläutert. 

  

Bauweise Art. 13 1 Soweit nichts anderes bestimmt ist, gilt 
die offene Bauweise; die Bauten haben allseitig die 
vorgeschriebenen Bauabstände einzuhalten. 

 Vergleiche dazu Art. 14, 21 und Anhang 1 Ziffer 1.2 
BR. 

 2 Der Zusammenbau von Gebäuden ist innerhalb 
der zulässigen Gebäudelänge gestattet. 

  

 3 Die geschlossene Bauweise gilt: 
- in den gemischten Zonen Wohnen/Arbeiten 

W/A3+, 
- in der Altstadt, 
- in denjenigen Ortsbildgebieten oder Teilen da-

von, in denen sie bereits heute vorherrscht. 

 Vergleiche dazu: 
- besondere baurechtliche Ordnungen: Art. 29, 30 

und Anhang 3 BR, 
- Altstadtgebiete: Art. 32 und Anhang 4 Ziffer 4.1 

BR, 
- Ortsbildgebiete: Art. 33 und Anhang 4 Ziffer 4.2 

BR; ein Ortsbild mit vorherrschender geschlos-
sener Bauweise ist z. B. Teil des Ortsbildgebietes 
O I «Hinter der Burg». 

- Bei der geschlossenen Bauweise werden die 
Hauptgebäude mindestens auf einer Seite an die 
Grenze gestellt und mit einer Brandmauer zu-
sammengebaut. 
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 4 Gegenüber Grundstücken und Bauten in Zonen 
und Gebieten mit offener Bauweise sind die vorge-
schriebenen Bauabstände einzuhalten.  
 

  

Bauab-
stände 

Art. 14 1 Die Bauabstände von Gebäuden richten 
sich nach: 
a rechtsgültigen Baulinien und Baufeldbegrenzun-

gen in besonderen baurechtlichen Ordnungen; 
b den Bestimmungen des Bundes und des Kantons 

sowie den Bauabständen von öffentlichen Stras-
sen, soweit die entsprechenden Mindestmasse 
grösser sind als die Abstände gemäss Buchstabe 
c; die Strassenabstände betragen gegenüber 
Kantonsstrassen mindestens 5.0 m und gegen-
über den übrigen öffentlichen Strassen mindes-
tens 4.0 m; sie werden vom äussersten Rand des 
Verkehrsraumes aus gemessen; 

c den Bauzonen und ihren baupolizeilichen Mas-
sen.  

 Besondere baurechtliche Ordnungen: altrechtliche 
Baulinien- und Bebauungspläne mit Sonderbauvor-
schriften sowie Überbauungsordnungen nach Bau-
gesetz. 

Bewilligungsfreie Ausnahmen und Ausnahmegesu-
che gemäss Art. 26 Kant. Waldgesetz (KWaG) und 
Art. 34 Kant. Waldverordnung (KWaV), vgl. auch 
Waldabstandslinienpläne. 

Zur bestehenden oder in rechtsgültigen Plänen 
festgelegten künftigen effektiven Grenze des öffent-
lichen Verkehrsraumes gehören auch Trottoirs oder 
öffentliche Parkierungsanlagen. 

Die Abstände von Gewässern richten sich nach Art. 
43 Abs. 1 und 2 BR (vorbehalten bleibt die Erteilung 
einer Wasserbaubewilligung gemäss Art. 48 Was-
serbaugesetz WBG). 

 2 Von den allgemeinen Abstandsbestimmungen 
gemäss Abs. 1 Buchstabe b und c kann abgewi-
chen werden, um bestehende prägende Baufluch-
ten in Altstadt-, Ortsbild- und Strukturgebieten zu 
bewahren. 

 Vergleiche dazu: 
- Altstadtgebiete: Art. 32 und Anhang 4 Ziffer 4.1 

BR. 
- Ortsbildgebiete: Art. 33 und Anhang 4 Ziffer 4.2 

BR. 
- Strukturgebiete: Art. 34 und Anhang 4 Ziffer 4.3 

BR; in Strukturgebieten ist u. U. auch die einheit-
liche Anwendung des grossen Grenzabstandes 
prägend (vgl. dazu Anhang 1 Ziffer 1.2 BR). 

 3 Gegenüber Landwirtschaftszonen LWZ sind die 
gleichen Grenzabstände einzuhalten wie gegenüber 
Grundstücksgrenzen. 

  

 4 Die Messweise der Grenz- und Gebäudeabstän-
de ist im Anhang 1 Ziffer 1.2 BR dargestellt und er-
läutert.  

 Vorbehalten bleibt die freie Bestimmung der arealin-
ternen Grenz- und Gebäudeabstände bei gemein-
samer Projektierung gemäss Art. 75 kant. BauG 
«Gestaltungsfreiheit». 

An- und 
Neben-
bauten 

Art. 15 1 An- und Nebenbauten sind Gebäude mit 
einer maximalen Grundfläche von 60 m² und einer 
maximalen Gebäudehöhe von 3.0 m. 

 An- und Nebenbauten: 
- Bewohnte An- und Nebenbauten: z. B. Winter-

gärten, gedeckte Sitzplätze oder Gartenhäuser. 
- Unbewohnte An- und Nebenbauten: z. B. Gara-

gen, Geräteschuppen, Velounterstände. 

 2 Der allseitige Grenzabstand für bewohnte An- 
und Nebenbauten beträgt 3.0 m, derjenige für un-
bewohnte An- und Nebenbauten beträgt 2.0 m; die-
se dürfen mit schriftlicher Zustimmung der betroffe-
nen Nachbarn an die gemeinsame Grenze gestellt 
werden. 

 Die schriftliche Zustimmung muss enthalten, dass 
das entsprechende Grenz- bzw. Näherbaurecht 
eingehalten wird. 

 3 In Gebieten mit geschlossener Bauweise dürfen 
An- und Nebenbauten mit einer Brandmauer an die 
Grenze gestellt werden. 

  

Unterirdi-
sche  
Bauten 

Art. 16 1 Unterirdische Bauten sind in der Regel 
vollständig vom Erdreich überdeckt. Die dadurch 
entstehende Terrainveränderung darf nirgends den 
gewachsenen Boden um mehr als 1.2 m überragen. 
Abgrabungen für Zufahrten und Zugänge sind in der 
erforderlichen Breite zulässig. 

 Gewachsener Boden: das noch unveränderte Ter-
rain; wo dieses nicht mehr zu erkennen ist, muss 
der massgebende Terrainverlauf zusammen mit 
den Baubewilligungsbehörden bestimmt werden. 
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 2 Begrünte unterirdische Bauteile müssen eine  
Erdüberdeckung von mindestens 0.6 m aufweisen. 

 Eine genügende Erdüberdeckung ist Voraussetzung 
für eine wirksame Begrünung z. B. einer unterirdi-
schen Einstellhalle durch Gartenpflanzen, Sträucher 
und kleine Hochstammbäume. 

 3 Unterirdische Bauten dürfen bis 1.0 m an die 
Grundstücksgrenze reichen, mit Zustimmung des 
Nachbarn bis zur Grundstücksgrenze. 

  

 4 Innerhalb des Vorgartenbereiches in den Wohn-
zonen, des Bauverbotsstreifens in der Arbeitszone 
sowie innerhalb des Wald- oder Gewässerabstan-
des dürfen in der Regel keine unterirdischen Bautei-
le erstellt werden. 

 Dies entspricht Art. 6 Abs. 2 BR (vgl. auch den 
Kommentar dazu) zu Gunsten einer wirksamen Be-
grünung – Ausnahme: z. B. Einfahrtsrampe zu einer 
unterirdischen Einstellhalle. 

Vorsprin-
gende 
Bauteile 

Art. 17 1 Vorspringende Bauteile ragen aus der 
Fassade heraus und nehmen gesamthaft nicht 
mehr als die Hälfte der Fassadenlänge ein. 

 Vorspringende Bauteile: z. B. Vortreppen, Balkone 
(auch abgestützte), Veranden, Erker; wenn sie 
mehr als die Hälfte der Fassadenlänge einnehmen 
– z. B. durchgehende Balkone – hat die Vorderkan-
te der Brüstungen den Grenzabstand einzuhalten. 

 2 Vorspringende Bauteile dürfen maximal 2.0 m in 
den Grenzabstand hineinragen, müssen jedoch ei-
nen verbleibenden Grenzabstand von mindestens 
2.0 m einhalten. 

 Vorspringende Bauteile wie Erker dürfen nicht bis 
2.0 m an die Grenze reichen, da für bewohnte 
Räume ein privatrechtlicher Abstand von 3.0 m ein-
zuhalten ist. Der privatrechtliche Grenzabstand ge-
mäss Art. 79 EGzZGB geht auf jeden Fall vor. 

 3 Vordächer, Gesimse und Vorkehren für Sonnen- 
oder Lärmschutz dürfen über die gesamte Fassa-
denlänge um das technisch und gestalterisch be-
dingte Mass in den Grenzabstand hineinragen. 

 Vorkehren für Sonnen- oder Lärmschutz: z. B. Son-
nenstoren oder -blenden bzw. eine zusätzliche vor-
gehängte Glashaut. 

Geschos-
se 

Art. 18 1 Als Geschosse zählen das Erdgeschoss 
und die Obergeschosse. 

  

 2 Ein Sockel- oder Untergeschoss zählt als Ge-
schoss, wenn es den gewachsenen oder den tiefer 
liegenden fertigen Boden im Mittel aller Fassaden 
um mehr als 1.2 m oder in einer Fassade auf mehr 
als drei Viertel der Fassadenlänge um Geschoss-
höhe überragt. 

 Am Hang ist die auf der Talseite eines Hauses ab-
lesbare Geschosszahl für das Siedlungsbild ent-
scheidend, d. h. in der Wohnzone W2 beispielswei-
se treten talseits nur zwei Geschosse in Erschei-
nung; vorbehalten bleiben gestaffelte Gebäude ge-
mäss Anhang 1 Ziffer 1.1 BR. 

 3 Das Dachgeschoss wird mitgezählt, wenn die 
Kniewand höher als 1.0 m ist. 

  

Dachaus-
bau und 
Attika- 
geschoss 

Art. 19 1 Der Einbau von Wohn- und Arbeitsräu-
men im Dachraum ist auf einer Nutzungsebene 
möglich (in der Altstadt auf zwei Nutzungsebenen); 
der Einbau von zusätzlichen Galeriegeschossen ist 
gestattet, sofern diese keine selbständigen Wohn-
räume bilden. 

 Die Nutzung der Dachräume ist im Sinne einer bes-
seren Nutzung des Bodens erwünscht; jedoch ist 
aus gestalterischen Gründen eine Durchlöcherung 
der Dachhaut auf mehr als einer Ebene nicht er-
wünscht. 

 2 Auf Flachdächern kann zusätzlich zur maximalen 
Geschosszahl und Gebäudehöhe ein Attikage-
schoss erstellt werden. 

  

 3 Die Messweise für Attikageschosse und Dach-
aufbauten ist im Anhang 1 Ziffer 1.3 BR dargestellt. 
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 4. Bauzonen und ihre Bestimmungen 
 

  

Nutzungs-
art der 
Bauzonen 

Art. 20 1 Für die einzelnen Bauzonen gelten, unter 
dem Vorbehalt besonderer baurechtlicher Ordnun-
gen, die folgenden Nutzungsarten: 

 Im Zonenplan I wird flächendeckend die Grundnut-
zung dargestellt, die in Gebieten mit besonderen 
baurechtlichen Ordnungen noch präzisiert wird – 
vgl. Kapitel 5 und Anhang 3 BR. 

 Nutzungsart Wohnanteil Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

  

Bauzone 
Wohnen W2, 
W3 und W3+ 

- Wohnen, 
- dem Wohnen gleichgestellt 

sind: 
- Kindergärten und Kinder-

tagesstätten, 
- Alterswohn- und Pflege-

heime, 
- Hotel- und Gastgewerbe-

betriebe, 
- stilles Gewerbe (gem. Art. 90 

kant. Bauverordnung), 
- dem stillen Gewerbe gleich-

gestellt sind: 
- Bauten und Anlagen der 

Freikirchen, 
- Übergangsnutzungen 

(gem. Art. 25 BR). 

Mindestens 50 % 
der Bruttoge-
schossfläche 
BGF. 

II/III 

Anmer-
kung: 
Aufstufung 
aufgrund 
Lärmvorbe-
lastung; 
vgl. Art. 47 
Abs. 1 BR. 

  

Bauzone 
Wohnen/ 
Arbeiten 
W/A3 und 
W/A3+ 

- Zusätzlich zu den in den 
Wohnzonen zugelassenen 
Nutzungen: Arbeiten unter 
Vorbehalt von Abs. 3 (Ver-
kauf, Dienstleistungsbetrie-
be, mässig störendes Ge-
werbe), 

- Übergangsnutzungen (gem. 
Art. 25 BR). 

25 bis 75 % der 
BGF; in Gebieten 
mit Lärmvorbe-
lastung (vgl. Art. 
47 Abs. 2 BR) 
0 bis 75 % der 
BGF; in den Alt-
stadtgebieten 
mindestens die 
Fläche von 2 Ge-
schossen in den 
Hauptgebäuden. 

III  Die Zonen Wohnen/Arbeiten W/A3 und W/A3+ ent-
sprechen nicht einer Geschäfts- oder Kernzone 
nach Art. 20 Abs. 3 BauG. (Änderung vom 
11.12.2009, Reg.-Nr. 241-18.) 

Bauzone 
Arbeiten A 

- Arbeiten unter Vorbehalt von 
Abs. 3 (Dienstleistungs-, Be-
arbeitungs- und Produkti-
onsbetriebe sowie öffentliche 
und private Freizeiteinrich-
tungen), 

- Verpflegungsbetriebe, 
- Verkaufsräume mit max. 

800 m² gedeckter Verkaufs-
fläche gemäss kantonaler 
Bauverordnung, 

- Übergangsnutzungen (gem. 
Art. 25 BR). 

Wohnen nur für 
standortgebun-
denes Personal. 

IV  Freizeiteinrichtungen: insbesondere Bauten, die 
über Sport- und Spielfelder mit ihren Nebenbauten 
(gemäss Art. 23 BR) hinaus gehen wie z. B. Sport-
hallen, Vergnügungsparks, Spielsalons, Bars, Dis-
cos u. a. m. 

Verkaufsräume: wie z. B. Lager-, Ausstellungs- und 
Verkaufsräume für Fahrzeuge, Möbel, Baubedarf, 
Pflanzen und Gartenbedarf. Verkaufsnutzungen für 
den täglichen Bedarf, welche einen im Verhältnis 
zur Verkaufsfläche hohen Kundenstrom erzeugen, 
insbesondere Lebensmittelläden, sind ausgeschlos-
sen. (Änderung vom 11.12.2009, Reg.-Nr. 241-18.) 

 
 2 Der Wohnanteil kann innerhalb eines Areals mit 

mehreren Bauten frei realisiert werden, sofern diese 
gemeinsam projektiert und bewilligt werden. 

 Dadurch kann z. B. die Lärmvorbelastung entlang 
einer Strasse berücksichtigt werden. 
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 3 Verkehrsintensive Nutzungen, d. h. 
a grosse Vorhaben gemäss Art. 53 kant. Bauver-

ordnung (BauV), die mehr Parkplätze benötigen 
als den Grundbedarf an sich und die mehr als 
2000 Fahrten DTV erzeugen, oder 

b nutzungsunabhängige Parkierungsanlagen, die 
mehr als 2000 Neufahrten verursachen, 

sind nur in der Innenstadt und in den speziell be-
zeichneten Gebieten zulässig.  

 Vergleiche dazu auch die Arbeitshilfe «Abstellplätze 
für Fahrzeuge», Leitfaden zur Berechnung der er-
forderlichen Anzahl Abstellplätze nach Art. 49 bis 56 
BauV, Amt für Gemeinden und Raumordnung, 
2000. 

DTV = durchschnittlicher Tagesverkehr 

 4 Für Gebiete in Zonen mit Planungspflicht oder 
mit einer Überbauungsordnung gelten die gebiets-
bezogenen Bestimmungen im Anhang 3.  

 Die in diesen Gebieten im Zonenplan I dargestellte 
Grundnutzung hat lediglich hinweisenden Charak-
ter. Massgebend sind in jedem Falle die Vorschrif-
ten der rechtsgültigen Überbauungsordnungen bzw. 
die Bestimmungen für Zonen mit Planungspflicht im 
Anhang 3 Ziffer 3.2 BR. 

Nut-
zungs-
mass der 
Bauzonen 

Art. 21 1 Für die einzelnen Bauzonen gelten, unter 
dem Vorbehalt besonderer baurechtlicher Ordnun-
gen und Gebiete, die folgenden baupolizeilichen 
Masse: 

 Vorbehalten bleibt auch – sofern es sich nicht um 
Erhaltungs- und Entwicklungsgebiete handelt – die 
freie Bestimmung der arealinternen Grenz- und Ge-
bäudeabstände bei gemeinsamer Projektierung 
gemäss Art. 75 kant. BauG «Gestaltungsfreiheit». 

 Kleiner Grenz-
abstand 
 
kGA in m 

Grosser 
Grenz-
abstand 
gGA in m 

Gebäude-
länge  
 
GL in m 

Gebäude-
höhe  
 
GH in m 

Ge-
schoss-
zahl  
 
GZ 

Ausnüt-
zungs-
ziffer 
AZ max. 

 

Wohnen W2 4.0 11.0 25.0 7.0 2 0.5   

Wohnen W3 5.0 14.0 60.0 10.0 3 0.7   

Wohnen 
W3+ 

(vgl. Abs. 2 und 3)   

Wohnen/ 
Arbeiten 
W/A3 

5.0 11.0 60.0 11.0 
(vgl. 
Abs. 4) 

3 0.8   

Wohnen/ 
Arbeiten 
W/A3+ 

(vgl. Abs. 2 und 3)   

Arbeiten A 5.0 
(vgl. Abs. 5) 

– 17.5 
(vgl. 
Abs. 6) 

– –   

 
 2 Für die Zonen, die von einer bestehenden Über-

bauungsordnung oder von einer Zone mit Pla-
nungspflicht ZPP überlagert werden, gelten die dort 
festgelegten Nutzungsmasse. 

 Vergleiche Kommentar zu Art. 20 Abs. 4.  

 

 3 Für die Zonen W3+ und W/A3+, die nicht von ei-
ner besonderen baurechtlichen Ordnung überlagert 
werden, gelten das Nutzungsmass und die baupoli-
zeilichen Masse der vorherrschenden Bebauung. 

 Masse der vorherrschenden Bebauung: Abstände 
(oder Gebäudeflucht), Gebäudelänge (oder ge-
schlossene Bauweise), Gebäudehöhe und Ge-
schosszahl, die von der Mehrzahl der bestehenden 
Bauten entlang einer Strasse oder einer Gebäude-
gruppe eingehalten werden. 

 4 In der Zone Wohnen/Arbeiten W/A3 Scherzli-
gen/Kohleweiher-Süd gilt eine maximale Gebäude-
höhe von 7.0 m. 

  

 5 In der Arbeitszone A ist gegenüber Zonen mit 
vorgeschriebenem minimalem Wohnflächenanteil 
(W2, W3, W3+, W/A3, W/A3+, evtl. ZPPs) sowie 
gegenüber Zonen für öffentliche Nutzungen ZöN ein 
Grenzabstand von 10.0 m einzuhalten. 

 Dies erlaubt eine wirksame Begrünung zwischen 
Wohn- und Arbeitsgebieten – vgl. dazu auch Art. 6 
Abs. 2 BR. 
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 6 In den Arbeitszonen Grabengut, ehemaliges 
Schlachthaus Lerchenfeld, Lerchenfeld Allmend-
strasse und Allmitplatz Bostuden gilt eine maximale 
Gebäudehöhe von 11.0 m. 

  

Zone für  
öffentli-
che Nut-
zungen 
ZöN 

Art. 22 1 Die Zonen für öffentliche Nutzungen sind 
Areale, die für Bauten und Anlagen im öffentlichen 
Interesse verwendet oder noch benötigt werden. 

  

2 Die Zweckbestimmung und die Grundzüge der 
Überbauung zu den einzelnen ZöNs sind im An-
hang 2 Ziffer 2.1 BR formuliert.  

 ZöNs sind Zonen gemäss Art. 77 kant. BauG; sie 
erlauben eine individuelle und massgeschneiderte 
Berücksichtigung des jeweiligen Ortes und der je-
weiligen Zweckbestimmung. 

Zone für 
Sport- 
und Frei-
zeitanla-
gen ZSF 

Art. 23 1 Die Zonen für Sport- und Freizeitanlagen 
sind Areale, die für Sport- und Spielfelder, Famili-
engärten und ähnliche Freizeitbetätigungen sowie 
die dazugehörenden Nebenbauten verwendet oder 
noch benötigt werden. 

  

 2 Die Zweckbestimmung und die Grundzüge der 
Gestaltung zu den einzelnen ZSFs sind im Anhang 
2 Ziffer 2.2 BR formuliert.  

 ZSFs sind Zonen gemäss Art. 78 kant. BauG; auch 
sie erlauben die Berücksichtigung unterschiedlicher 
Gegebenheiten und Anforderungen. 

Zone für  
militäri-
sche Nut-
zungen 
ZmN 

Art. 24 1 Die Zonen für militärische Nutzungen sind 
Areale, die für militärische Bauten und Anlagen 
verwendet oder benötigt werden. 

 Die Zone für militärische Nutzungen ZmN umfasst 
im Wesentlichen Bauten, Anlagen und Landschafts-
räume, die den militärischen Bedürfnissen dienen. 
Militärische Bauten und Anlagen unterliegen den 
Bestimmungen der Militärgesetzgebung. 

 2 Zivile Nutzungen sind nur als Übergangsnutzun-
gen zulässig, wenn sie weder die landschaftliche 
Gesamtwirkung noch die Qualität der natürlichen 
Lebensräume beeinträchtigen. 

 Vergleiche dazu Art. 25 sowie Anhang 4 Ziffer 4.4 
BR (Landschaftsentwicklungsgebiet L III «Grosse 
Allmend») und Anhang 4 Ziffer 4.5 BR (Naturgebiet 
N IV «Äussere Allmend»). 

 3 Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe IV.    

Über-
gangs-
nutzun-
gen 

Art. 25 1 Für zonenfremde Nutzungen in den 
Bauzonen gemäss Art. 20 bis 24 BR sowie in den 
Zonen für besondere baurechtliche Ordnungen ge-
mäss Art. 29 und 30 BR kann eine Bewilligung zur 
Übergangsnutzung für maximal fünf Jahre erteilt 
werden.  

 Übergangsnutzungen erlauben die zonenfremde 
Nutzung von Gebieten, die noch nicht für eine Neu-
nutzung oder Überbauung reif sind – z. B. die kultu-
relle Nutzung einer Industriebrache oder die Frei-
zeitnutzung einer unüberbauten Wohnzone. 

 2 Es müssen dazu mindestens folgende Bedingun-
gen erfüllt sein: 
- die Nutzung und das Bauprojekt müssen auf ma-

ximal fünf Jahre ausgelegt sein; 
- der Rückbau muss einfach erfolgen können; 
- der Rückbau muss in Form eines Vertrages zwi-

schen der Gemeinde und den Bewilligungsneh-
menden oder mittels einer Erfüllungsgarantie fi-
nanziell sichergestellt sein; 

- die entstehenden Immissionen müssen zonen-
konform sein; 

- bei Wohnungen müssen die wohnhygienischen 
Voraussetzungen gemäss Art. 21 Abs. 2 kant. 
BauG erfüllt sein. 

 Vergleiche dazu Art. 21 Abs. 2 kant. BauG: zum 
Wohnen oder Arbeiten bestimmte Bauten und Anla-
gen müssen dauernd den gesundheitlichen Anfor-
derungen genügen. 

 3 Die Gültigkeit der Übergangsnutzung kann um 
zwei Jahre auf sieben Jahre verlängert werden. 

  

Erhal-
tungs- 
und Frei-
haltezone 
EFZ 

Art. 26 1 Erhaltungs- und Freihaltezonen dienen 
der Erhaltung und Weiternutzung bestehender Bau-
ten und der Freihaltung ihrer Umgebung bei wichti-
gen Ortsansichten, Aussichtslagen, öffentlichen An-
lagen sowie von Naturgebieten und -objekten. 

 Dies betrifft im Wesentlichen Ortsbilder und Bau-
denkmäler mit ihrer Umgebung, wertvolle Natur-
gebiete oder unüberbaute Grünflächen. 
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 2 In der Erhaltungs- und Freihaltezone dürfen Bau-
ten und Anlagen nur errichtet werden, wenn sie 
standortbezogen sind, das Orts- und Landschafts-
bild sowie bestehende Schutzobjekte oder den 
Freihaltezweck nicht beeinträchtigen. 

 Dies können Bauten und Anlagen sein, die den Ge-
brauchswert und die Attraktivität des Gebietes stei-
gern oder der Pflege des Areals dienen. Die Ver-
träglichkeit ist nach baugestalterischen, denkmal-
pflegerischen und ökologischen Gesichtspunkten zu 
beurteilen. 

 3 Bestehende Bauten und Anlagen dürfen unter-
halten, zeitgemäss erneuert und unter den in Abs. 2 
genannten Voraussetzungen umgebaut und erwei-
tert werden. 

 Dies entspricht im Wesentlichen der gesetzlichen 
Besitzstandsgarantie (Art. 3 kant. BauG). 

 4 Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe II.   

Ufer-
schutz-
zone USZ 

Art. 27 1 Uferschutzzonen dienen der Freihaltung 
von Fluss- und Seeufern. 

 Das heisst, in der Uferschutzzone dürfen Bauten 
und Anlagen nur errichtet werden, wenn sie stand-
ortgebunden sind, im öffentlichen Interesse liegen 
und die Uferlandschaft nicht beeinträchtigen. Bau-
ten und Anlagen bedürfen der Zustimmung des kan-
tonalen Amtes für Gemeinden und Raumordnung. 

 2 Es gelten Art. 4 Abs. 1 und Art. 5 Abs. 3 des kan-
tonalen See- und Flussufergesetzes (SFG). 

  

 3 Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe II.    

Landwirt-
schafts-
zone LWZ 

Art. 28 1 Die Landwirtschaftszone umfasst jenes 
Land, das für die landwirtschaftliche Produktion o-
der für den Gartenbau benötigt wird oder im Ge-
samtinteresse genutzt werden soll. 

 Art. 28 BR ergänzt damit die übergeordneten Vor-
schriften zur Landwirtschaftszone [Art. 16, 16 a-b, 
24, 24 a-d, 25 und 37 a Raumplanungsgesetz 
(RPG) sowie Art. 26 bis 30, 34 bis 38 und 39 bis 43 
Raumplanungsverordnung (RPV)]. 

 2 Für Bauten ausserhalb der Bauzonen, die eine 
Ausnahme gemäss Art. 24 des Bundesgesetzes 
über die Raumplanung (RPG) beanspruchen, gelten 
die baupolizeilichen Masse der Wohnzone W2 (oh-
ne AZ). 

 Vergleiche Art. 21 Abs. 1 BR 

 3 Bauten und Anlagen, die im Sinne von Art. 16a 
RPG über eine innere Aufstockung hinausgehen, 
werden nicht bewilligt. 

 Über die so genannte innere Aufstockung hinaus 
gehen Bauten und Anlagen, die überwiegend oder 
ausschliesslich der bodenunabhängigen Landwirt-
schaft dienen (Hors-sol). 

 4 Die Gemeinde ist die lokale Trägerschaft gemäss 
Verordnung über die Erhaltung der Lebensgrundla-
gen und der Kulturlandschaft und leistet anteilmäs-
sig die entsprechenden Bewirtschaftungsbeiträge. 
Der Gemeinderat legt die Einzelheiten in einer Ver-
ordnung fest und bezeichnet die beitragsberechtig-
ten Flächen in einem Konzept. 

 Die kantonale Verordnung über die Erhaltung der 
Lebensgrundlagen und der Kulturlandschaft (LKV) 
wird überarbeitet und im Jahr 2003 an die neue 
Verordnung des Bundes über die regionale Förde-
rung der Qualität und Vernetzung von ökologischen 
Ausgleichsflächen in der Landwirtschaft (ÖQV) an-
gepasst. Gemäss ÖQV werden Beiträge an Land-
wirte ausgerichtet, die beim ökologischen Ausgleich 
besondere Leistungen erbringen. Zusätzliche Bei-
träge an ökologische Ausgleichsflächen gibt es für 
deren besondere Qualität und/oder für deren Wir-
kung zur Vernetzung natürlicher Lebensräume. Der 
Vernetzungsbeitrag kann für Flächen beansprucht 
werden, die in einem teilregionalen Vernetzungs-
konzept bezeichnet sind. Die Beiträge nach ÖQV 
werden durch Bund und Kanton ausgerichtet. Die 
Gemeinde kann weitere gezielte Massnahmen für 
den ökologischen Ausgleich zusätzlich mit Beiträ-
gen unterstützen. 

 5 Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.    
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 5. Besondere baurechtliche Ordnungen 
 

  

Zonen mit 
Pla-
nungs-
pflicht 
ZPP 

Art. 29 1 Zonen mit Planungspflicht ZPP ermögli-
chen die ganzheitliche, haushälterische und qualita-
tiv anspruchsvolle wirtschaftliche und bauliche Ent-
wicklung wichtiger unüberbauter, unternutzter oder 
umzunutzender Areale. 

 Gemäss Art. 93 kant. BauG setzt das Bauen in ei-
ner Zone mit Planungspflicht eine rechtskräftige 
Überbauungsordnung (gemäss Art. 88 ff. kant. 
BauG) voraus; diese wird durch den Gemeinderat 
erlassen. 

 2 Der Planungszweck, die Art der Nutzung, deren 
Mass als Planungswert und die Gestaltungsgrund-
sätze für Bauten, Anlagen und Aussenräume in den 
einzelnen ZPPs sind im Anhang 3 Ziffer 3.2 BR 
formuliert. 

 Vergleiche auch Kommentar zu Art. 20 Abs. 4 BR. 

 3 Für die Zonen mit Planungspflicht gelten die im 
Anhang 3 Ziffer 3.2 BR festgelegten Nutzungsmas-
se. 

  

 4 Das Bauen in einer Zone mit Planungspflicht ZPP 
setzt ein Verfahren voraus, das eine qualitativ 
hochstehende Planung, Projektierung und Ausfüh-
rung gewährleistet und die ausgewogene Berück-
sichtigung aller Interessen sicherstellt. 

 Solche Verfahren sind Studienaufträge, Ideen-, Pro-
jekt- und Gesamtleistungswettbewerbe nach SIA 
142, Ordnung für Architektur- und Ingenieurwettbe-
werbe. 

Gemäss Art. 93 Abs. 1 kant. BauG kann von der 
Pflicht zum Erlass einer Überbauungsordnung be-
freit werden, 
- wenn ein einzelnes Vorhaben mit den Festlegun-

gen im Baureglement – vgl. Anhang 3 Ziffer 3.2 
BR – und gegebenenfalls mit ergänzenden Richt-
linien übereinstimmt, 

- wenn ein Vorhaben das Ergebnis eines Projekt-
wettbewerbes (nach SIA 142) ist oder 

- mit Zustimmung des Amtes für Gemeinden und 
Raumordnung, wenn ein Gesamtvorhaben das 
Planungsziel in der ganzen Zone mit Planungs-
pflicht erfüllt. 

Zuständig für die Beurteilung der Qualität ist entwe-
der der Fachausschuss Bau- und Aussenraum-
gestaltung (Art. 10 BR) oder das Preisgericht bzw. 
das Beurteilungsgremium eines Wettbewerbes, 
Studienauftrages oder eines anderen wettbewerbs-
ähnlichen Verfahrens. 

 5 In einem Grünkonzept ist nachzuweisen, wie die 
besondere Qualität der Grün- und Freiräume, der 
Baumstandorte und Durchgrünung gewährleistet 
wird. 

  

 6 In einem Energieversorgungs- und Energiean-
wendungskonzept ist spätestens im Baugesuch 
nachzuweisen, wie die dem Stand der Technik ent-
sprechenden Möglichkeiten bezüglich des Einsat-
zes von erneuerbaren Energien, des Energiespa-
rens und der Nahwärmeversorgung ausgeschöpft 
werden. 

 Es wird empfohlen, den Nachweis unter Beizug der 
Energieberatung der Energie Thun AG zu erbrin-
gen. Für Bauten mit «Minergie-Standard» ist kein 
Nachweis erforderlich. 

 7 Zwischen der Stadt und den Grundeigentümern 
sind Verhandlungen über den Ausgleich von Pla-
nungsvorteilen zu führen.  

 Vergleiche dazu Art. 109 kant. BauG «Infrastruktur-
vertrag» und Art. 142 kant. BauG «Ausgleich von 
Planungsvorteilen». 

Zonen mit 
Überbau-
ungsord-
nung UeO 

Art. 30 1 Zonen mit Überbauungsordnung UeO 
sind Gebiete, für die eine rechtskräftige besondere 
baurechtliche Ordnung gilt. 

 Dazu gehören: Überbauungsplan, Uferschutzplan, 
Teilzonenplan – oder nach altem Recht: Bebau-
ungsplan oder Baulinienplan mit Sonderbauvor-
schriften 

 2 Je eine Liste mit den bestehenden, nicht aufge-
hobenen bzw. aufgehobenen besonderen baurecht-
lichen Ordnungen findet sich im Anhang 3 Ziffer 3.1 
BR. 
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 6. Erhaltungs- und Entwicklungsgebiete 
 

  

Allgemei-
nes 

Art. 31 1 Die im Zonenplan als Erhaltungs- und 
Entwicklungsgebiete bezeichneten Flächen sind 
Schutzgebiete im Sinne des kantonalen Baugeset-
zes. 

 Vergleiche dazu Art. 86 kant. BauG. Erhaltungs-
gebiete wie Altstadt-, Ortsbild- und Strukturgebiete 
sind in der Regel einer Bauzone überlagert. Der 
«Schutz» bezieht sich in diesen Fällen nicht auf die 
Substanz, sondern auf die Struktur oder die prä-
genden Merkmale eines Gebietes. 

 2 An Stelle der baupolizeilichen Masse der zugrun-
de liegenden Bauzone (Art. 21 BR) ist die vorherr-
schende bestehende Bebauung wegleitend. Die 
Gestaltungsfreiheit bei gemeinsamer Projektierung 
gemäss Art. 75 kant. Baugesetz ist ausgeschlos-
sen. 

 Das heisst, im Einzelfall sind die Merkmale der für 
ein Gebiet vorherrschenden und prägenden Bebau-
ungsstruktur massgebend und nicht die möglicher-
weise strukturfremden baupolizeilichen Masse. 

 3 Der Gemeinderat kann Richtlinien zum Schutz, 
zur Erhaltung, Gestaltung, Nutzung, Entwicklung 
und Erneuerung der Gebiete erlassen. 

  

 4 Bauvoranfragen und Baugesuche werden in der 
Regel zur Beurteilung und Beratung vorgelegt: 
- in den Altstadt-, Ortsbild-, Struktur-, Landschafts-

bild- und Landschaftsentwicklungsgebieten dem 
Fachausschuss Bau- und Aussenraumgestal-
tung, 

- in den Naturgebieten der zuständigen Fachstelle 
des Kantons. 

 Der Einbezug des Fachausschusses oder der 
Fachstellen dient der vertieften Analyse der für ein 
Gebiet prägenden Merkmale und der Beurteilung 
der guten Gesamtwirkung im Sinne von Art. 5 Abs. 
1 BR (Baugestaltung); dadurch kann auf die Formu-
lierung von detaillierten Bau- und Gestaltungsvor-
schriften verzichtet werden. Die entsprechende 
Fachstelle des Kantons ist das Naturschutzinspek-
torat. 

Altstadt- 
gebiete A 

Art. 32 1 Die Altstadt umfasst das Gebiet innerhalb 
der ehemaligen Stadtbefestigung. Sie ist in ihrer 
Gesamtheit ein historisches Baudenkmal. Ihre Er-
scheinung sowie ihre Struktur, ihre prägenden Ele-
mente und Merkmale sind zu erhalten und zu pfle-
gen. 

 Trotz den erhöhten gestalterischen Anforderungen 
bleibt die Altstadt – und innerhalb dieser besonders 
das Bälliz – ein wirtschaftlicher Entwicklungs-
schwerpunkt und somit ein Baugebiet von hoher 
Dichte mit einem entsprechenden Erneuerungsbe-
darf (vgl. auch Anhang 4 Ziffer 4.1 BR). 

 2 Brandmauern sind zu erhalten; sofern es die 
zweckmässige Nutzung von benachbarten Laden-
flächen erfordert, sind untergeordnete Brandmauer-
durchbrüche gestattet. 

 Die mittelalterliche Riemenparzellierung mit dem 
Brandmauernsystem ist das wichtigste Struktur-
merkmal der Altstadt. Als untergeordnet gelten 
Brandmauerdurchbrüche, wenn sie in den Laden-
geschossen einzeln nicht mehr als 3.0 m und zu-
sammen nicht mehr als ein Drittel der Gebäudetiefe 
betragen, in den übrigen Geschossen einzeln nicht 
mehr als 1.5 m und zusammen nicht mehr als ein 
Viertel der Gebäudetiefe ausmachen. 

 3 Dachausbauten sind gestattet, sofern die Eigen-
art und die Stellung des Gebäudes dies zulassen. 
Dachausbauten über maximal zwei Geschosse bil-
den nutzungsmässig eine Einheit und sind in der 
Regel offen (mit einer Galerie) zu gestalten. 

 Die vielgestaltige, in ihrer Gesamtwirkung jedoch 
harmonische Dachlandschaft ist ein prägendes Ge-
staltungsmerkmal der Altstadt. Dachaus- und Auf-
bauten sind entsprechend sorgfältig zu gestalten 
und individuell zu beurteilen. 

 4 Dachaufbauten sind gestattet, sofern die Eigenart 
des Gebäudes und des Daches dies zulassen, d. h. 
insbesondere, sofern das Bild einer zusammenhän-
genden Dachfläche nicht beeinträchtigt wird. Dach-
flächenfenster sind nur für die Belichtung von Ne-
benräumen, Firstoberlichter nur für die Belichtung 
von Lichthöfen oder Treppenhäusern gestattet. An-
dere Lösungen für Dachaufbauten und -öffnungen 
sind gestattet, sofern die zuständigen Fachorgane 
zustimmen. Dacheinschnitte sind nicht gestattet. 

 Dachaufbauten und -öffnungen sollen pro Dachge-
schoss zusammen nicht mehr als ein Drittel der 
Fassadenbreite ausmachen. Dachflächenfenster 
sollen als stehende Rechtecke zwischen den 
Dachsparren liegen und nicht mehr als 1.00 m² 
Glaslicht aufweisen. Vorbehalten bleibt die Verwen-
dung von Produkten, die sich besonders unauffällig 
in die Dachhaut integrieren. 
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 5  Erdgeschoss und Obergeschosse bilden gestal-
terisch eine Einheit; sie sind entsprechend aufei-
nander abzustimmen. Vordächer sind transparent 
zu gestalten. Besondere Sorgfalt und Zurückhaltung 
bedarf das Anbringen und die Gestaltung von Re-
klamen, Schaukästen, Sonnenschutz-, Beleuch-
tungs- oder anderen Einrichtungen. 

 Rücksprünge oder eine nicht auf die Obergeschos-
se abgestimmte Schaufenstergestaltung, geschlos-
sene Vordächer oder Erker beeinträchtigen die ge-
stalterische Einheit einer Altstadtfassade (vgl. auch 
das städtische Reklamekonzept). 

 6 Die traditionellen Materialien im Aussenraum sind 
beizubehalten. Ausgenommen sind Fahrbahnbelä-
ge von Durchgangsstrassen. 

 Das traditionelle Belagsmaterial der Altstadtgassen 
ist eine Pflästerung aus Natursteinen. 

 7 Die prägenden Elemente und Merkmale der ein-
zelnen Altstadtgebiete werden im Anhang 4 Ziffer 
4.1 BR aufgelistet. 

 Diese ergänzen die Kriterien zur Baugestaltung in 
Art. 5 Abs. 1 BR. 

Ortsbild- 
gebiete O 

Art. 33 1 Die Ortsbildgebiete umfassen jene Gebie-
te ausserhalb der Altstadt, die aus historischen, 
städtebaulichen oder architektonischen Gründen für 
die Entwicklung und das Erscheinungsbild der Stadt 
bedeutungsvoll sind. Ihre prägenden Elemente und 
Merkmale sind zu erhalten und behutsam zu erneu-
ern. Neubauten sind so einzufügen, dass eine gute 
Gesamtwirkung erhalten bleibt. 

 Auch Ortsbildgebiete sind Baugebiete – jedoch mit 
erhöhten gestalterischen Anforderungen. 

 2 Die prägenden Elemente und Merkmale der ein-
zelnen Ortsbildgebiete werden im Anhang 4 Ziffer 
4.2 BR aufgelistet.  

 Diese ergänzen die Kriterien zur Baugestaltung in 
Art. 5 Abs. 1 BR. 

Struktur- 
gebiete S 

Art. 34 1 Stellung, Volumen und Typologie der Ge-
bäude, Aussenräume, Durchgrünung und Baumbe-
stand prägen den typischen Quartiercharakter der 
Strukturgebiete. Wichtig für die Erneuerung und 
Entwicklung dieser Gebiete ist in der Regel die Be-
achtung der genannten Merkmale und nicht die Er-
haltung der einzelnen Bauten. Bei Neu-, Ersatz-  
oder Umbauten sind die prägenden Elemente und 
Merkmale zu beachten. 

 Auch Strukturgebiete sind Baugebiete – jedoch mit 
erhöhten Anforderungen bezüglich Berücksichti-
gung der strukturbildenden Merkmale. 

 2 Die prägenden Elemente und Merkmale der ein-
zelnen Strukturgebiete werden im Anhang 4 Ziffer 
4.3 BR aufgelistet. 

 Diese ergänzen die Kriterien zur Baugestaltung in 
Art. 5 Abs. 1 BR. 

Land-
schafts-
bildgebie-
te 

Art. 35 1 Die Landschaftsbildgebiete sollen wegen 
ihrer besonderen Eigenart und Schönheit, ihrer ex-
ponierten Lage oder ihrem hohen Erholungswert 
erhalten und nicht oder nicht weiter überbaut wer-
den. 

 Landschaftsbildgebiete sind auch Landwirtschafts-
gebiete – jedoch mit erhöhten Anforderungen an die 
Pflege und Gestaltung der Bauten, Anlagen und 
Aussenräume. 

 2 Zugelassen sind nur die land- und forstwirtschaft-
liche Nutzung. Bestehende Bauten können unter-
halten, zeitgemäss erneuert oder wieder aufgebaut 
werden. Neubauten sind nur zugelassen, wenn sie 
für den landwirtschaftlichen Betrieb notwendig sind, 
im Bereich der Hauptbetriebsgebäude liegen und 
sowohl Standort als auch Gestaltung dem Schutz-
zweck entsprechen. Gärtnereibetriebe, Deponien 
und Nutzungen, die Terrainveränderungen zur Fol-
ge haben, sind ausgeschlossen. 

 Das heisst, die landwirtschaftliche Nutzung ist im 
bestehenden Rahmen weiterhin möglich. 

 

 3 Die Elemente der überlieferten Kulturlandschaft 
wie Feldgehölze, markante Einzelbäume und 
Baumgruppen sowie die kulturlandschaftsprägen-
den Bauten mit ihren dazugehörigen Aussenraum-
elementen wie Bauern- und Obstbaumgärten sind 
zu erhalten. 

 Vergleiche dazu auch die speziellen Gebiete und 
Objekte gemäss Zonenplan II (Hinweisplan) und 
Kapitel 7 BR. 
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Land-
schafts-
entwick-
lungsge-
biete L 

Art. 36 1 In den Landschaftsentwicklungsgebieten 
sollen die landschaftsästhetischen oder ökologi-
schen Qualitäten erhalten und gezielt gefördert 
werden. 

 Das heisst, der passive Schutz wird durch die aktive 
Förderung und Entwicklung der ökologischen Ver-
netzung abgelöst. 

2 Aufgrund von Konzepten und Richtlinien sollen 
störende Eingriffe rückgängig gemacht und land-
schaftspflegerische Massnahmen eingeleitet wer-
den. 

 Gemäss Art. 31 Abs. 3 BR hiervor und in Abstim-
mung mit der Umsetzung der LKV – vgl. Art. 28 
Abs. 4 BR (Landwirtschaftszone LWZ). 

 3 Die Qualitäten und Entwicklungsziele zu den ein-
zelnen Gebieten werden im Anhang 4 Ziffer 4.4 BR 
formuliert.  

  

Naturge-
biete N 

Art. 37 1 Die Naturgebiete sind als bedeutende 
Lebensräume für seltene und gefährdete Pflanzen- 
und Tierarten geschützt; bauliche Massnahmen und 
Nutzungen, die dem Schutzzweck zuwiderlaufen, 
sind nicht gestattet. 

 In Übereinstimmung mit dem kantonalen Natur-
schutzgesetz (NSchG) sorgt der Kanton für den 
Schutz von Lebensräumen von nationaler und regi-
onaler, die Gemeinden für solchen von lokaler Be-
deutung. 

 2 Notwendige pflegerische Eingriffe sind erlaubt.   

 3 Arealbezogene Schutz- und Pflegeziele zu den 
einzelnen Naturgebieten sind im Anhang 4 Ziffer 4.5 
BR formuliert.  
 

 Die im Zonenplan I bezeichneten Naturgebiete sind 
Lebensräume für selten gewordene und schutzwür-
dige Tier- und Pflanzenbestände; teilweise enthal-
ten sie bestehende kantonale Naturschutzgebiete 
(vgl. Hinweisplan). 

    
 7. Spezielle Gebiete und Objekte 

 
  

Inhalt Art. 38 Der Hinweisplan enthält: 
- grundeigentümerverbindliche Gebiete und Objek-

te, die in einem anderen Verfahren erlassen wur-
den, 

- behördenverbindliche Inventare.  

 Der Hinweisplan entspricht dem Zonenplan II. Er 
enthält auch die ergänzenden Festlegungen zum 
Zonenplan I (vgl. auch Kommentar zu Art. 1 BR). 

Bauinven-
tar 

Art. 39 1 Das Bauinventar der Stadt Thun ist ein 
Inventar der schützenswerten und erhaltenswerten 
Baudenkmäler im Sinne der Baugesetzgebung. 

 Vergleiche dazu Art. 41 kant. Denkmalpflegegesetz 
(DPG) bzw. Art. 10a bis 10e kant. BauG. 

 2 Bauvoranfragen und Baugesuche zu Objekten, 
die als schützenswert oder erhaltenswert eingestuft 
sind, und in der Regel auch zu Objekten im Anhang 
des Bauinventars, werden der kantonalen Denk-
malpflege zur Beurteilung und Beratung vorgelegt. 

 Die rechtliche Grundlage dazu bilden Art. 10c Abs. 
1 kant. BauG, Art. 13a Abs. 3 kant. BauV und Art. 
22 Abs. 3 kant. BewD. Im Anhang des Bauinven-
tars: bemerkenswert gute Bauten, für deren Einstu-
fung die zeitliche Distanz noch fehlt. 

Archäolo-
gische 
Gebiete 
und Fund-
stellen 

Art. 40 1 Die zuständige Fachstelle des Kantons 
führt ein archäologisches Inventar im Sinne der 
Baugesetzgebung. 

 Das heisst, ein Inventar der geschichtlichen und ar-
chäologischen Stätten, Fundstellen und Ruinen – 
vgl. Art. 10 Abs. 1 Bst. e und Art. 10d Abs. 1 Bst. b 
kant. BauG. 

2 In den im Hinweisplan entsprechend bezeichne-
ten Gebieten muss mit bedeutenden archäologi-
schen Funden gerechnet werden; Baugesuche sind 
der zuständigen Fachstelle des Kantons zur Stel-
lungnahme vorzulegen. 

 Vergleiche dazu Art. 10, 10c, 10d und 10f kant. 
BauG sowie Art. 19 bis 25 Denkmalpflegeverord-
nung (DPV); zuständige Fachstelle ist der Archäo-
logische Dienst des Kantons Bern. 
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 3 Treten, namentlich im Zuge von Arbeiten an Bau-
ten oder im Erdreich, bisher unbekannte Bauteile, 
Ausstattungen oder archäologische Objekte zutage, 
ist nach der Baugesetzgebung vorzugehen.  

 Vergleiche Art. 10f kant. BauG: 
- Ausstattungen: Malereien, Täfer, Decken, Skulp-

turen oder dergleichen. 
- Archäologische Objekte: z. B. Mauerreste, 

Scherben, Münzen oder andere Bodenfunde. 
- Vorgehen: Fundobjekt unverändert lassen sowie 

das Bauinspektorat und den Archäologischen 
Dienst des Kantons benachrichtigen; dieser wird 
unverzüglich die notwendigen Massnahmen tref-
fen, insbesondere um Bauverzögerungen zu 
vermeiden. 

Histori-
sche  
Verkehrs-
wege 

Art. 41 1 Die im Hinweisplan entsprechend be-
zeichneten Objekte des Inventars historischer Ver-
kehrswege der Schweiz IVS sind zu beachten. 

 Das IVS ist ein Bundesinventar, das in Anwendung 
des Bundesgesetzes über den Natur- und Heimat-
schutz (NHG) im Auftrag des Bundesamtes für 
Strassen ASTRA geführt wird. 

 2 Unterhalt und Nutzung im herkömmlichen Rah-
men bleiben gewährleistet. Veränderungen, die 
über diesen Rahmen hinausgehen, sind mit der zu-
ständigen Fachstelle abzusprechen.  

 Zuständige Fachstelle: IVS Bern bzw. Tiefbauamt 
des Kantons Bern. 

Bäume Art. 42 1 Die Stadt fördert die Durchgrünung im 
Siedlungsgebiet mit Alleen und Einzelbäumen. 

  

 2 Im Hinweisplan wird auf Bäume hingewiesen, die 
in einer geltenden Überbauungsordnung geschützt 
sind. 

  

 3 Im Hinweisplan werden Einzelbäume, Baumrei-
hen und Alleen bezeichnet, die besonders schutz-
würdig sind und in ihrem Fortbestand nicht beein-
trächtigt werden sollen. 

  

 4 Die im Hinweisplan bezeichneten Obstbaumgär-
ten sind in ihrem Bestand zu erhalten. Die Bewirt-
schaftenden sorgen für die Erneuerung überalterter 
Bäume. 

  

 5 Die Neupflanzung und die Pflege von Bäumen 
gemäss Hinweisplan können aufgrund freiwilliger 
Verträge mit den Grundeigentümern oder den Be-
wirtschaftenden finanziell unterstützt werden. 

  

 6 Die Stadt legt im Zusammenhang mit bewilli-
gungspflichtigen Bauvorhaben fest, wo hochstäm-
mige Bäume gesetzt werden: 
- in der Bauverbotszone (Vorland) entlang öffentli-

cher Strassen und im Grenzabstandsstreifen ge-
genüber anderen Zonen, 

- an Stelle abgegangener Bäume, 
- an geeigneten Orten zur Förderung der ange-

strebten Durchgrünung. 

  
 
 
 
 
 
Schützenswerte Bäume mit Situationswert sind am 
bisherigen Ort, solche mit dendrologischem oder 
ökologischem Wert in der näheren Umgebung 
durch einen mindestens 3 m hohen Baum zu erset-
zen. 

Fliess-
gewässer 

Art. 43 1 Die Fliessgewässer sind geschützt. Beid-
seitig der im Hinweisplan dargestellten Fliessge-
wässer ist ein Bauabstand von 10.0 m ab oberer 
Böschungskante einzuhalten. Bestehende Bauten 
und Anlagen dürfen im bestehenden Umfang er-
neuert und unterhalten werden. 

 Sämtliche Eingriffe an Gewässern und deren Ufer-
bereichen unterliegen zudem dem Wasserbauge-
setz (vgl. insbesondere Art. 48 WBG betr. Wasser-
baupolizeibewilligung). Der Bauabstand dient der 
Freihaltung des nötigen Gewässerraums für Hoch-
wasserschutz und uferbegleitende Bepflanzungen, 
dem ökologischen Ausgleich und der Erhaltung des 
Landschaftsbildes. 

 2 Der Bauabstand von Aare und See beträgt 
20.0 m ab oberer Böschungskante. Vorbehalten 
bleiben spezielle Regelungen. 

 Mit Ausnahme weniger Parzellen gelten entlang von 
Aare und See bereits besondere baurechtliche Ord-
nungen wie Uferschutzpläne, Zonen mit Planungs-
pflicht usw. 
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 3 Die Gemeinde fördert die Renaturierung von be-
einträchtigten und eingedolten Fliessgewässerab-
schnitten, die Sicherung und Verbesserung der 
Gewässerfunktionen sowie die Vernetzung der Le-
bensräume von Pflanzen und Tieren.  

 Der Kanton unterstützt Gewässerrenaturierungen 
mit finanziellen Mitteln aus dem Renaturierungs-
fonds. 

Lebens-
räume 

Art. 44 1 Für die im Hinweisplan dargestellten Le-
bensräume von nationaler, kantonaler und überre-
gionaler Bedeutung sowie für die kantonalen Natur-
schutzgebiete und -objekte und für den Wald gelten 
das entsprechende übergeordnete Recht bzw. die 
entsprechenden Beschlüsse und Verfügungen (vgl. 
Anhang 5). 

 Dazu gehören: 
- Flachmoore und Amphibienlaichgebiete von nati-

onaler Bedeutung, 
- Trockenstandorte und Feuchtgebiete von kanto-

naler Bedeutung sowie 
- kantonale Naturschutzgebiete und -objekte, 
- Lebensräume von überregionaler Bedeutung. 

Waldrodungen, die Holzproduktion, die Schutz-
waldpflege, der Naturschutz im Wald und die Nut-
zung des Waldes als Erholungsgebiet richten sich 
nach dem Bundesgesetz über den Wald und dem 
kantonalen Waldgesetz sowie den entsprechenden 
Ausführungsbestimmungen. Zu beachten ist zudem 
der regionale Waldplan. 

Für die rechtlich verbindlichen Waldgrenzen und die 
Bauabstände am Waldrand sind das übergeordnete 
Recht und die entsprechenden Überbauungsord-
nungen massgebend. 

 2 Hecken, Feld- und Ufergehölze sind geschützt. 
Massgebend ist der tatsächliche Bestand.  

 Hecken, Feld- und Ufergehölze sind nach Art. 18 
des Natur- und Heimatschutzgesetzes (NHG) und 
Art. 27 des kantonalen Naturschutzgesetzes 
(NSchG) geschützt. 

Grund-
wasser-
schutz-
zonen 

Art. 45 Für die im Hinweisplan dargestellten 
Grundwasserschutzzonen gelten die eidgenössi-
sche Gewässerschutzgesetzgebung und die 
Schutzmassnahmen gemäss den Schutzzonenreg-
lementen. 

 Vergleiche insbesondere Art. 20 Gewässerschutz-
gesetz (GSchG). 

Natur-
gefahren-
bereiche 

Art. 46 1 In den im Hinweisplan dargestellten Na-
turgefahrenbereichen gelten die folgenden Ein-
schränkungen oder Auflagen: 

 Art. 6 und Art. 71 Abs. 1 des kantonalen BauG bil-
den die rechtliche Grundlage für die Ausscheidung 
von Naturgefahrenbereichen, in denen Bauvorha-
ben einer strengeren Prüfung unterzogen und allen-
falls mit Einschränkungen belegt werden müssen. 
Die Stadt Thun stützt sich bei der Beurteilung der 
gefährdeten Gebiete auf die Gefahrenkarte vom Juli 
2000. Diese hat den Charakter eines detaillierten 
Expertengutachtens. Die darin ausgewiesenen Ge-
biete mit Naturgefahren sind auch im Zonenplan II 
(Hinweisplan) in den entsprechenden Kategorien 
dargestellt. Bei Vorliegen neuer, fundierter und 
fachlich abgestützter Erkenntnisse können diese 
Gebiete ohne Planverfahren angepasst werden. Die 
Baubewilligungsbehörde wird aber ein Bauvorhaben 
stets an den Vorschriften für den entsprechenden 
Gefährdungsgrad (gemäss Gefahrenkarte) zu beur-
teilen haben.  

Demgegenüber ist die Begrenzung der Gebiete mit 
einer mittleren Gefährdung durch (aufsteigendes) 
Grundwasser – als Ausnahme – grundeigentümer-
verbindlich festgelegt, weil für diese Gebiete beson-
dere kommunale Vorschriften gelten. Die dazu for-
mulierten Vorschriften in Abs. 1 gelten also zwin-
gend für alle Bauvorhaben, die sich in diesem Ge-
biet befinden. Darin enthalten sind auch diejenigen 
Gebiete, für die Abs. 3 Anwendung findet. 
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 Für den Ersatz, die Erwei-
terung und den Neubau 
von öffentlichen Bauten 
sowie Bauten mit hohen 
Sachwerten oder hohem 
Folgeschadenpotential 
gilt: 

Für die übrigen Ersatz-, 
Erweiterungs- und Neu-
bauten sowie für Zweck-
änderungen gilt: 

Für die Erneuerung und 
den Unterhalt bestehen-
der Bauten gilt: 

  

erhebliche 
Gefährdung 
(rot) 

Bauverbot im Sin-
ne des kantonalen 
Baugesetzes  
(wenn die Behe-
bung der Gefähr-
dung nicht nach-
gewiesen werden 
kann; Art. 6 kant. 
BauG). 

Bauverbot im Sin-
ne des kantonalen 
Baugesetzes 
(wenn die Behe-
bung der Gefähr-
dung nicht nach-
gewiesen werden 
kann; Art. 6 kant. 
BauG). 

Vermeidung einer 
Erhöhung des 
Schadenspotenti-
als. Nachweis ge-
eigneter Mass-
nahmen zur Ver-
minderung des Ri-
sikos. 

 Personen sind sowohl innerhalb als auch aus-
serhalb von Gebäuden gefährdet. Mit der plötzli-
chen Zerstörung von Gebäuden ist zu rechnen. 

Geeignete sichernde Massnahmen im gefährdeten 
Gebiet der Seitenbäche können sein: 
- die Vergrösserung des Geschiebesammlers, 
- eine Dammschüttung oder Mauer, 
- die Optimierung der Durchlässe oder die Nutzung 

z. B. des Lauenenweges als Hochwasserentlas-
tung. 
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 Für den Ersatz, die Erwei-
terung und den Neubau 
von öffentlichen Bauten 
sowie Bauten mit hohen 
Sachwerten oder hohem 
Folgeschadenpotential 
gilt: 

Für die übrigen Ersatz-, 
Erweiterungs- und Neu-
bauten sowie für Zweck-
änderungen gilt: 

Für die Erneuerung und 
den Unterhalt bestehen-
der Bauten gilt: 

  

mittlere  
Gefährdung 
(blau) 

Nachweis geeigne-
ter Massnahmen 
zum Schutz von 
Sachwerten und 
Umwelt sowie für 
die Sicherheit von 
Menschen und Tie-
ren; Verminderung 
des Risikos, d. h. 
Verzicht auf beson-
ders sensible Ob-
jekte. 

Nachweis geeigne-
ter Massnahmen 
zum Schutz von 
Sachwerten und 
Umwelt sowie für 
die Sicherheit von 
Menschen und Tie-
ren. 

Keine Einschrän-
kung. 

 Personen sind innerhalb von Gebäuden kaum ge-
fährdet. Mit Schäden an Gebäuden ist zu rechnen. 
Plötzliche Gebäudezerstörungen sind nicht zu er-
warten, falls gewisse Auflagen bezüglich Bauweise 
beachtet werden. Geeignete Massnahmen können 
sein: 

im gefährdeten Gebiet der Seitenbäche: 
- die Vermeidung oder der Schutz von Öffnungen 

auf der Bergseite, 
- die Anordnung von Eingängen auf der Talseite, 
- der Bau von Leitmauern; 

im hochwassergefährdeten Gebiet entlang der See-
ufer: 
- die erhöhte Anordnung von Wohn- und Arbeits-

räumen sowie von Öffnungen und Schächten 
(über dem Höchstwasserstand von 559.15 m ü. 
M. – vgl. Art. 46 Abs. 3 BR), 

- die erhöhte Anordnung von Einrichtungen der 
Trinkwasser- und Stromversorgung, 

- die erhöhte Anordnung oder die Verankerung von 
Öltanks, 

- der Schutz vor Rückstau oder Rückfluss in der 
Kanalisation, 

- die Sicherung der Fluchtwege, 
- die Abdichtung von Gebäudehülle und -öff-

nungen. 

Im gefährdeten Gebiet entlang der Aare sind die tie-
feren Höchstwasserkoten zu berücksichtigen. Die 
Ausuferung kann durch Sandsäcke oder vorbereite-
te Stellwände verhindert werden. 

mittlere  
Gefährdung 
durch 
Grundwas-
ser (blau 
gestreift) 

Nachweis geeigne-
ter Massnahmen  
im Kellerbereich. 

Nachweis geeigne-
ter Massnahmen 
im Kellerbereich. 

Keine Einschrän-
kung. 

 Dies sind Gebiete, in denen bei hohem Seestand 
mit einem Grundwasserspiegel gerechnet werden 
muss, der mindestens die Kellergeschosse erreicht; 
in deren Bereich sind die oben beschriebenen Mas-
snahmen (für das hochwassergefährdete Gebiet 
entlang der Seeufer) zu treffen. 

geringe  
Gefährdung 
(gelb) 

Nachweis geeigne-
ter Massnahmen. 

Keine Einschrän-
kung. 

Keine Einschrän-
kung. 

 Personen sind kaum gefährdet. Mit geringen Schä-
den an Gebäuden bzw. mit Behinderungen ist zu 
rechnen, jedoch können erhebliche Sachschäden in 
Gebäuden auftreten. Geeignete Massnahmen (wie 
oben beschrieben) sind lediglich für sensible Objek-
te notwendig, d. h. für 
- Gebäude und Anlagen, in denen sich besonders 

viele Menschen aufhalten (wie Spitäler, Heime 
oder Schulen), 

- Gebäude und Anlagen, an denen grosse Folge-
schäden auftreten können (wie Deponien, Lager-
einrichtungen oder Produktionsstätten mit gefähr-
lichen Stoffen) sowie 

- Gebäude und Anlagen, an denen bereits geringe 
Einwirkungen grosse finanzielle Verluste zur Fol-
ge haben (wie Schalt- und Telefonzentralen, 
Steuerungs- und Computeranlagen, Trinkwas-
serversorgungen oder Kläranlagen). 
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 Für den Ersatz, die Erwei-
terung und den Neubau 
von öffentlichen Bauten 
sowie Bauten mit hohen 
Sachwerten oder hohem 
Folgeschadenpotential 
gilt: 

Für die übrigen Ersatz-, 
Erweiterungs- und Neu-
bauten sowie für Zweck-
änderungen gilt: 

Für die Erneuerung und 
den Unterhalt bestehen-
der Bauten gilt: 

  

Restgefähr-
dung (gelb  
gestreift) 

Nachweis geeigne-
ter Massnahmen; 
Verminderung des 
Risikos, d. h. Ver-
zicht auf besonders 
sensible Objekte. 

Keine Einschrän-
kung. 

Keine Einschrän-
kung. 

 Gefährdung mit einer sehr geringen Eintretens-
wahrscheinlichkeit und einer hohen Intensität (nur 
im Bereich der Seitenbäche). 

erhöhte 
Hanginstabi-
lität (braun 
gestreift) 

Detaillierte Abklä-
rungen im Einzel-
fall. 

Detaillierte Abklä-
rungen im Einzel-
fall. 

Detaillierte Abklä-
rungen im Einzel-
fall. 

  

 

 2 Wo ein Nachweis geeigneter Massnahmen ge-
fordert wird, können Bauvoranfragen und Baugesu-
che der zuständigen kantonalen Fachstelle vorge-
legt werden. 

 Die zuständige Fachstelle ist das kantonale Tief-
bauamt, Oberingenieurkreis I in Thun. 

 3 In den hochwassergefährdeten Ufergebieten des 
Thunersees (Schadauareal südlich der Seestrasse 
bis Seewinkel) hat das Erdgeschoss (OK EG) auf 
minimal 559.15 m ü. M. zu liegen; die Gebäudehö-
he wird ab dieser Kote gemessen. 

 Grundeigentümerverbindliche Grundlage bildet der 
Zonenplan II (Originaldokument: Zonenplan II: Er-
gänzende Festlegungen: Naturgefahren). 

Das Terrain muss nicht bis zu dieser Höhe aufge-
schüttet werden, um die Gebäudehöhe ausschöp-
fen zu können. Bei einer minimalen Kote des ge-
wachsenen Bodens in diesem Gebiet von rund 
558.30 – der Schadensgrenze – ist auch nicht zu 
befürchten, dass das Untergeschoss als Geschoss 
gemäss Art. 18 BR gezählt werden muss. 

Gebiete 
mit Lärm-
vorbelas-
tung 

Art. 47 1 In den entsprechend bezeichneten Gebie-
ten innerhalb der Wohnzonen W2, W3 und W3+ 
sowie in weiteren Nutzungszonen, denen in der Re-
gel die Lärmempfindlichkeitsstufe II zugeordnet 
wird, gilt infolge der Lärmvorbelastung die Lärm-
empfindlichkeitsstufe III. 

 Grundeigentümerverbindliche Grundlage bildet der 
Zonenplan II (Originaldokument: Zonenplan II: Er-
gänzende Festlegungen: Lärmvorbelastung). 

 2 In den entsprechend bezeichneten Gebieten in-
nerhalb der Zonen für Wohnen/Arbeiten W/A3 und 
W/A3+ gilt infolge der Lärmvorbelastung kein mini-
maler Wohnanteil. 

  

    
 8. Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 
  

Zustän-
digkeiten 

Art. 48 1 Der zuständige Gemeinderat oder die zu-
ständige Gemeinderätin erteilt die ordentlichen 
Baubewilligungen und die Ausnahmen von den 
Bauvorschriften, soweit nicht aufgrund anderer Vor-
schriften eine andere Instanz zuständig ist. 

  

 2 Der Bauinspektor oder die Bauinspektorin erteilt, 
vorbehältlich der Ausnahmen von den Bauvorschrif-
ten, die kleinen Baubewilligungen. 

  

Wider-
handlun-
gen 

Art. 49 Widerhandlungen gegen die Vorschriften 
dieses Reglementes und gegen weitere Bauvor-
schriften sowie die gestützt darauf erlassenen Ein-
zelverfügungen werden nach den Strafbestimmun-
gen des kantonalen Rechts vom Richter geahndet. 
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Inkrafttre-
ten 

Art. 50 1 Der Gemeinderat setzt das Baureglement 
zusammen mit dem Zonenplan nach der Genehmi-
gung durch das kantonale Amt für Gemeinden und 
Raumordnung in Kraft. 

  

 2 Baugesuche, die beim Inkrafttreten des Regle-
mentes bereits hängig waren, werden noch nach 
bisherigem Recht beurteilt; vorbehalten bleiben die 
Art. 36 und 62 kant. Baugesetz. 

  

 3 Mit dem Inkrafttreten werden aufgehoben: 
- die Bauordnung und der Zonenplan vom 16. 

März 1986 mit den seitherigen Abänderungen; 
vorbehalten bleibt Abs. 4. 

- das Reglement über den Bau und Unterhalt von 
Privatwegen in der Gemeinde Thun und deren 
Abtretung zu Eigentum und Unterhalt vom 
22. Dezember 1935, 

- das Reglement über die Errichtung von Radio- 
und Fernseh-Antennenanlagen vom 2. Juni 1967, 

- das Reglement über das Anbringen von Reklame 
und Reklameeinrichtungen in der Altstadt von 
Thun vom 7. März 1969, 

- der Plan der Lärmempfindlichkeitsstufen vom 
21. Mai 2000/28. September 2000; vorbehalten 
bleibt Abs. 4.  

 Hinweis: Die Liste der geltenden Überbauungsord-
nungen (Anhang 3 Ziffer 3.1 BR) enthält nur Über-
bauungsordnungen, die auch Aussagen zur Nut-
zung enthalten. Darüber hinaus bleiben weitere 
Überbauungsordnungen in Form von Baulinien- und 
Waldabstandslinienplänen rechtskräftig. 

 

 

 

 

Änderung vom 27.8.2003 (Reg.-Nr. 241). 

 4 Für die im Zonenplan ausgesparten Gebiete 
(weisse Flächen, blau umrandet) gelten der Zonen-
plan 1986 und die entsprechenden Bestimmungen 
der Bauordnung 1986 sowie der Plan der Lärm-
empfindlichkeitsstufen vom 21. Mai 2000/28. Sep-
tember 2000 weiter. 

 Vergleiche den Plan der Gebiete mit Nutzungen 
gemäss Zonenplan 1986 und Bauordnung 1986. 

Änderung vom 27.8.2003 (Reg.-Nr. 241). 



  Baureglement der Stadt Thun – Anhang 1   

 

29 

 

 Anhang 1 
 

 Der Anhang ist Bestandteil des Baureglementes. 
Die Anhänge 1 bis 4 sind grundeigentümerverbind-
lich und werden ebenfalls im Nutzungsplanverfah-
ren erlassen, abgeändert oder aufgehoben. Die An-
hänge 5 bis 9 haben (wie der Kommentar) lediglich 
hinweisenden Charakter und können ohne speziel-
les Verfahren abgeändert oder aktualisiert werden. 

 Darstellungen und Erläuterungen zur Messweise  

 1.1 Gebäudeabmessungen  

Gebäude- 
länge GL 

Die Gesamtlänge (GL) der Gebäude oder Gebäu-
degruppen ist gemäss Art. 12 Abs. 1 BR be-
schränkt. 

Die Gesamtlänge wird ohne die unbewohnten An- 
und Nebenbauten bestimmt. 

Bei unregelmässigen Grundrissen gilt das kleinste 
umschreibende Rechteck als Gebäudemass.
  

 
 

 

Gebäude-
höhe GH 

Die Gebäudehöhe (GH) ist gemäss Art. 12 Abs. 1 
BR beschränkt. 

Als Gebäudehöhe gilt auf jeder Gebäudeseite das 
Mittel aus den beiden Fassadenhöhen an den äus-
sersten Gebäudeecken, gemessen vom gewachse-
nen Boden bzw. vom fertigen Terrain, sofern dieses 
tiefer liegt (gemäss Art. 97 Abs. 2 und 3 kant. BauV) 
bis zur Schnittlinie der Fassadenflucht mit Oberkan-
te des Dachsparrens, bei Flachdächern bis Ober-
kante offene oder geschlossene Brüstung. Die zu-
lässige GH darf nicht durch nachträgliche Abgra-
bungen überschritten werden. Abgrabungen für Zu-
fahrten und Zugänge sind in der erforderlichen Brei-
te zulässig. Giebelfelder werden nicht angerechnet. 
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 Bei gestaffelten Gebäuden, deren einzelne Gebäu-
deteile im Grundriss in mindestens einer Richtung 
um 5.0 m und mehr oder in der Höhe um 2.5 m und 
mehr gestaffelt sind, ist die Gebäudehöhe für jeden 
dieser Gebäudeteile gesondert zu messen.  
 

 

 

  

 1.2 Bauabstände   

Kleiner 
und gros-
ser Grenz-
abstand 
kGA/gGA 

Auf allen Gebäudeseiten ist zumindest der kleine 
Grenzabstand einzuhalten. Der kleine Grenzab-
stand wird rechtwinklig zur Parzellengrenze gemes-
sen. 

Gebäude mit Wohn- und Arbeitsräumen haben auf 
einer Seite, aber nicht im Norden, einen grossen 
Grenzabstand einzuhalten. Der grosse Grenzab-
stand wird rechtwinklig zur Fassade gemessen. 

  
 
 
 

In der Regel ist dies eine besonnte Längsseite; in 
Ausnahmefällen – bei annähernd quadratischen 
Grundrissen – kann dies auch eine besonnte 
Schmalseite sein. 
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 Bei gestaffeltem Grundriss des Gebäudes oder 
nicht paralleler Grundstücksgrenze ist die mittlere 
Abstandslinie (MA) massgebend für den grossen 
Grenzabstand. Die mittlere Abstandslinie läuft paral-
lel zur Grundstücksgrenze und erzeugt gleichviel 
vorragende wie zurückversetzte Flächenanteile. Zur 
Grundstücksgrenze muss mindestens der kleine 
Grenzabstand eingehalten sein.  
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Gebäude- 
abstand 

Der Abstand zweier Gebäude muss mindestens die 
Summe der dazwischenliegenden erforderlichen 
Grenzabstände betragen. Das gilt auch für Gebäu-
de auf dem gleichen Grundstück. 

Vorbehalten bleibt die freie Bestimmung der arealin-
ternen Grenz- und Gebäudeabstände bei gemein-
samer Projektierung gemäss Art. 75 kant. BauG. 

Gegenüber Gebäuden, die mit früheren baurechtli-
chen Bestimmungen erstellt wurden, muss nur der 
eigene Grenzabstand eingehalten werden, der Ge-
bäudeabstand aber beträgt im Minimum 6.0 m. Vor-
behalten bleibt die Befugnis zum Zusammenbau. 
 

 

 

  

 1.3 Dachausbau und Attikageschoss   

Dachauf-
bauten 

Dachaufbauten, Dacheinschnitte und Dachflächen-
fenster dürfen zusammen nicht mehr als 50 % der 
Fassadenlänge des obersten Geschosses betra-
gen.  
 

 

 FL = Fassadenlänge, entspricht der Gebäudelänge. 
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Attika- 
geschoss 

Volumen und Dachform des Attikageschosses kön-
nen innerhalb der äusseren Begrenzung, wie sie 
sich durch ein gleichgeneigtes Satteldach mit einer 
Kniewandhöhe von 1.0 m und einer Dachneigung 
von 40° ergeben würde, frei gewählt werden. Tech-
nische Aufbauten dürfen die Begrenzung des Atti-
kageschosses um das technisch bedingte Minimum 
überragen, Vordächer über offenen Sitzplätzen auf 
maximal 50 % der Fassadenlänge.  
 

 

 FL = Fassadenlänge, entspricht der Gebäudelänge. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 





  Baureglement der Stadt Thun – Anhang 2   

 

35 

 

 Anhang 2 

 

  

 Detailbestimmungen zu einzelnen Bauzonen   

 2.1 Zonen für öffentliche Nutzungen ZöN 

Die Zweckbestimmung und die Grundzüge der 
Überbauung zu den einzelnen ZöNs sind folgen-
dermassen formuliert: 

 Die Festlegung, wonach die «Grundzüge der Be-
bauung» bestehend sind, hat grundsätzlich nach-
barrechtliche Bedeutung. Sie will sicherstellen, dass 
die gegenüber der Nachbarzone geltenden Ab-
standsvorschriften nicht verletzt werden dürfen. Im 
Rahmen der Besitzstandsgarantie sind kleinere Än-
derungen (Volumen, Höhe) möglich. 

 Zweckbestimmung Grundzüge der Überbauung Lärm- 
empfindlich-
keitsstufe 

 Die Nummerierung der ZöNs entspricht der Be-
schriftung im Zonenplan I. 

1 Schulhaus 
Lerchenfeld 

Schulanlagen;  
Parz. 779: Trafostation 
inkl. Leitungen 

Erweiterung der Schul-
anlage auf Parz. 736 
durch Aufstockung des 
bestehenden einge-
schossigen Modulbaus 
auf zwei Geschosse mit 
einer äusseren Er-
schliessung 

II  Änderung vom 9.5.2003/24.7.2000 (Reg.-Nr. 241-
5). 

2 Kirche 
Lerchenfeld 

Pfarrhaus, Kirche Bestehend II   

3 Altes 
Aarebett 

Pumpwerk Lerchen-
feld 1 

Bestehend III   

4 Frohsinn-
weg 

Feuerwehrmagazin Bestehend III   

5 Parkhaus 
City West 

Parkhaus, Veloabstell-
plätze 

Bestehend III   

6 Baumann-
Gebäude 
(Mühleplatz) 

Mehrzweckgebäude, 
Bar, Trafostation 

Bestehend III   

      

7 Spital   Änderung vom 26.10.2017/13.3.2018 (Reg.-Nr. 
241-31). 

Zweck-
bestimmung 

Spital-, Alters-, Pflege-, medizinische Nutzung, Parkhaus sowie 
der Hauptnutzung dienende Dienstleistung. 

 

Grundzüge der 
Überbauung 

Haupterweiterungsbau (Neubau) aufgrund qualitätssichernden 
Verfahren, Erweiterungsbauten (Um-, An- und Aufbauten),  
Erschliessung. 

Frei- und Grünfläche auf einer Tiefe von 35.0 m entlang der 
südlichen Parzellengrenze sowie 130.0 m ab der Krankenhaus-
strasse. 

Mit Ausnahme von Kurzzeitparkplätzen unterirdische Anord-
nung der Parkierung. 
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Baupolizeiliche 
Masse 

Zulässige Gesamthöhe: Kote 598.0 m. ü. M. 

Es gelten folgende Einschränkungen: 
- Auf einer Tiefe von 43.0 m ab der Krankenhausstrasse:  

Gesamthöhe Kote 588.00 m. ü. M. 
- Auf einer Tiefe von 56.0 m ab der nördlichen Parzellengren-

ze und 56.0 m ab der Krankenhausstrasse: Gesamthöhe 
Kote 584.0 m. ü. M. 

- Auf einer Tiefe von 35.0 m entlang der südlichen Parzellen-
grenze sowie 130.0 m ab der Krankenhausstrasse sind nur 
Kleinbauten gemäss BMBV mit einer maximalen Grundflä-
che von 60 m² und einer maximalen Gesamthöhe von 5 m 
zulässig.  

GA 5.0 m, zur Krankenhausstrasse ist nur der Strassenabstand 
von 4.0 m einzuhalten. 

  

Lärmempfind-
lichkeitsstufe 

ES II.   

    

 Zweckbestimmung Grundzüge der Überbauung Lärm- 
empfindlich-
keitsstufe 

  

8 Kapellen-
weg 

Parkplatz Bestehend III   

9 Marien-
kirche 

Kirche, Parkplatz Bestehend; massvolle 
Ergänzungen in Über-
einstimmung mit der 
vorhandenen Anlage 

II   

10 Berntor-
Schule 

Schulanlage, Parkanla-
ge 

Bestehend II/III1   

11 Göttibach Parz. 2549: Kirche; 
Parz. 2719, 4050: 
Schul- und Sportanlage, 
Kindergarten;  
Parz. 3945: Garagen zu 
Göttibachweg 22 

Z. T. bestehend; Erwei-
terung der Schulanlage 
entlang Bellevuestrasse 
um maximal 12 Klas-
senzimmer und Neben-
räume sowie Turnhalle 
mit Aussenanlagen, 
max. Gebäudehöhe 
15.0 m 

II   

12 Betag-
tenheim 
Riedstrasse 

Altersheim Bestehend; Erweiterung 
entlang der Riedstrasse 
möglich 

II   

13 Kirche 
Goldiwil 

Pfarrhaus, Kirche, 
Friedhof 

Bestehend II   

14 Schul-
haus Goldi-
wil 

Schulanlagen Bestehend II   

15 Kinder-
garten Gol-
diwil 

Schulanlagen Bestehend II   

16 Hinter-
matt 

Feuerwehrmagazin Bestehend II   

17 Schönau Parz. 541: Schulanlage; 
Parz. 2931: Kirche, 
Pfarrhaus 

Bestehend II   

 Anmerkung: 
1 Aufstufung aufgrund Lärmvorbelastung; vgl. Art. 47 Abs. 1 BR. 
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 Zweckbestimmung Grundzüge der Überbauung Lärm- 
empfindlich-
keitsstufe 

  

18 Friedhof 
Thun 

Friedhof, Krematorium, 
Gärtnerei;  
Parz. 688: Trafostation 
inkl. Leitungen 

Bestehend II   

19 Progy-
matte 

Schul- und Sportanlage, 
Trafostation inkl. Lei-
tungen 

Erweiterung der beste-
henden Schulanlage 
um einen untergeordne-
ten Neubau und eine 
Verlängerung des Gerä-
teraums 

II/III1  Änderung vom 11.3.2010/9.4.2010 (Reg.-Nr. 241-
19). 

20 Schul-
haus Pesta-
lozzi 

Schulanlage, Verkehrs-
garten 

Bestehend II/III1   

21 Eiger-
turnhalle 

Schul- und Sportanla-
gen 

Bestehend II/III1   

22 Schul-
haus Läng-
gasse 

Schulanlage, Kinder-
hort, Tagesheim;  
Parz. 945: Trafostation 
inkl. Leitungen 

Bestehend II   

23 Kinder-
garten 
Seefeld 

Kindergarten/Schul-
raum sowie dazugehö-
rige Nutzungen, 
Grundwasserfassung, 
Trafostation 

Kindergarten/Schul-
raum, bei Neu- oder  
Ersatzneubau, welcher 
der Kindergarten- und 
Schulnutzung dienen, 
ist ein qualifiziertes 
Wettbewerbsverfahren 
durchzuführen. 

Neubau oder Umbau 
Trafostation in Abstim-
mung mit der übrigen 
Bebauung. 

Giebelseitig beträgt die 
maximale Fassadenhö-
he 10.00 m. Traufseitig 
beträgt die maximale 
Fassadenhöhe 8.00 m. 

Grundwasserfassung 
bestehend. 

II  Änderung vom 27.6.2019/17.12.2019 (Reg.-Nr. 
241-33) 

24 Gymna-
sium Thun-
Seefeld 

Schulanlage, Trafosta-
tion 

Bestehend II   

25 Erweite-
rung Gym-
nasium 
Thun-
Seefeld 

Schulanlage, Erweite-
rung 

Erweiterung in Überein-
stimmung mit der vor-
handenen Anlage auf-
grund Wettbewerb oder 
wettbewerbsähnlichem 
Verfahren 

II   

26 Gewerb-
liche Be-
rufsschule/ 
Wirtschafts-
schule 

Schulanlagen, Trafosta-
tion 

Bestehend III   

 Anmerkung: 
1 Aufstufung aufgrund Lärmvorbelastung; vgl. Art. 47 Abs. 1 BR. 
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 Zweckbestimmung Grundzüge der Überbauung Lärm- 
empfindlich-
keitsstufe 

  

27 Im Dorf 
Allmen-
dingen 

Parz. 1279: Kindergar-
ten, Spielplatz; 
Parz. 3985: kirchliches 
Zentrum 

Bestehend II/III1   

28 Schul-
haus All-
mendingen 

Schulanlage, Hartplatz, 
Rasenspielfeld; 
Erweiterung Schulanla-
ge auf Parz. 434 

Z. T. bestehend; Erwei-
terung in Übereinstim-
mung mit der vorhan-
denen Anlage aufgrund 
Wettbewerb oder wett-
bewerbsähnlichem Ver-
fahren 

II/III1   

29 Tiefgra-
ben/Neufeld 

Parz. 3128: Schulanla-
ge, Hartplatz, Rasen-
spielfeld, Tennishalle; 
Parz. 3954: Verkehrs-
anlage 

Z. T. bestehend; Erwei-
terung in Übereinstim-
mung mit der vorhan-
denen Anlage aufgrund 
Wettbewerb oder wett-
bewerbsähnlichem Ver-
fahren 

II/III1   

30 Kirche  
St. Martin 

Kirche Bestehend; massvolle 
Ergänzungen in Über-
einstimmung mit der 
vorhandenen Anlage 

II   

31 Martins-
park 

Kindergarten Doppelkindergarten und 
Hort, Baumöglichkeiten 
gemäss Wohnzone W2 

II   

32 Schul-
haus Hoh-
mad 

Schulanlagen Bestehend II   

33 Oberstu-
fenschul-
haus Strätt-
ligen 

Schulanlage Z. T. bestehend; Erwei-
terung in Übereinstim-
mung mit der vorhan-
denen Anlage und, ab-
gesehen von kleineren 
An- und Nebenbauten, 
aufgrund Wettbewerb 
oder wettbewerbsähnli-
chem Verfahren 

II  Änderungen vom 27.8.2003 (Reg.-Nr. 241) und vom 
12.2.2004/10.3.2004 (Reg.-Nr. 241-6). 

34 Kinder-
garten Feld-
strasse 

Kindergarten Bestehend II   

35 Johan-
nes-Kirche 

Kirche Bestehend II   

 Anmerkung: 
1 Aufstufung aufgrund Lärmvorbelastung; vgl. Art. 47 Abs. 1 BR. 
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 Zweckbestimmung Grundzüge der Überbauung Lärm- 
empfindlich-
keitsstufe 

  

36 Frutigen-
strasse-
Marien-
strasse 

Primär Bauten und An-
lagen für die Sekundar-
stufe II (Gymnasium 
und Berufsbildung) und 
für die berufliche Aus-
bildung. Die nicht dafür 
benötigten Flächen 
können für eine Wohn-
überbauung genutzt 
werden. 

 

Grundsätzlich gilt das 
Nutzungsmass der Zo-
ne W3. 
Städtebaulich und aus 
Sicht des Lärmschutzes 
überzeugende Anord-
nung und Gestaltung 
der Baukörper, insbe-
sondere entlang der 
Bahnlinie und im Be-
reich der Frutigenstras-
se. 
Haupterschliessung 
über die Frutigenstras-
se und Marienstrasse. 

III 

 

  

37 Areal 
ehem. HPS 
Seefeld 

Primär Bauten und An-
lagen für die Primar-
schulstufe. Die nicht 
benötigten Flächen 
können für eine Wohn-
überbauung genutzt 
werden. 

Grundsätzlich gilt das 
Nutzungsmass der Zo-
ne W2 

II   

38 Übungs-
anlage Ame-
rika 

Übungsanlage für Feu-
erwehr, längerfristig 
Rückbau und Rekulti-
vierung im Rahmen der 
Landschaftsentwicklung 
L IV «Amerika» (vgl. 
Anhang 4 Ziffer 4.4 BR) 

Bestehend; nötige bau-
liche Erneuerungen für 
Übungszwecke im be-
stehenden Gebäude-
volumen 

III   

39 Schoren-
matt/Gott-
helf 

Parz. 122: Schulanlage; 
Parz 1330: Kirchge-
meindehaus, Pfarrhaus, 
Energie Thun Verteilka-
bine 

Z. T. bestehend; Erwei-
terung der Schulanlage 
um maximal 15 Klas-
senzimmer sowie Drei-
fachsporthalle mit Aus-
senanlagen 

II/III1   

40 Turnhalle 
Dürrenast 

Turnhalle (Schulanlage) Bestehend II/III1   

41 Schul-
haus Dür-
renast 

Schulanlage, Trafosta-
tion 

Bestehend II/III1   

42 Seeall-
mend 
Gwattstras-
se 

Promenade, öffentliche 
Freifläche (naturnah), 
Spielplatz, Parkplätze 

Bestehend II/III1   

 Anmerkung: 
1 Aufstufung aufgrund Lärmvorbelastung; vgl. Art. 47 Abs. 1 BR. 
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 Zweckbestimmung Grundzüge der Überbauung Lärm- 
empfindlich-
keitsstufe 

  

43 Friedhof 
Schoren 

Friedhofsanlage und 
Nebenbauten sowie 
Abdankungshalle, Neu-
bau Krematorium und 
Werkhof sowie Erweite-
rung/Sanierung von zu-
gehörigen Bauten und 
Anlagen. Maximale Ge-
samthöhe ohne tech-
nisch bedingte Dach-
aufbauten, insbesonde-
re ohne Kamin, 16.0 m. 
Die Höhe des Kamins 
richtet sich nach den 
technischen Notwen-
digkeiten sowie den ak-
tuell geltenden Umwelt-
schutzvorschriften. 
Grenzabstände: 5.0 m. 

Friedhofsanlage und 
Abdankungshalle be-
stehend sowie Bauten 
und Anlagen, die dem 
Betrieb und Unterhalt 
des Friedhofs dienen 
wie z. B. Krematorium, 
Blumenladen, Gärtnerei 
usw. 
Bei der Realisierung 
und Gestaltung von 
Krematorium, Betriebs- 
und Unterhaltsbauten 
sowie der Aussenanla-
gen ist eine hohe Quali-
tät in Bau und Aussen-
raum sicherzustellen. 
Die Anlage wird gestal-
terisch als Einheit reali-
siert.1 

III  Änderung vom 21.9.2017/5.2.2018 (Reg.-Nr. 241-
29). 

 

44 Trafosta-
tion Buch-
holz 

Trafostation Bestehend III   

45 Schul-
haus Scho-
ren 

Schulanlage Bestehend II   

46 Kirche 
Gwatt 

Kirche, Kirchgemeinde-
haus 

Bestehend II   

47 Schul-
haus Ober-
matt Gwatt 

Schulanlage, Kindergar-
ten 

Bestehend II   

48 Gun-
telsey 

Schiessanlage Bestehend IV   

49 Alters-
heim Sonn-
matt 

Alters-, Pflege- und 
Wohnheim 

Bestehend; nötige bau-
liche Erneuerungen mit 
massvollen Ergänzun-
gen der bestehenden 
Anlage 

II  Änderung vom 28.2.2003/24.7.2003 (Reg.-Nr. 241-
3. 

50 Betagten-
zentrum 
Martin-
strasse 

Alters-, Pflege- und 
Wohnheim 

Bestehend; nötige bau-
liche Erweiterungen mit-
tels massvoller Ergän-
zung der bestehenden 
Anlage 

II  Änderung vom 19.11.2004/9.12.2004 (Reg.-Nr. 
241-7). 

 Anmerkung: 
1  Es gilt das Siegerprojekt aus dem Projektwettbewerb Neubau Krematorium  
 Thun-Schoren 2015 als wegweisend. 
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 2.2 Zonen für Sport- und Freizeitanlagen ZSF 

Die Zweckbestimmung und die Grundzüge der Ge-
staltung zu den einzelnen ZSFs sind folgendermas-
sen formuliert: 

 Die Nummerierung der ZSFs entspricht der Be-
schriftung im Zonenplan I. 

 
 Zweckbestimmung Grundzüge der Gestaltung Lärmempfind-

lichkeitsstufe 
  

101 Ler-
chenfeld 

Sportanlagen FC Ler-
chenfeld 

Bestehend III   

102 Tempel-
strasse 

Golfplatz Bestehend III   

103 Burger-
strasse 

Sportanlage, Allee, 
Promenade 

Bestehend III   

104 Lachen-
graben 

Feuerwehrmagazin, 
Uferanlagen, Klubhäu-
ser, Bocciabahn, Gas-
station, Trafostation 

Bestehend II   

105 Farm-
weg 

Kleintieranlage All-
mendingen 

Bestehend III   

106 «Ameri-
ka» Allmen-
dingen 

Pfadfinderheim Bestehend III   

107 Thuner-
see Yacht-
club TYC 

Parz. 637: Parkplatz, 
Promenade;  
Parz. 586: Gebäude; 
Parz. 4200 und 4201: 
Hafenanlage 

Bestehend II   

108 Buch-
holz 

Parz. 18: Pfadfinder-
heim; 
Parz. 1043: Reitsport-
zentrum 

Bestehend II   

109 Tennis-
platz Gwatt 

Tennisanlage Bestehend III   

110 Trüll-
platz 

Campingplatz (inkl.  
Younotent), Uferweg, 
Park und Freizeitanla-
ge, Restaurant; 
Parz. 2437: Parkplatz 

Bestehend II/III1   

 Anmerkung: 
1 Aufstufung aufgrund Lärmvorbelastung; vgl. Art. 47 Abs. 1 BR. 

  



  Baureglement der Stadt Thun – Anhang 3   

 

42 

 

 Anhang 3 

 

  

 Listen und Detailbestimmungen besonderer 
baurechtlicher Ordnungen 

 Vergleiche Art. 1, 12, 13, 20 und 30 BR. 

 3.1 Zonen mit Überbauungsordnung UeO 

Die folgenden Überbauungsordnungen a bis y blei-
ben rechtskräftig: 

 Die Nummerierung der UeOs entspricht der Be-
schriftung im Zonenplan I. 

 

 Instrumente Datum Beschluss/Genehmi-
gung 

Lärmempfind-
lichkeitsstufe 

  

a Kehricht-
verbren-
nungsanla-
ge KVA 

Kantonale UeO 15.9.1999/13.3.2000 IV   

b Areal 
Scheiben-
strasse 

UeO (teilweise auf-
gehoben) 

25.6.1995/30.5.1996 
mit Änderungen vom 
2.6.2002/24.7.2003, 
vom 27.8.2003, vom 
5.7.2007/30.11.2007, 
vom 23.8.2007/ 
30.11.2007 und vom 
16.3.2012/24.7.2012 

II/III1  Änderungen: Reg.-Nr. 223-4 bis 223-7. 

c Erweite-
rung Loeb 

UeO 24.10.1992/21.1.2000  III   

d Hotel 
Blümlisalp 
Goldiwil 

BeP (BLP) mit SBV 1.6.1969/18.7.1969  
mit Änderung vom 
5.4.2016/15.7.2016 

II  Änderung: Reg.-Nr. 169-2. 

e Lanzgut 
Mittlere 
Strasse 

BLP mit SBV 3.12.1961/2.2.1962 III1   

f Berimag 
AG Läng-
gasse -  
Frutigen-
strasse 

BLP mit SBV 1.2.1970/24.4.1970 II/III1   

h Aarefeld - 
Bahnhof-
platz 

UeO 2.6.1991/31.12.1991 
mit Änderung vom 
8.2.2004/23.3.2004 

III  Änderung: Reg.-Nr. 231-1. 

j Thunerhof USP 16.5.1991/8.8.1991 III1   

k Bellevue-
Areal 

UeO 13.4.1997/17.11.1997 II/III1   

l Inseli USP 7.3.1993/31.12.1993 II   

m Bellevue-
strasse Süd 

UeO 3.7.1992/29.7.1993 II   

n Burger-
allee 

BeP mit SBV 26.2.1967/2.6.1967  
mit Änderungen vom 
26.3.1970/15.5.1970 
und vom 25.1.2002/ 
12.6.2002 

II/III1   

 Anmerkung: 
1 Aufstufung aufgrund Lärmvorbelastung; vgl. Art. 47 Abs. 1 BR. 
BeP = Bebauungsplan  
BLP = Baulinienplan  
SBV = Sonderbauvorschriften   
USP = Uferschutzplan  
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 Instrumente Datum Beschluss/Genehmi-
gung 

Lärmempfind-
lichkeitsstufe 

  

o Äussere 
Länggasse 

BeP mit SBV 2.3.1969/18.7.1969 II/III1   

p Bahnhof-
Schadau 

USP 27.2.1998/20.7.1998 II   

q Quartier-
zentrum 
Allmen-
dingen 
«Alte Post» 

UeO 21.6.1991/8.8.1991 II   

r Allmen-
dingen  
Gewerbezo-
ne G1 Süd 

TZP mit ZV 26.9.1982/24.2.1983 IV   

s Buchholz-
strasse -
Talacker-
strasse 

BLP und BeP mit SBV 3.7.1960/7.10.1960, 
teilweise aufgehoben 
mit Erlass der UeO z 
am 14.1.2020 

II/III1  Erlass der UeO z Talackerstrasse: Reg.-Nr. 280. 

t Buchholz-
strasse  
(-Haller-
strasse) 

BeP mit SBV 28.10.1967/19.1.1968 II   

u Talacker UeP mit GeP und SBV 24.9.1972/28.2.1973 
mit Änderungen vom 
20.12.1991/13.4.1992 
und vom 25.3.1993/ 
18.10.1993 

II   

v Lindenegg 
- Schul-
strasse 
(Lindenweg) 

BLP und BeP mit SBV 2.7.1967/21.11.1967 II/III1   

w «Bären» 
Dürrenast 

BeP mit SBV 2.7.1967/3.11.1967 III   

x Bohnstau-
denzelg 
(Bostuden-
zelg) 

TZP mit ZV, UeP mit 
SBV 

26.2.1978/14.2.1979 
mit Änderung Baufeld 
X/Y vom 2.6.2002/ 
24.7.2003 und Ände-
rung vom 
1.4.2015/27.11.2015 

II  Änderung 2015: Reg.-Nr. 279. 

y Hännis-
weg 

TZP und UeP mit ZV 5.6.1983/8.9.1983 II   

 Anmerkung: 
1 Aufstufung aufgrund Lärmvorbelastung; vgl. Art. 47 Abs. 1 BR. 
BeP = Bebauungsplan  
BLP = Baulinienplan  
GeP = Gestaltungsplan  
SBV = Sonderbauvorschriften  
TZP = Teilzonenplan   
UeP = Überbauungsplan  
ZV = Zonenvorschriften 
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 Die folgenden besonderen baurechtlichen Ordnun-
gen werden aufgehoben: 
- Zonenplanänderung Seewinkel Gwatt II und 

Überbauungsplan mit Sonderbauvorschriften 
vom 4.12.1977/18.10.1978. 

- Teilzonenplan Scherzligen/Schadau mit Zonen-
vorschriften vom 20.5.1979/26.6.1980. 

- Überbauungsplan Scherzligen/Schadau mit Son-
derbauvorschriften vom 30.11.1980/22.7.1982. 

- Überbauungsplan Stägacher Goldiwil mit Son-
derbauvorschriften vom 12.6.1981/23.2.1982. 

- Überbauungsordnung Hohmad-Park vom 
22.10.1993/27.3.1995. 

- Überbauungsordnung Parkhaus City Süd (Bahn-
hof) vom 12.2.2004/28.6.2004 (UeO ah), aufge-
hoben am 16.2.2012/31.7.2012. 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Reg.-Nr. 246. 

    

 Die folgenden Überbauungsordnungen z bis ax 
wurden nach der Inkraftsetzung von Zonenplan und 
Baureglement am 1. November 2003 erlassen: 

  

    

 Instrumente Datum Beschluss/Genehmi-
gung 

Lärmempfind-
lichkeitsstufe 

  

z Tal-
ackerstras-
se 

UeO 22.8.2019/14.1.2020 II/III1  Reg.-Nr. 280. 

ab ZPP W 
Areal Schei-
benstrasse 

UeO 15.2.2007/7.6.2007  
mit Änderungen vom 
3.7.2008/25.7.2008  
und vom 16.3.2012/ 
24.7.2012 

III  Reg.-Nr. 255 bis 255-2. 

ac Parkie-
rungsanlage 
Schlossberg 

UeO 23.8.2012/22.3.2013 
mit Änderung vom 
13.6.2014/8.9.2014 

II bzw. III  Reg.-Nr. 270 und 270-1. 

ad Goldiwil-
Melli 

UeO 16.2.2017/24.4.2018 III  Reg.-Nr. 278 (mit Zonenplanänderung 241-30: Auf-
hebung der ZPP Z Goldiwil-Melli). 

ae Pestaloz-
zistrasse  
4–10 

UeO 15.12.2011/30.1.2012 III  Reg.-Nr. 266. 

af Schloss-
matt-strasse 
- Hopfenweg 

UeO 15.2.2007/11.5.2007 III  Reg.-Nr. 253. 

ag Waisen-
haus-
strasse - 
Stockhorn-
strasse 

UeO 5.7.2007/17.9.2007 
mit Änderung vom 
5.11.2012/26.11.2012 

III  Reg.-Nr. 256 und 256-1. 

ai ZPP F 
Spital Ost 

UeO 14.6.2007/20.9.2007 II  Reg.-Nr. 257. 

aj Höheweg 
Ost 

UeO 18.9.2008/17.12.2008 II  Reg.-Nr. 260. 

 Anmerkung: 
1 Aufstufung aufgrund Lärmvorbelastung; vgl. Art. 47 Abs. 1 BR. 
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 Instrumente Datum Beschluss/Genehmi-
gung 

Lärmempfind-
lichkeitsstufe 

  

ak Burg- 
strasse 2 

UeO 20.11.2008/6.3.2009 
mit Änderungen vom 
8.4.2010/6.5.2010  
und vom 25.11.2016/ 
6.3.2017 

III  Reg.-Nr. 261 bis 261-2. 

al Blümli-
matt 

UeO 1.5.2009/7.7.2009  
mit Änderungen vom 
24.6.2010/5.8.2010 

II  Reg.-Nr. 262 und 262-1. 

an Bildungs-
zentrum 
Thun-
Schadau 

UeO 8.8.2013/6.3.2015 II  Reg.-Nr. 276. 

 

ao ZPP Q 
Hohmad 

UeO 25.8.2005/14.11.2005 
mit Änderungen vom 
22.9.2006/9.10.2006 
und vom 20.3.2009/ 
6.4.2009 

II bzw. III  Reg.-Nr. 249 bis 249-2. 

ap Hofgut 
Schadau 

UeO 19.7.2004/11.8.2004 
mit Änderungen vom 
16.3.2007/18.6.2007 
und vom 25.3.2011/ 
27.4.2011 

II/III1  Reg.-Nr. 245 bis 245-2. 

aq Schadau 
bis Lachen 

USP 7.5.2009/21.10.2009 
mit Änderung vom 
5.8.2015/15.9.2015 

II  Reg.-Nr. 265 und 265-1. 

ar ZPP H  
Allmendin-
genallee 

UeO 18.10.2012/28.2.2013 II  Reg.-Nr. 269. 

as ZPP AD 
Gärtnerei 
Buchholz-
strasse 

TUeO 9.2.2012/13.4.2012  
mit Änderung vom 
14.12.2012/4.2.2013 

II/III1  Reg.-Nr. 268 und 268-1. 

aw ZPP I  
Zenger-Gut 

UeO 11.11.2005/25.1.2006 
mit Änderungen vom 
20.10.2006/2.11.2006 
und vom 28.9.2007/ 
14.12.2007 

II bzw. III  Reg.-Nr. 251 bis 251-2. 

ax Wirt-
schaftspark 
Thun-
Schoren 

TUeO 22.4.2009/8.7.2009  
mit Änderung vom 
7.12.2012/13.11.2015 

III bzw. 
IV 

 Reg.-Nr. 263 und 263-1. 

az ZPP T 
Gwatt-
Schoren 

TUeO 16.10.2019/12.5.2020 IV  Reg.-Nr. 282. 

 Anmerkung: 
1 Aufstufung aufgrund Lärmvorbelastung; vgl. Art. 47 Abs. 1 BR. 
TUeO = Teilüberbauungsordnung 
USP = Uferschutzplan 
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 3.2 Zonen mit Planungspflicht ZPP  Die Nummerierung der ZPPs entspricht der Be-
schriftung im Zonenplan I. 

 3.2.1 Zonen mit Planungspflicht A bis E 

Die folgenden Zonen mit Planungspflicht A bis E 
nach Zonenplan und Bauordnung 1986 bleiben 
rechtskräftig:  

   

 

 A Regionalgefängnis  Die Vorschriften dieser ZPP können Verweise auf 
Zonen und Vorschriften der alten baurechtlichen 
Grundordnung von 1986 enthalten.  Zonenplanänderung mit ZPP-Vorschriften. Beschluss/Geneh-

migung: 29.11.1998/13.1.1999.  
 

 Zone für öffentliche Nutzungen (ZöN) mit Planungspflicht 
(ZPP): 

  

Planungs-
zweck 

Sie dient der Erstellung und dem Betrieb eines Regional-
gefängnisses sowie eines Untersuchungsrichteramtes. 

  

Nutzungs-
mass 

- Max. Gebäudehöhe: 17.5 Meter. 
- Max. Gebäudelänge: unbeschränkt. 
- Gebäudeabstand: Innerhalb der ZPP keine Beschränkung. 
- Grenzabstand: 5 Meter gegenüber Zonen anderer Nutzung. 
- Mehrlängenzuschlag: MLZ gemäss Art. 11 Abs. 5 und Art. 

39 Abs. 6, BO 1986 entfallen. 
- Mehrhöhenzuschlag: MHZ gemäss Art. 39 Abs. 7, BO 1986 

entfällt. 

  

Gestal-
tungs-
grundsätze 

Die neuen Bauten sind städtebaulich optimal zu integrieren.   

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.   

Grenzab-
stand Nach-
barparzellen 

Art. 37 Abs. 4, BO 1986 entfällt.   

    

 B Areal Grabenstrasse  Die Vorschriften dieser ZPP können Verweise auf 
Zonen und Vorschriften der alten baurechtlichen 
Grundordnung von 1986 enthalten.  Zonenplanänderung mit ZPP-Vorschriften. Beschluss/Geneh-

migung: 23.9.2001/19.2.2002. 
 

 Zonenvorschriften für die Zone mit Planungspflicht (ZPP) Areal 
Grabenstrasse: 

  

Geltungs-
bereich 

Die ZPP Areal Grabenstrasse Thun gilt für den im Plan be-
zeichneten Wirkungsbereich. 

  

Planungs-
zweck/Art 
der Nutzung 

Die ZPP bezweckt die Schaffung einer zentrumsnahen Über-
bauung mit mehrheitlich Wohnnutzung. Zudem ist stilles und 
entlang der Kyburgstrasse auch mässig störendes Gewerbe 
zugelassen. 

  

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.   

Mass der 
Nutzung 

- Als Richtwert für das Nutzungsmass über das ganze Pla-
nungsgebiet gilt eine Ausnützungsziffer nach kant. Bauver-
ordnung von 0.70. 

- Die höchstzulässige Nutzung darf eine Ausnützungsziffer 
von 0.85 betragen. 

- Das städtebaulich verträgliche Nutzungsmass wird mittels 
einem Bebauungskonzept bestimmt, das aus einem Wett-
bewerb oder wettbewerbsähnlichen Verfahren nach SIA-
Ordnung 142 für Architektur- und Ingenieurwettbewerbe re-
sultiert. 

- Die maximale Gebäudehöhe beträgt 10 m. 
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 - Innerhalb der Zone sind die Gebäudelängen und die Ge-
bäudeabstände frei. 

  

Gestal-
tungs-
grundsätze 

- Auf die bestehende Bebauung um das Planungsgebiet ist 
mit der Erschliessung sowie den Gebäudehöhen und  
-abständen Rücksicht zu nehmen. 

- Dem Immissionsschutz und einer rationellen Erschliessung 
ist der nötige Stellenwert beizumessen. 

- Wegleitend ist das Bebauungskonzept (Mass der Nutzung). 

  

Fahrer-
schliessung 

Die Hauptzufahrt erfolgt über die Grabenstrasse.   

    

 C Bälliz  Die Vorschriften dieser ZPP können Verweise auf 
Zonen und Vorschriften der alten baurechtlichen 
Grundordnung von 1986 enthalten.  Zonenplanänderung mit ZPP-Vorschriften. Beschluss/Geneh-

migung: 26.11.2000/20.4.2001.  
 

 Artikel 28 bis Bauordnung. Zone mit Planungspflicht «Bälliz»:   

Planungs-
zweck 

Die Zone mit Planungspflicht «Bälliz» bezweckt die Erhaltung 
des vielfältigen Charakters sowie eine massvolle und stadtver-
trägliche Verdichtung der rückwärtigen Gebäudeteile zugunsten 
einer Erhaltung des Bälliz als Teil des innenstädtischen Ein-
kaufszentrums. 

  

Nutzungs-
art/Wohn-
anteil 

- Die Zone ist für Bauten mit gemischter Nutzung, wie Ge-
schäfte, Büros, Wohnungen und nicht störendes Kleinge-
werbe bestimmt. 

- Die Geschossfläche für Wohnnutzung muss mindestens der 
Fläche von zwei Normalgeschossen entsprechen. 

  

Nutzungs-
mass 

1. Für das Mass der Nutzung gilt: 

 Hauptgebäude: rückwärtige, aare-  
  seitige Gebäudeteile: 
a) Geschosszahl 5 2f)  
b) Gebäudehöhe 17.5 m 8.00 m1  
c) Bautiefe 20.00 me) --  
d) Gewässerabstand  
     innere Aare -- 3.00 m  

 1 Die Anbringung von transparenten Geländern zur Absturzsicherung ge-
mäss SIA-Norm 385 (Geländer und Brüstungen) ist über die Gebäudehö-
he hinaus zulässig. 

e) Die Bautiefe der Hauptbauten auf der Südwestseite des 
Bälliz bzw. deren Gewässerabstand von der äusseren Aa-
re richtet sich nach dem nachweisbaren Verlauf der ehe-
maligen Stadtmauer. 

f) Die Differenz der Geschosszahl der aareseitigen Gebäude-
teile zum Hauptgebäude muss mindestens 2 betragen; 
dies gilt auch in Anwendung der Abs. 2 und 3. 
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 2. Überschreitungen des Nutzungsmasses für die rückwärtigen, 
aareseitigen Gebäudeteile sind unter dem Vorbehalt von 
Abs. 3 möglich: 

a) Überschreitung der Geschosszahl bis auf 3. 

b) Überschreitung der Gebäudehöhe bis auf jenes Mass, das 
die volle Ablesbarkeit der 2 Normalgeschosse des Haupt-
gebäudes gemäss Abs. 1 lit. f erlaubt. 

c) Unterschreitung des Gewässerabstandes entlang der inne-
ren Aare bis auf 0 m. 

3. Voraussetzungen für die Überschreitung des Nutzungsmas-
ses gemäss Abs. 2 sind: 

a) Die Nutzung dient dem Detailhandel (Verkaufsflächen und 
dazugehörige Lager-, Service-, Produktions- oder Büro-
räume) und dem Gastgewerbe. 

b) Der minimale Wohnflächenanteil muss auch bei altrecht-
lich erstellten Hauptbauten nachgewiesen werden. Davon 
kann nur abgewichen werden, wenn eine Wohnnutzung in 
der bestehenden Gebäudestruktur unzweckmässig ist. 

c) Zusammen mit der Umgebung, insbesondere den Nach-
barbauten, ist eine gute Gesamtwirkung zu erzielen. Die 
prägenden Strukturmerkmale des Bälliz sind zu beachten, 
d. h.: 

- die Gestaltung und Materialisierung der rückwärtigen 
Gebäudeteile soll gegenüber derjenigen des Hauptge-
bäudes differenziert, untergeordnet, leichter oder trans-
parenter wirken; 

- auch in der Längsrichtung der Aare ist ein differenziertes, 
volumetrisch feinkörniges, in der Gebäudehöhe und in 
der Gebäudetiefe vielfältiges, nicht durchgehend ge-
schlossenes Bild zu wahren. 

d) Das Bauinventar der Stadt Thun ist zu beachten. 

e) Zwischen der Stadt und den Grundeigentümern sind Ver-
handlungen über den Ausgleich von Planungsvorteilen 
nach Art. 142 BauG zu führen. 

  

Gestal-
tungs-
grundsätze 

Als Gestaltungsgrundsätze im Sinne von Art. 92 Abs. 1 und 2 
BauG gelten: 

- die Gebäudebreite entspricht der überlieferten Parzellen-
struktur; 

- die Gebäudeflucht ist gassenseitig zu erhalten; 
- auf Hauptgebäuden sind nur Schrägdächer mit nur einer 

First und mit einer Neigung von 30 bis 35 Grad gestattet; 
- Dachaufbauten sind gemäss den Bestimmungen der Kern-

zone K I zu gestalten; 
- die Flachdächer der rückwärtigen Gebäudeteile sind exten-

siv zu begrünen, vorbehalten bleibt die Nutzung als Dach-
terrasse; 

- für die Fassadengestaltung gelten die Bestimmungen der 
Kernzone K I sinngemäss; 

- dem Übergang vom aareseitigen Flachdach zur Fassade 
des Hauptgebäudes ist besondere Beachtung zu schenken. 

  

Beurteilung Überbauungsordnungen, Bauvoranfragen und Baugesuche 
sind dem Fachausschuss für Architektur und Ortsbildschutz zur 
Beurteilung und Beratung vorzulegen. 

  

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.   
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Warenum-
schlag 

Der Warenumschlag (An- und Rücklieferung) richtet sich nach 
den entsprechenden städtischen Erlassen. Diese regeln insbe-
sondere Art und Zeiten des Warenumschlages. 

  

Bau, Ersatz 
und Unter-
halt der 
Ufermauern 

- Der Stadt Thun sind im Rahmen des Baubewilligungsverfah-
rens die erforderlichen statischen Nachweise betreffend 
Bauten und Anlagen im Einflussbereich der Ufermauer vor-
zulegen. 

- Für Bauten und Anlagen (wie jegliche Aufbauten auf die 
Ufermauern, Leitungen, Terrainveränderungen, Bestockun-
gen etc.) im Einflussbereich der Ufermauern ist das Was-
serbaureglement der Stadt Thun vom 22. April 1995 zu be-
achten. 

  

    

 D Golfplatz Thun  Die Vorschriften dieser ZPP können Verweise auf 
Zonen und Vorschriften der alten baurechtlichen 
Grundordnung von 1986 enthalten.  Zonenplanänderung mit ZPP-Vorschriften: Beschluss/Geneh-

migung: 7.6.1998/24.9.1998. 
 

 Zone mit Planungspflicht «Golfplatz Thun»:   

Planungs-
zweck 

Die Zone mit Planungspflicht dient der Errichtung und land-
schaftlichen Eingliederung einer öffentlichen Golfanlage auf der 
Burgerallmend. 

  

Nutzungsart 
und Nut-
zungsmass 

- An Hochbauten sind nur Fahrnisbauten zugelassen, die 
dem Golfspielbetrieb dienen. 

- Bezüglich der Flächennutzung ist die «Drei-Drittel-Regel» 
der Richtlinien von Bund und Kanton massgebend, d. h. ein 
Drittel intensive Rasen und Bauten, ein Drittel extensive 
Wiesen und Sträucher, ein Drittel naturnahe Lebensräume. 

  

Gestal-
tungs-
grundsätze 

- Die Weiträumigkeit der Landschaft und die charakteristi-
schen Baumalleen sind zu erhalten. 

- Die Gesamtgestaltung der Anlage und die Integration der öf-
fentlichen Wege und Aufenthaltsbereiche sollen die Bur-
gerallmend als städtisches Naherholungsgebiet aufwerten. 

- Die ökologischen Ausgleichsflächen sind so anzulegen, 
dass der Lebensraumverbund im Umgebungsbereich des 
Wäldchens erhalten oder verbessert wird. 

  

Erschlies-
sungs-
grundsätze 

- Die Erschliessung für den motorisierten Individualverkehr 
hat innerhalb der angrenzenden Gewerbezone Allmendin-
gen Nord zu erfolgen. 

- Säumerweg und Mittelallee sind in ihrem heutigen Zustand 
zu erhalten und bleiben öffentlich begehbar. 

- Neue Fusswege sind entlang der Allmendingenallee (Bus-
haltestelle bis Autobahnbrücke) sowie als Verbindung zu 
den Erschliessungsanlagen in der Gewerbezone zu erstel-
len. 

- Die Fusswege dürfen nicht asphaltiert werden. 

  

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

Im gesamten Areal der Zone mit Planungspflicht gilt die Lärm-
empfindlichkeitsstufe III. 

  

Inkrafttreten 
der ZPP 

Der Gemeinderat beschliesst das Inkrafttreten der Zone mit 
Planungspflicht nach der Genehmigung durch das Amt für Ge-
meinden und Raumordnung. 

  

    

 E Quartierzentrum Schulstrasse  Änderung vom 18.10.2002/24.7.2003 (Reg.-Nr. 
241). 

Die Vorschriften dieser ZPP können Verweise auf 
Zonen und Vorschriften der alten baurechtlichen 
Grundordnung von 1986 enthalten. 

 Zonenplanänderung mit ZPP-Vorschriften. Beschluss/Geneh-
migung: 26.11.2000/3.4.2001. 

 

 Zonenvorschriften für die Zone mit Planungspflicht (ZPP) Quar-
tierzentrum Schulstrasse: 
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Planungs-
zweck 

- Die ZPP Quartierzentrum Schulstrasse bezweckt die Schaf-
fung eines Geschäfts- und Begegnungszentrums. 

- Mit ihr soll die Versorgung der Bevölkerung mit Gütern des 
täglichen und allgemeinen Bedarfs, sowie die Freihaltung 
und Aufwertung des Strättligenplatzes sichergestellt wer-
den. 

  

Nutzungsart Die Erdgeschosse sind für Verkaufsgeschäfte und Dienstleis-
tungseinrichtungen mit Publikumsverkehr bestimmt. Die Ober-
geschosse können für Dienstleistungen (Büros, Restaurants, 
Praxen, etc.), Parkierungen im Sektor Mitte und für das Woh-
nen genutzt werden. 

  

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

Es gilt die Empfindlichkeitsstufe III.   

Nutzungs-
mass 

- Die Nutzung über das ganze Planungsgebiet darf maximal 
15 500 m² Bruttogeschossfläche (BGF) betragen, was einer 
Ausnützungsziffer (AZ) von 0.83 entspricht. Pro Sektor sind 
folgende Bruttogeschossflächen einzuhalten: 

Sektor Ost: min. 3500 m², max. 5500 m² BGF 
Sektor Mitte: min. 3000 m², max. 4000 m² BGF 
Sektor West: min. 4500 m², max. 6000 m² BGF 

- Pro Sektor sind folgende Verkaufsflächen (VF) zulässig: 
Sektor Ost: 2100 m² VF 
Sektor Mitte: 3300 m² VF 
Sektor West: 2500 m² VF 

  

 - Die Grundeigentümer können mit Dienstbarkeitsvertrag ver-
einbaren, dass die noch nicht beanspruchte Verkaufsnut-
zung eines Sektors auf einen anderen übertragen wird. Die 
Verkaufsfläche wird gemäss Art. 24 Abs. 2 BauV ermittelt. 

- Gegen aussen resp. gegenüber anderen Zonen darf die 
maximale Gebäudehöhe bei gewerblicher Nutzung 10.0 m 
und mit Wohn- und Dienstleistungsnutzung in den Oberge-
schossen 12.0 m nicht übersteigen. Bei Gebäuden von 
mehr als 10.0 m Höhe ist ein minimaler Grenzabstand von 
6.0 m auf der Nordseite, in allen anderen Fällen von 4.0 m 
einzuhalten. 

- Innerhalb der Zone sind die Gebäudelänge und die Gebäu-
deabstände frei. 
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Zone mit Planungspflicht ZPP E Quartierzentrum Schulstrasse, Zone mit Sektoren: 
 

 
 

 

 
Gestal-
tungs-
grundsätze 

- Die Gebäude sind so zu gestalten, dass sie gesamthaft ein 
gutes Bild ergeben. Wegleitend ist das überarbeitete Wett-
bewerbsprojekt (Studienauftrag) vom 16. Januar 1997. Be-
sonders zu beachten sind: 
- Stellung und Gestaltung der Bauten sowie deren Bezug 

zum Platz, 
- Erschliessung für nicht motorisierten und öffentlichen 

Verkehr, 
- Schulwegsicherheit, 
- Grünflächen und Bepflanzungen. 
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 - Die Aussenräume gegen den öffentlichen Platz sind so zu 
gestalten, dass sie zusammen mit der Schulstrasse und 
dem Strättligenplatz einen für die Begegnung geeigneten 
Quartierplatz bilden. Die Schulstrasse und der Strättligen-
platz sind in die Platzgestaltung einzubeziehen. 

  

Erschlies-
sungs-
grundsätze 

Verkaufsgeschäfte und gewerbliche Nutzung sind vorwiegend 
ab der Schulstrasse über die Feld- und Freiestrasse zu er-
schliessen. 

  

  
 

  

 3.2.2 Zonen mit Planungspflicht F bis M   

 Für die folgenden Zonen mit Planungspflicht F bis M 
gilt als Planungszweck die Erstellung einer gesamt-
haft gestalteten Wohnüberbauung in verdichteter 
Bauweise mit hoher Wohn- und Siedlungsqualität. 

  

 Es gelten über die Baugestaltungsbestimmungen in 
Art. 5 und 6 BR hinaus die folgenden Gestaltungs-
grundsätze: 
- Gestaltung der Überbauung als unverwechselba-

res Ganzes, 
- Auseinandersetzung mit den städtebaulichen 

Gegebenheiten, 
- entsprechend sorgfältige Gestaltung der Über-

gänge zu der umliegenden Bebauung, 

 Bezüglich Qualitätssicherung vgl. auch Art. 29 Abs. 
4 BR mit Kommentar. 

 - klare Anordnung der Aussenräume in öffentliche, 
halböffentliche und private Bereiche, 

- bewusste Gestaltung und Durchgrünung der öf-
fentlichen und der halböffentlichen Bereiche. 

  

 

 F Spital Ost  Änderung vom 12.9.2006/9.10.2006 (Reg.-Nr. 241-
9). 

Nutzungsart Wohnen individuell (Anteil min. 90 %), stilles Gewerbe.  

Nutzungs-
mass 

AZ min. 0.4, AZ max. 0.6, GZ 2.   

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES II.    

Erschlies-
sungs-
grundsätze 

Das Areal ist teils von oben, teils von unten her zu erschlies-
sen. 

  

    

 G Blümlimatt   

Nutzungsart Wohnen individuell (Anteil min. 90 %), stilles Gewerbe.
  

  

Nutzungs-
mass 

AZ min. 0.4, AZ max. 0.6, GZ 2.   

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES II.   

    

 H Allmendingenallee  Änderung vom 18.10.2012/28.2.2013 (Reg.-Nr. 
269). 

Nutzungsart Wohnen (Anteil min. 75 %), stilles Gewerbe.  

Nutzungs-
mass 

AZ min. 0.4, AZ max. 0.6, GZ 2, entlang der Autobahn partiell 
GZ 3. 

  

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES II. Es sind die Planungswerte einzuhalten.   
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Besondere 
Anforderun-
gen 

- Lärmschutzgerechte Anordnung der Nutzungen und Gestal-
tung; überdeckte offene Attika-Sitzplätze gemäss Anhang 1 
Ziffer 1.3 BR dürfen jeweils auf einer Längs- und einer  
Querseite verglast werden, um den geforderten Lärmschutz 
zu erreichen. In diesen Bereichen und bei lärmschutzwirk-
samen Gebäuden entlang der Autobahn ist eine partielle 
3-Geschossigkeit auf maximal einem Zehntel der Gebäude-
länge zulässig. 

- Renaturierung Allmendingenbächli. 

  

    

 I Zenger-Gut   

Nutzungsart Wohnen (Anteil min. 75 %), stilles Gewerbe, Gemeinschafts-
nutzungen. 

  

Nutzungs-
mass 

AZ max. 0.6, GZ 3.   

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES II/III (Anmerkung: Aufstufung aufgrund Lärmvorbelastung; vgl. Art. 47 Abs. 

1 BR). 
  

Besondere 
Anforderun-
gen 

Lärmschutzgerechte Anordnung der Nutzungen und Gestal-
tung. 

  

    

 J Schadau   

Planungs-
zweck 

Bauten und Anlagen für die Sekundarstufe II (Gymnasium und 
Berufsbildung), ohne Turnhallen und Rasenspielfelder, kombi-
niert mit Bauten für öffentliche Nutzungen und attraktives Woh-
nen. 

  

Nutzungsart Bildung, Wohnen, Internat und Hotel, öffentliche Nutzungen wie 
Ausstellungen, Kongresse/Tagungen, öffentliche Veranstaltun-
gen. 

  

Nutzungs-
mass 

- Grundsätzlich gilt das Nutzungsmass der Zone W3. 
- Punktuell sind Abweichungen von den baupolizeilichen 

Massen zulässig, wenn diese städtebaulich begründet sind 
und zu einer erhöhten räumlichen Qualität führen. 

- Erweiterung bestehender Schadausaal. 
- Erweiterung und Verdichtung Hotel- und Gastronomiefach-

schule. 

  

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES II.    

Gestal-
tungs-
grundsätze 

- Städtebaulich überzeugendes Konzept. 
- Beachtung der spezifischen Qualitäten des Ortes und der 

bestehenden Bebauung. 
- Überzeugende Abschlüsse der Überbauung entlang der 

Seestrasse sowie im Übergangsbereich der verschiedenen 
Nutzungen und zur Marienstrasse. 

- Aufeinander abgestimmte Anordnung und Gestaltung öffent-
licher und halböffentlicher Aussenräume.  

 Vergleiche auch Ortsbildgebiet O VII «Scherzligen-
Schadau» Anhang 4 Ziffer 4.2 BR. 

Erschlies-
sungs-
grundsätze 

- Haupterschliessung für den motorisierten Individualverkehr 
zweiseitig von den Arealrändern her über die Seestrasse. 
Grundsätzlich dürfen die Massnahmen zur Verkehrsberuhi-
gung auf der Seestrasse nicht beeinträchtigt werden. 

- Gebietsinterne Erschliessung für den Langsamverkehr über 
die Marienstrasse. 

- Durchlässigkeit des Areals für Fussgänger und Velofahrer. 
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 K Schoren-Dorf   

Nutzungsart Wohnen (Anteil min. 90 %), stilles Gewerbe.   

Nutzungs-
mass 

AZ min. 0.3, AZ max. 0.5, GZ 2.   

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES II.   

Besondere 
Anforderun-
gen 

Einbezug in das Ortsbild O IX «Schoren».  Vergleiche auch Ortsbildgebiet O IX «Schoren» An-
hang 4 Ziffer 4.2 BR. 

    

 L Rösslimatte Gwatt   

Nutzungsart Wohnen (Anteil min. 75 %), stilles Gewerbe, Gemeinschafts-
nutzungen.  

  

Nutzungs-
mass 

AZ min. 0.4, AZ max. 0.6, GZ 2.   

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES II/III (Anmerkung: Aufstufung aufgrund Lärmvorbelastung; vgl. Art. 47 Abs. 

1 BR). 
  

Besondere 
Anforderun-
gen 

Lärmschutzgerechte Anordnung der Nutzungen und Gestal-
tung. 

  

    

 M Seewinkel Gwatt   

Nutzungsart Wohnen (Anteil min. 75 %), stilles Gewerbe.   

Nutzungs-
mass 

AZ min. 0.4, AZ max. 0.6, GZ 2.   

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES II/III (Anmerkung: Aufstufung aufgrund Lärmvorbelastung; vgl. Art. 47 Abs. 

1 BR). 
  

Besondere 
Anforderun-
gen 

- Lärmschutzgerechte Anordnung der Nutzungen und Gestal-
tung. 

- Neue Baumreihe entlang der Gwattstrasse. 

  

  
 

  

 3.2.3 Zonen mit Planungspflicht N bis Q   

 Für die folgenden Zonen mit Planungspflicht N bis 
Q gilt als Planungszweck die wirtschaftliche Ent-
wicklung und bauliche Verdichtung sowie die Förde-
rung einer attraktiven und urbanen Nutzungsmi-
schung innenstadtnaher Gebiete. 

  

 Es gelten über die Baugestaltungsbestimmungen in 
Art. 5 und 6 BR hinaus die folgenden Gestaltungs-
grundsätze: 
- Auseinandersetzung mit den städtebaulichen 

Gegebenheiten, 
- entsprechend sorgfältige Gestaltung der Über-

gänge zu der umliegenden Bebauung, 
- Aufwertung und urban-attraktive Gestaltung der 

öffentlichen Räume (Strassen und Plätze). 

 Bezüglich Qualitätssicherung vgl. auch Art. 29 Abs. 
4 BR. 

    
  



  Baureglement der Stadt Thun – Anhang 3   

 

55 

 

 N Gewerbestrasse-Aarestrasse   

Planungs-
zweck 

- Etappenweise Entwicklung und Verdichtung zu einem at-
traktiven, urban gestalteten und genutzten innenstadtnahen 
Gebiet unter Beachtung der schützens- und erhaltenswerten 
Bauten. 

- Stadträumliche Aufwertung unter Wahrung der spezifischen 
Qualitäten des Ortes. 

  

Nutzungsart Gemischte Nutzungen gemäss Zone W/A3+.   

Nutzungs-
mass 

- Möglichst geschlossene Bauweise entlang der Strassen un-
ter Beachtung der bestehenden Bauten. 

- Gebäudetiefe der Randbebauung max. 16.0 m. 
- Die Innenhöfe können überbaut werden, sofern dies von der 

Nutzung her erforderlich ist und die Nutzungsqualität der 
Randbebauung nicht beeinträchtigt wird. 

  

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES III.   

Gestal-
tungs-
grundsätze 

- Stadträumliche Aufwertung und urban-attraktive Gestaltung 
der öffentlichen Räume, angrenzenden Strassenräume und 
Ecksituationen. 

- Beachtung eines ausdrucksstarken Erscheinungsbildes ent-
lang der Bahnlinie. 

- Die Innenhöfe sind entsprechend der innerstädtischen Situ-
ation und Nutzung zu gestalten. 

- Die Bauten und Anlagen sind so zu gestalten, dass sie in 
mehreren Etappen realisiert werden können und jede Etap-
pe zusammen mit dem Bestand eine bauliche Einheit bildet. 

  

Erschlies-
sungs-
grundsätze 

- Haupterschliessung des Areals über die bestehenden 
Strassen. 

- Attraktive Fuss- und Veloverbindung zum Bahnhof und über 
die Geleise zum Areal Güterbahnhof (via heutige Gewer-
bestrasse). 

  

    

 O Bahnhof West  Vorbehalten bleiben die Bestimmungen des gültigen 
Baulinienplanes mit Sonderbauvorschriften f «Beri-
mag AG Länggasse-Frutigenstrasse», der von der 
ZPP O eingeschlossen wird. 

Planungs-
zweck 

- Wirtschaftliche Entwicklung und bauliche Verdichtung zu ei-
nem attraktiven, urban gestalteten und genutzten innen-
stadtnahen Gebiet. 

- Stadträumliche Aufwertung unter Wahrung einer der Situati-
on gerecht werdenden Qualität hinsichtlich Nutzung, städte-
baulicher Integration und Gestaltung. 

 

Richtplan 
Gebietsent-
wicklung 

- Grundlage für die wirtschaftliche Entwicklung und die stadt-
räumliche Aufwertung bildet der Richtplan Gebietsentwick-
lung. 

  

Nutzungsart Wohnen/Arbeiten, Wohnanteil 25 bis 75 %.   

Nutzungs-
mass 

- Grundsätzlich gelten die Gebäudeabmessungen und Ge-
bäudeabstände der Zone W/A3 (ohne Ausnützungsziffer). 

- Gebäudetiefe 14.0 m. 
- Die Gebäudetiefe des Erdgeschosses kann, sofern es nicht 

dem Wohnen dient, überschritten werden. 
- Gebäudehöhe 14.0 m. 
- Im Übergang zu den benachbarten Wohnzonen und im Be-

reich schützens- und erhaltenswerter Bauten gelten das 
Nutzungsmass und die baupolizeilichen Masse der vorherr-
schenden Bebauung. 

- Punktuell sind Abweichungen von der maximalen Gebäude-
höhe zulässig, wenn diese städtebaulich begründet sind und 
zu einer erhöhten räumlichen Qualität führen. 

- Sofern vom Gesamtkonzept her begründet, können einzelne 
öffentliche Strassen aufgehoben und überbaut werden. 
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Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES III.    

Bauweise Entlang der Geleise geschlossen, ansonsten nach Richtplan 
Gebietsentwicklung. 

  

Gestal-
tungs-
grundsätze 

- Stadträumliche Aufwertung des Areals als Erweiterung der 
Innenstadt von Thun. 

- Beachtung eines ausdrucksstarken Erscheinungsbildes ent-
lang der Bahnlinie. 

- Aufbau eines Systems gestalteter öffentlicher und halböf-
fentlicher Aussenräume (Strassen, Wege, Plätze und Grün-
bereiche). 

  

 - Die Anordnung der Baukörper und der quartierbezogenen 
Aussenräume richtet sich nach dem Richtplan Gebietsent-
wicklung. Die Bauten und Anlagen sind so zu gestalten, 
dass sie in mehreren Etappen realisiert werden können und 
jede Etappe zusammen mit dem Bestand eine bauliche Ein-
heit mit guter Gesamtwirkung bildet. 

  

Erschlies-
sungs-
grundsätze 

- Haupterschliessung über die bestehenden Strassen. 
- Attraktive Fuss- und Veloverbindung zum Bahnhof und zum 

Gelände der Thun-Expo. 

  

    

 P Aarefeld Nord   

Nutzungsart Wohnen (Anteil 25 bis 75 %), Arbeiten gemäss Zone W/A3+.   

Nutzungs-
mass 

AZ frei, BW frei, GT max. 14.0 m, GZ 4, GH 14.0 m.   

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES III.   

Gestal-
tungs-
grundsätze 

- Aarefeldstrasse und Schulhausstrasse mit Baumreihe er-
gänzen. 

- Bauten entlang des Ufers sollen mit der historischen Stadt-
ansicht eine gute Gesamtwirkung erzielen. 

  

    

 Q Hohmad   

Nutzungsart Wohnen (Anteil min. 75 %), Wohnen/Arbeiten gemäss Zone 
W/A3 in einer Bautiefe entlang Frutigen- und Talackerstrasse, 
Kindergarten. 

  

Nutzungs-
mass 

41 000 m² BGF (ohne Gemeinschaftshaus, Kindergarten und 
bestehende Hofgruppe), Bauweise frei, Geschosszahl 3, Ge-
bäudehöhe 11.0 m; in einer Bautiefe entlang der Beatusstrasse 
Geschosszahl 2, Gebäudehöhe 7.0 m. 

  

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES II/III (Anmerkung: Aufstufung aufgrund Lärmvorbelastung; vgl. Art. 47 Abs. 

1 BR). 
  

Gestal-
tungs-
grundsätze 

- Die Gesamtanlage ist als städtebauliche Einheit zu gestal-
ten. 

- Die Bebauung entlang der Frutigenstrasse ist städtebaulich 
aufzuwerten und ausdrucksstark zu gestalten. 

- Aufbau eines Systems einfacher, einprägsamer und quali-
tätvoll gestalteter öffentlicher und halböffentlicher Aussen-
räume (Strassen, Wege, Plätze und Grünbereiche). Dabei 
ist die bestehende Hofgruppe einzubeziehen und durch ei-
nen gemeinschaftlichen Bereich mit Spielfeld und Gemein-
schaftshaus/Kindergarten zu ergänzen. 
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 - In einer Bautiefe entlang der Beatusstrasse sind die struktu-
rellen Merkmale des im Hohmadquartier vorherrschenden 
Siedlungsmusters einzuhalten. Wegleitend gilt für die west-
liche Hälfte das der aufgehobenen Überbauungsordnung 
vom 22.10.1993/27.3.1995/30.6.2000 zugrunde liegende 
Grobkonzept. 

- Die Bebauung entlang der Talackerstrasse soll diese, ins-
besondere im Bereich der Kreuzung, gestalterisch und funk-
tional aufwerten und gleichzeitig eine wirksame Abschir-
mung der Wohnsiedlung gegenüber dem Verkehrslärm bil-
den. 

- Die neue Erschliessungsstrasse ist beidseitig mittels durch-
gehenden Baufluchten räumlich zu fassen. 

  

Erschlies-
sungs-
grundsätze 

- Die Motorfahrzeugerschliessung erfolgt für den südlichen 
Teil ab der Talackerstrasse, für den nördlichen Teil ab der 
Hohmadstrasse und für eine Bautiefe entlang der Fruti-
genstrasse ab dieser; durchgehende Verbindungen sind nur 
für Notfahrzeuge zu ermöglichen. 

- Eine siedlungsinterne Verbindung zwischen Hohmad- und 
Talackerstrasse ist dem Langsamverkehr vorbehalten und 
als alleebestandene Spiel- oder Wohnstrasse mit Besu-
cherparkplätzen auszugestalten. 

- Die Parkierung für Personenwagen, ausgenommen die Be-
sucherparkplätze, erfolgt unterirdisch. 

- Eine öffentliche Fuss- und Radwegverbindung ist auch zwi-
schen der Frutigen- und der Beatusstrasse zu gewährleis-
ten. 

Anmerkungen: 
1) Die im Zonenplan dargestellten Zonen haben illustrativen Charakter. Lage 

und Umfang sind nicht verbindlich. Massgebend sind die vorstehenden Best-
immungen der ZPP Q Hohmad. 

2) Für höhere Häuser wird zwischen den Partnern die Durchführung von Wett-
bewerben vereinbart.  

  

  
 

  

 3.2.4 Zonen mit Planungspflicht R bis T   

 Für die folgenden Zonen mit Planungspflicht R bis T 
gilt als Planungszweck die Wirtschaftsförderung, 
d. h. die Bereitstellung von Räumen und Arealen für 
Dienstleistungs-, Gewerbe- und Industriebetriebe: 

  

    

 R Thun-Nord  Vorbehalten bleiben die Bestimmungen der kanto-
nalen Überbauungsordnung a «Kehrichtverbren-
nungsanlage KVA», die von der ZPP R einge-
schlossen wird. 

Planungs-
zweck 

- Weiterentwicklung der Areale durch Ergänzung der militäri-
schen und militärverwandten Nutzungen mittels Nutzungen 
entsprechend Zone Arbeiten A. 

- Stadträumliche Aufwertung unter Wahrung der spezifischen 
Qualitäten des Ortes. 

 

 - Vergrösserung und Aufwertung des Gewässerraumes im 
Uferbereich der Aare durch langfristigen gezielten Rückbau 
sowie Gestaltung eines attraktiven, öffentlichen linksufrigen 
Aare-Uferweges unter Berücksichtigung der Sicherheitsauf-
lagen aus dem heutigen Betrieb. 

- Zweckmässige Erschliessung durch öffentliche Verkehrsmit-
tel und motorisierten Individualverkehr sowie Anbindung an 
die Netze des Fussgänger- und Veloverkehrs. 

- Durchlässigkeit des Planungsgebietes für Fussgänger- und 
Veloverkehr. 

  

Nutzungsart Militärische Bauten und Anlagen gemäss Zone für militärische 
Nutzungen ZmN, Nutzungen entsprechend Zone Arbeiten A. 
Wohnnutzung am westlichen Rand der Zone auf einer Breite 
von 50.0 m zulässig. 
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Nutzungs-
mass 

- Grundsätzlich gilt das Nutzungsmass der Zone Arbeiten A. 
- Entlang der Allmendstrasse sind bei gleichbleibendem ma-

ximalem Nutzungsmass höhere Häuser bis max. 30.0 m 
Gebäudehöhe zulässig. Voraussetzung sind die Ausrichtung 
auf die Flucht entlang der Allmendstrasse, der Nachweis 
besonderer städtebaulicher und architektonischer Qualitäten 
und die Integration in ein städtebauliches Gesamtkonzept.1 
Tiefe ab Flucht Allmendstrasse max. 130.0 m. 

- Der Gewässerraum von mindestens 21.0 m ab Aare (Uferli-
nie mittlerer Wasserstand) dient der Aufwertung des Ge-
wässerraumes sowie der Gestaltung eines durchgehenden 
Uferweges. Bestehende Bauten können solange erforderlich 
im bisherigen Rahmen genutzt und erneuert werden. Nicht 
mehr benötigte Bauten sind längerfristig rückzubauen bzw. 
neue Bedürfnisse baulicher Art sind ausserhalb des Gewäs-
serraumes zu realisieren. 

- Punktuell sind bei gleichbleibendem Nutzungsmass Abwei-
chungen von der maximalen Gebäudehöhe zulässig, wenn 
diese städtebaulich begründet sind und zu einer erhöhten 
räumlichen Qualität führen. 

Anmerkung: 
1 Für höhere Häuser wird zwischen den Partnern die Durchführung von Wettbe-
werben vertraglich vereinbart. 

  

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES IV bzw. III für Wohnen.   

Gestal-
tungs-
grundsätze 

- Stadträumliche Aufwertung der Allmendstrasse als eine der 
wichtigen Einfallsachsen von Thun. 

- Schaffung einer dominanten baulichen Kulisse entlang der 
Allmendstrasse. Bauten, Aussenräume, Verkehrsanlagen, 
Werbung richten sich auf ein Gesamtkonzept aus und ha-
ben angesichts der Bedeutung der Allmendstrasse als 
Stadteingang besonderen gestalterischen Anforderungen zu 
genügen. 

- Gestaltung des westlichen Siedlungsrandes (Übergang zum 
Lerchenfeldquartier und zur Landschaft) im Bereich zwi-
schen Bahnlinien und Aare. 

- Aufbau eines Systems öffentlich und halböffentlich gestalte-
ter Aussenräume (Strassen, Wege, Plätze und Grünberei-
che). 

- Beachtung Erscheinungsbild entlang der Bahnlinien. 
- Gezielte Auflockerung der Bebauung durch spezifisch ge-

staltete Grünbereiche unter besonderer Beachtung des Ge-
wässerraums. 

- Ergänzung und Aufwertung des flussbegleitenden Grüngür-
tels. Erfüllung wasserbaulicher und ökologischer Kriterien 
sowie Schaffung von spezifischem Erholungswert. 

  

Erschlies-
sungs-
grundsätze 

- Verbesserung der übergeordneten Anbindung durch eine 
Verbindungsstrasse ab Allmendstrasse Richtung Autobahn-
anschluss Thun-Nord. 

- Haupterschliessung der Areale südlich der Bahnlinien ab 
Allmendstrasse mittels weiterer Anschlüsse. 

  

 - Öffentliche Erschliessungsachse Schwäbis – Lerchenfeld-
quartier nördlich der Bahnlinien sicherstellen (teilweise neu-
geführte Uttigenstrasse). 

- Erhöhung der Durchlässigkeit durch Schaffung eines zonen-
internen Erschliessungsnetzes. 

- Ergänzung Fuss- und Radwegnetz, insbesondere durch An-
bindung des Lerchenfeldquartiers, und durch neue Querun-
gen von Bahntrassen und Aare sowie durch einen Uferweg 
gemäss SFG mit Querverbindungen zur Erschliessungs-
achse Schwäbis – Lerchenfeldquartier. Die Realisierung des 
Uferweges erfolgt etappenweise unter Einhaltung der be-
trieblichen Sicherheitsanforderungen. 

- Vorhaltung von Raum für eine neue S-Bahn-Haltestelle. 
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Wärme-
energie 

Es ist nachzuweisen, wie die bestehende Fernwärmeversor-
gung zum Bezug der Wärmeenergie eingesetzt wird. 

  

Richtplan 
Gebietsent-
wicklung 

Grundeigentümer und Stadt Thun vereinbaren einen Richtplan 
für die Gebietsentwicklung. Dieser dient als Grundlage für die 
planerischen und infrastrukturellen Massnahmen. 

  

    

 T Gwatt-Schoren  Änderung vom 31.1.2014/13.11.2015 (Reg.-Nr. 
263-1). 

Planungs-
zweck 

Schaffen von Arbeitsflächen.   

Nutzungsart Arbeiten gemäss Zone Arbeiten A.    

Nutzungs-
mass 

- Gemäss Zone Arbeiten A. 
- Im Bereich zwischen dem Zwetschgenweg und dem Zeug-

hausareal beträgt der Abstand gegenüber der Wohnzone für 
Bauten und Anlagen mindestens 26,0 m. 

  

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES IV.   

Besondere 
Anforderun-
gen 

- Interne Gliederung der Überbauung in Übereinstimmung mit 
einem flexiblen Nutzungssystem. 

- Im Bereich zwischen dem Zwetschgenweg und dem Zeug-
hausareal: Schaffen eines Grünstreifens als Puffer zur 
Wohnzone. 

 

Vergleiche auch Ortsbildgebiet O IX «Schoren» An-
hang 4 Ziffer 4.2 BR. 

  
 

  

 3.2.5 Zonen mit Planungspflicht U bis AG   

 Für die folgenden Spezialfälle von Zonen mit Pla-
nungspflicht U bis AG sollen die Voraussetzungen 
für die Projektierung spezieller Vorhaben geschaf-
fen werden, deren Verwirklichung im öffentlichen In-
teresse ist und deren Anforderungen bezüglich Nut-
zung und Gestaltung nicht über die baurechtliche 
Grundordnung erfüllt werden können. 

  

 Es gelten über die Baugestaltungsbestimmungen in 
Art. 5 und 6 BR hinaus als Gestaltungsgrundsätze 
die unter den besonderen Anforderungen aufgeführ-
ten Grundlagen wegleitend: 

 Bezüglich Qualitätssicherung vgl. auch Art. 29 Abs. 
4 BR mit Kommentar. 

    

 U Siedlungsstrasse   

Planungs-
zweck 

Einheitliche Gestaltung einer Wohnüberbauung mit hoher 
Wohn- und Aussenraumqualität. 

  

Nutzungsart Wohnen.   

Nutzungs-
mass 

Gemäss Zone W3.   

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES II.   

Gestal-
tungs- und 
Erschlies-
sungs-
grundsätze 

Gestaltung und Erschliessung so, dass die Überbauung zu-
sammen mit der realisierten 1. Etappe des Wettbewerbs Sied-
lungsstrasse eine bauliche Einheit bildet. 

  

    

 V Areal Bädlimatte (ehem. Selve)   

Planungs-
zweck 

Standortentwicklung mittels Nutzungen entsprechend Zone Ar-
beiten A. 

  

Nutzungsart Arbeiten.   
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Nutzungs-
mass 

Gemäss Zone Arbeiten.   

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES IV.   

Gestal-
tungs-
grundsätze 

- Stadträumliche Aufwertung des Areals. 
- Beachtung eines ausdrucksstarken Erscheinungsbildes ent-

lang der Bahnlinie und des Aareufers. 
- Die Anordnung der Baukörper und der quartierbezogenen 

Aussenräume richtet sich nach dem Richtplan Gebietsent-
wicklung. 

  

Erschlies-
sungs-
grundsätze 

- Haupterschliessung über die Scheibenstrasse. 
- Ergänzung des Fuss- und Radwegnetzes mit Bezug zum 

Selve-Areal. 

  

    

 W Areal Scheibenstrasse (ehem. Selve)  Änderungen vom 15.3.2007/7.6.2007 und 
16.3.2012/24.7.2012 (Reg.-Nr. 254 und 254-1). 

Planungs-
zweck 

- Standortentwicklung mittels Nutzungen entsprechend Zone 
Wohnen/Arbeiten W/A3+. 

- Stadträumliche Aufwertung unter Wahrung der spezifischen 
Qualitäten des Ortes. 

- Zweckmässige Erschliessung durch den motorisierten Indi-
vidualverkehr und Anbindung an die Netze des Fussgänger- 
und Veloverkehrs. 

 

Nutzungsart Ganzer Perimeter: Wohnen/Arbeiten W/A3+, mässig störende 
Freizeit-, Sport- und Unterhaltungsnutzungen (ausser Dancing, 
Stripteaselokale usw.).    
Wohnanteil mindestens 50 %. Keine verkehrsintensive Nut- 
zung1.   
Zusätzlich im Bereich:  
- östlich des «Gasgässchens»: max. 2650 m² BGF Verkaufs-

nutzung, davon für Güter des täglichen Bedarfs  
(Lebensmittel usw.) nur bis maximal 400 m² BGF. 

- westlich des «Gasgässchens»: keine Verkaufsnutzung. 

Anmerkung: 
1 Vergleiche Art. 20 Abs. 3 BR. 

  

Nutzungs-
mass 

- Östlich des «Gasgässchens»: maximal 8400 m² BGF (ohne 
Gebäude Scheibenstrasse 5, 7, 9 und 11), davon maximal 
2650 m² BGF Verkaufsnutzung. 

- Westlich des «Gasgässchens»: maximal 29 200 m² BGF 
(inklusive Gebäude Scheibenstrasse 25). 

  

Baupolizei-
liche Masse 

- Östlich des «Gasgässchens»:   
Gebäudehöhe: maximal 16.2 m, Geschosszahl: maximal 5. 

- Westlich des «Gasgässchens» generell:   
Gebäudehöhe OK Attika: maximal 18.0 m, Geschosszahl: 
maximal 5 plus Attika. 

- Ecke Scheibenstrasse/«Gasgässchen»: für 1 Gebäude: 
Gebäudehöhe OK Attika: maximal 38.6 m, Geschosszahl: 
maximal 12 plus Attika. 

- Westlicher Endpunkt des Perimeters: für 1 Gebäude:  
Gebäudehöhe OK Attika: maximal 27.4 m, Geschosszahl: 
maximal 8 plus Attika. 

  

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES III.   

Gestal-
tungs-
grundsätze 

- Stadträumliche Aufwertung des Areals als neuer Stadtteil 
von Thun. 

- Beachtung eines ausdrucksstarken Erscheinungsbildes ent-
lang der Bahnlinie. 

- Aufbau eines Systems gestalteter öffentlicher und halböf-
fentlicher Aussenräume (Strassen, Wege, Plätze und Grün-
bereiche). 
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 - Schaffung eines reichgestalteten Erscheinungsbildes durch 
die Integration bedeutender und geeigneter bestehender 
Bausubstanz und eine vielfältige Entwicklung durch die zeit-
lich und gestalterisch unabhängige Überbauung einzelner 
Parzellen. 

  

Studien-
auftrag 

Die Anordnung der Baukörper und der quartierbezogenen Aus-
senräume richtet sich nach dem Resultat des Studienauftrags 
über das Gesamtareal. Die Realisierung in Etappen ist möglich. 
Jede Etappe hat zusammen mit dem Bestand eine bauliche 
Einheit zu bilden.  

  

Erschlies-
sungs-
grundsätze 

- Haupterschliessung des Areals über die Scheibenstrasse. 
- Ergänzung des Fussgänger- und Radwegnetzes mit Bezug 

zum verbleibenden Teil der Überbauungsordnung Areal 
Scheibenstrasse. 

  

    

 X Grabengut   

Planungs-
zweck 

Bauliche und funktionale Ergänzung der bestehenden Gross-
bauten so, dass das Erscheinungsbild gegenüber der Aare, 
dem Zugang zur Innenstadt und vom Schlossberg aus eine gu-
te Gesamtwirkung ergibt. 

  

Nutzungsart Öffentliche Nutzungen, in den Ergänzungsbauten auch Dienst-
leistungen, Freizeit, Unterhaltung und Verkauf. 

  

Nutzungs-
mass 

Bestehende Bauten, ergänzt mit 
a einem Aufbau auf dem bestehenden Parkhaus, dessen Ge-

bäudehöhe maximal die Traufhöhe des bestehenden Ge-
bäudes Grabenstrasse 6 erreicht, 

b einer zusätzlichen Raumschicht von wenigen Metern süd-
westlich der Eishalle und des Parkhauses, die den Ab-
schluss eines öffentlichen Platzes bildet. 

  

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES III.   

Gestal-
tungs-
grundsätze 

- Gestaltung des Aussenraumes zur Aare hin als öffentlicher 
Platz, begrenzt durch die zusätzliche Raumschicht, deren 
Südfassade auf einer Linie liegt. 

- Gestaltung der Südseite unter Beachtung des Gebäudes 
Grabenstrasse 6, des Viehmarktplatzes und der Stadtmau-
er. 

- Gestaltung der Dachaufsichten so, dass insbesondere vom 
Schlossberg aus eine gute Gesamtwirkung erzielt wird. 

  

    

 Y Berntorgasse   

Nutzungsart Wohnen/Arbeiten gemäss Zone W/A3+, öffentliche Nutzungen 
im Venner-Zyro-Turm. 

  

Nutzungs-
mass 

Gesamthaft gemäss der vorherrschenden Bebauung, unter Be-
rücksichtigung der besonderen Anforderungen angemessen 
erhöht. 

  

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES III.   

Besondere 
Anforderun-
gen 

- Weitgehende Freihaltung des Platzes vor dem Venner-Zyro-
Turm. 

- Differenzierung des Strassenraumes und des Platzraumes 
mit räumlich-gestalterischen Mitteln. 

- Harmonisierung der Gebäudehöhen der bestehenden Be-
bauung. 

- Ferner gilt der Gestaltungsrichtplan Berntorgasse vom 
16.9.1983 wegleitend. 

 Vergleiche auch Altstadtgebiet A II «Gassen» An-
hang 4 Ziffer 4.1 BR. 
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 AB Hofgut Schadau   

Nutzungsart  Wohnen gemäss Zone W2, stilles Gewerbe, Freizeit und Kultur, 
Arbeiten gemäss Zone W/A3, Uferschutzzone USZ. 

 Änderung vom 24.7.2003 (Reg.-Nr. 241). 

Nutzungs-
mass 

Gemäss Zone W2.   

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES III bzw. II/III (Anmerkung: Aufstufung aufgrund Lärmvorbelastung; vgl. 

Art. 47 Abs. 1 BR). 
 Vergleiche auch Ortsbildgebiet O VII «Scherzligen-

Schadau» Anhang 4 Ziffer 4.2 BR. 

    

 AC Seepark   

Planungs-
zweck 

Hotel- und Ausbildungszentrum.   

Nutzungsart Wohnen W3+.   

Nutzungs-
mass 

Bestehend.   

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES II.   

Gestal-
tungs-
grundsätze 

- Gestaltung der Aussenräume mit Bezug zum Schadaupark 
und zum Uferbereich. 

- Sicherstellung des Uferweges Schadau-Lachengraben. 

  

Erschlies-
sungs-
grundsätze 

Erschliessung für den motorisierten Fahrzeugverkehr beste-
hend.  

  

    

 AD Gärtnerei Buchholzstrasse   

Nutzungsart Gartenbau, Wohnen gemäss Zone W3.   

Nutzungs-
mass 

Gemäss Zone W3.   

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES II/III (Anmerkung: Aufstufung aufgrund Lärmvorbelastung; vgl. Art. 47 Abs. 

1 BR). 
  

Besondere 
Anforderun-
gen 

- Bauten und Anlagen haben mit der bestehenden Gärtnerei 
eine gestalterische Einheit zu bilden. 

- Übermässige Geruchsemissionen sind zu vermeiden. 

  

    

 AE Ehemaliges Regionales Ausbildungszentrum RAZ   

Planungs-
zweck 

Weiterverwendung oder Umnutzung der bestehenden Ausbil-
dungsanlage. 

  

Nutzungsart Standortgebundene Nutzungen oder Ausbildungsnutzungen, 
welche die bestehenden Bauten und Anlagen weiterverwenden. 

 

  

Nutzungs-
mass 

Bestehend, Ersatzbauten und geringfügige Erweiterungen, die 
das bestehende Gebäudevolumen um höchstens 10 % über-
schreiten. 

  

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES IV.   
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 AF Buchholzstrasse   

Planungs-
zweck 

Gestalten der Bauten und Anlagen am Zugang zum Bostuden-
quartier so, dass eine gute Gesamtwirkung entsteht. 

  

Nutzungsart Arbeiten.   

Nutzungs-
mass 

- Gebäudehöhe maximal 11.0 m. 
- Punktuell sind Abweichungen von der maximalen Gebäude-

höhe zulässig, wenn diese städtebaulich begründet sind und 
zu einer erhöhten räumlichen Qualität führen. 

  

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES IV.   

Gestal-
tungs-
grundsätze 

Überzeugende Gestaltung des Siedlungsrandes und des Über-
gangs zum Friedhof Schoren. 

  

    

 AG Gärtnerei Schoren   

Nutzungsart Gartenbau, Wohnen gemäss Zone W2.   

Nutzungs-
mass 

Gemäss Zone W2.   

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES II.   

Besondere 
Anforderun-
gen 

- Bauten und Anlagen haben mit der bestehenden Gärtnerei 
eine gestalterische Einheit zu bilden. 

- Übermässige Geruchsemissionen sind zu vermeiden.  

 Vergleiche auch Ortsbildgebiet O IX «Schoren» An-
hang 4 Ziffer 4.2 BR. 

  
 

  

 3.2.6 Zonen mit Planungspflicht nach 1.11.2003   

 Die folgenden Zonen mit Planungspflicht wurden 
nach der Inkraftsetzung von Zonenplan und Baureg-
lement am 1. November 2003 erlassen: 

 Bezüglich Qualitätssicherung vgl. auch Art. 29 Abs. 
4 BR mit Kommentar. 

    

 AA Freistatt  Datum Beschluss/Genehmigung 22.8.2019/ 
21.4.2020 (Reg.-Nr. 281). 

Planungs-
zweck 

- Erstellen einer nachhaltigen und städtebaulich überzeugend 
gestalteten Überbauung in verdichteter Bauweise mit hoher 
Wohn- und Siedlungsqualität als Ersatz oder Teilersatz der 
bestehenden Bebauung. Ermöglichen gemeinnütziger 
Wohnbauformen mindestens in einem Teilgebiet. 

- Schaffen eines Begegnungsorts und Quartierzentrums mit 
Identifikationspotenzial im Umfeld des Knotens Länggasse/ 
Mattenstrasse mit umgebenden publikumsorientierten, quar-
tierbezogenen und öffentlichen Nutzungen, mindestens im 
1. Vollgeschoss. 

- Neugestaltung und sicherer Betrieb des Knotens Länggas-
se/Mattenstrasse für alle Verkehrsteilnehmenden sowie op-
timale Anordnung der Bushaltestellen. 

 

Nutzungsart - Vorwiegend Wohnen mit breitem Nutzungsspektrum, ein-
schliesslich gemeinnützigem Wohnen, Alterswohnen und 
Pflege, untergeordnet stilles Gewerbe, gemeinschaftliche 
und öffentliche Nutzungen. Das gemeinnützige Wohnen ist 
dem preisgünstigen Wohnungsbau und der Gemeinwohlori-
entierung verpflichtet. 1 

- Poststelle, Quartiercafé, Quartierladen. 

Anmerkung: 
1 Gemäss Bestimmungen nach Schweizerischen Stempelsteuergesetz sowie der 
Wohnraumförderungsverordnung des Bundes. 
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Nutzungs-
mass 

- Geschossflächenzifferoberirdisch (GFZo) mind. 1.0, max. 
1.3. 

- Mindestens ein Drittel der maximal zulässigen oberirdischen 
Geschossfläche (GFo) sind dem gemeinnützigen Woh-
nungsbau vorbehalten. 

- Quartierladen mit max. 250 m2 dem Verkauf dienende über-
irdische Geschossfläche, exklusive Lagerflächen. 

- Erste Bautiefe im Knotenbereich Länggasse/Mattenstrasse: 
max. 7 Vollgeschosse (westlich Mattenstrasse). Im übrigen 
Gebiet östlich der Mattenstrasse max. 4 Vollgeschosse, 
punktuell 5 Vollgeschosse, und westlich der Mattenstrasse 
max. 5 Vollgeschosse. 

- Keine zusätzlichen Attika- oder Dachgeschosse. 
- Westlich oder östlich des Knotens Länggasse/Mattenstrasse 

ist ein vielfältig nutzbarer, mind. 150 m2 (Nettofläche) gros-
ser Gemeinschaftsraum für die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner der Überbauung vorzusehen. 

  

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES II.   

Gestal-
tungs-
grundsätze 

- Für die Umsetzung der ZPP ist ein qualitätssicherndes Ver-
fahren nach anerkannten Regeln (Wettbewerb, Studienauf-
trag o. ä.) durchzuführen. 

- Realisieren eines städtebaulichen Akzents sowie eines at-
traktiv gestalteten Platzes und Ankunftsorts im Knotenbe-
reich Länggasse/Mattenstrasse. 

- Ausbildung weiterer Begegnungsräume mit hoher Aufent-
haltsqualität, u. a. eines Kinderspielplatzes. 

- Die Überbauung ist mit auf die bestehende Quartierstruktur 
abgestimmten Fusswegverbindungen durchlässig zu gestal-
ten, insbesondere auch in Richtung West-Ost. 

  

    

 AH Sport und Einkauf in Thun Süd  Datum Beschluss/Genehmigung 9.12.2007/ 
15.5.2008, Änderung vom 7.7.2011/21.7.2011 
(Reg.-Nr. 259 und 259-1). Planungs-

zweck 
Sport- und Freizeitanlagen mit Verkaufsflächen als städtebau-
lich markant und gut gestaltete Bauten und Anlagen. 

 

Nutzungsart Sport, Freizeit, Dienstleistungen, Verkauf, betriebsnotwendiges 
Wohnen, Familiengärten. 

  

Nutzungs-
mass 

- Fussballstadion mit max. 10 000 Plätzen, davon ca. 6 000 
mindestens teilweise gedeckte Sitzplätze. 

- Maximal 15 000 m² Verkaufsfläche gemäss Art. 24 BauV. 
- Maximal 5900 m² Bruttogeschossfläche für Dienstleistung, 

Restaurant. 
- Maximale Gebäudehöhe 17.5 m (ausgenommen Stadion). 
- Mehrere Trainingsfelder für Ballsportarten. 
- Leichtathletikanlage mit 8 Bahnen. 
- Vereins- und Clubhäuser für Sportvereine. 
- Maximal 900 Parkplätze. 
- Familiengärten möglichst in bestehendem Umfang. 

  

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES III.   

Gestal-
tungs-
grundsätze 

- Die Hochbauten – ausser Vereins- und Clubhäuser für die 
Sportvereine – sind möglichst nahe an der Autobahn zu er-
richten, wobei eine zweckmässige Anordnung der Familien-
gärten zu gewährleisten ist.  
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 - Die Hochbauten haben hohe städtebauliche und architekto-
nische Anforderungen zu erfüllen. Volumetrie und Fassa-
dengestaltung haben der besonderen, exponierten Lage am 
Stadteingang und ausserhalb der bestehenden Siedlung 
Rechnung zu tragen. 

- Die Baumreihen sind in ihrem Umfang zu erhalten. 
- Das Allmendingenbächli (Tiefgraben) ist im Zusammenhang 

mit seiner Verlegung naturnah zu gestalten. 
- Der öffentliche Raum an der Weststrasse ist attraktiv zu ge-

stalten. 
- Die Werbung ist zurückhaltend einzusetzen, auf die Eigen-

werbung zu beschränken. Mit dem Baugesuch ist ein Kon-
zept für die Werbung und die Beleuchtung einzureichen.  

- Die Anordnung und die Gestaltung öffentlicher und halböf-
fentlicher Aussenräume (Strassen, Wege, Plätze und Grün-
bereiche) sind aufeinander abzustimmen. 

  

Erschlies-
sungs-
grundsätze 

- Nutzungsorientierte Haupterschliessung über eine von der 
Weststrasse abzweigende Erschliessungsstrasse.  

- Ergänzen des Fusswegnetzes mit Bezug zu den anschlies-
senden Wohnquartieren. 

- Anbinden der Nutzungen an das städtische Radroutennetz. 
- Öffentliche Fahrradabstellplätze in der Nähe der Hauptein-

gänge. 
- Attraktive Busverbindungen (Güteklasse B gemäss Richtli-

nien des Kantons) zu den Hauptwohnquartieren und Rich-
tung Bahnhof Thun/Innenstadt. 

  

Infrastruk-
turvertrag 

Im Infrastrukturvertrag legen die Parteien fest, 
- wie und durch wen die notwendigen Anpassungen der Ver-

kehrsinfrastrukturen geplant, realisiert und finanziert wer-
den, 

- die städtebauliche Qualitätssicherung durch einen Wettbe-
werb, 

- die Grundsätze des Fahrtencontrollings. 

  

Fahrten-
controlling 

Die zulässige Fahrtenzahl beträgt 5100–6000 Fahrten pro Tag 
(DTV), die Anzahl Fahrten wird mit der Baubewilligung festge-
legt und hängt von der bis zu diesem Zeitpunkt erfolgten Kom-
pensation des Fahrten-Vorbezugs für die ZPP E «Schulstras-
se» ab. Die Einhaltung der bewilligten Fahrtenzahl ist zu über-
wachen und nötigenfalls mit baupolizeilichen Massnahmen 
durchzusetzen. Im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens 
sind die detaillierten Bestimmungen zum Fahrtencontrolling 
(Fahrtenerhebung, Massnahmen bei Überschreitung der bewil-
ligten Fahrtenzahl, Controllingorgan, Berichterstattung) gemäss 
Vorgaben des beco anzuordnen. 

  

    

 AJ MMM Zentrum Oberland  Datum Beschluss/Genehmigung 22.9.2005/ 
21.12.2005, Änderung vom 28.5.2009/17.8.2009 
(Reg.-Nr. 250 und 250-1). Planungs-

zweck 
- Sanierung und Erweiterung des bestehenden Einkaufszent-

rums zur Versorgung der Bevölkerung mit Gütern des tägli-
chen und allgemeinen Bedarfs. 

- Erhaltung und Aufwertung des schützenswerten Bauern-
hauses. 

- Gestalterische Aufwertung der Stadteinfahrt über die West-
strasse und der Talackerstrasse. 

 

Nutzungsart - Verkauf und Dienstleistungen mit Publikumsverkehr, sowie 
Restaurant, im Übrigen Nutzung entsprechend Arbeitszone. 

- Für das schützenswerte Bauernhaus Wohnen/Arbeiten ge-
mäss Zone W/A3. 
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Nutzungs-
mass 

Arbeitszone A: 
- Grundsätzlich gilt das Nutzungsmass der Arbeitszone. 
- Kein Gebäudeabstand innerhalb der ZPP. 
- Gegenüber der Talackerstrasse kann der kleine Grenzab-

stand unterschritten werden, wenn die Gestaltungsgrund-
sätze eingehalten werden. 

- Max. 15 500 m² Verkaufsfläche. 

Wohnen/Arbeiten W/A3: 
- Max. 2 Geschosse. 
- Kein Gebäudeabstand innerhalb der ZPP. 
- Gegenüber der Talackerstrasse kann der kleine Grenzab-

stand unterschritten werden, wenn die Gestaltungsgrund-
sätze eingehalten werden. 

- Nur das vorhandene Volumen des Bauernhauses mit 
Scheunenteil kann genutzt werden. In diesem Rahmen ist 
die BGF nicht beschränkt. 

  

Fahrtenkon-
tingent 

Die zulässige Fahrtenzahl beträgt insgesamt 8000 Fahrten pro 
Tag (DTV). Die Fahrtenkontrolle und die Massnahmen bei einer 
allfälligen Überschreitung der Fahrtenzahl werden in einem 
Planungs- und Infrastrukturvertrag zwischen den Grundeigen-
tümern und der Stadt unter Einbezug des Kantons geregelt. 

  

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

- Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe IV. 
- Für die lärmempfindlichen Räume des Bauernhauses gilt 

die Lärmempfindlichkeitsstufe III. 

  

Gestal-
tungs-
grundsätze 

- Stellung und Gestaltung der Bauten: Gestalterische Aufwer-
tung des besonderen Ortes am Siedlungsrand unter Be-
rücksichtigung der bestehenden Quartierstrukturen und des 
bestehenden Bauernhauses. 

- Erhaltung und Aufwertung des schützenswerten Bauern-
hauses. Rekonstruktion des zur Stadt hin orientierten Vor-
gartens, im Sinne eines Bauerngartens. 

- Fussgängerverbindung in Nord-Süd-Richtung in Kombinati-
on mit einer offenen Einkaufsmall und künftiger Querung der 
Weststrasse. 

- Aufwertung der das Areal umgebenden Strassen als städti-
sche Strassen mit Trottoirs: Stadträumliche Aufwertung der 
Weststrasse als eine der wichtigsten Einfallachsen von 
Thun. Baumreihen auf den Trottoirs der Weststrasse und 
der Burgerstrasse. Verkehrsberuhigung mit entsprechender 
Gestaltung der Talackerstrasse. 

  

Erschlies-
sungs-
grundsätze 

- Zweckmässige Erschliessung für den Anliefer- und Perso-
nenverkehr. 

- Optimale Anbindung an öV und die Netze des Fussgänger- 
und Fahrradverkehrs. 

- Gestalterische Aufwertung der Weststrasse als innerstädti-
sche Verkehrsachse. 

- Verkehrsberuhigung der Talackerstrasse im Bereich zwi-
schen Buchholzstrasse und Adlerstrasse. 

  

Infrastruk-
turvertrag 

Im Infrastrukturvertrag legen die Parteien fest: 
- Wie und durch wen die notwendigen Anpassungen der Ver-

kehrsinfrastrukturen geplant, realisiert und finanziert wer-
den, 

- Städtebauliche Qualitätssicherung durch einen Wettbewerb. 
- Fahrtencontrolling. 
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 AK Hotel am Lachenkanal  Datum Beschluss/Genehmigung 3.11.2005/ 
7.3.2006, Änderung vom 8.1.2009/9.2.2009 
(Reg.-Nr. 252 und 252-1). Planungs-

zweck 
Attraktive Hotelnutzung mit öffentlichen und privaten Aussenan-
lagen. 

 

Nutzungsart - Hauptnutzung: Hotel. 
- Weitere Nutzungen: Dienstleistungen, Wohnen, öffentliche 

Nutzung, Sport und Freizeit, Parkierungsanlage. 
- Uferpromenade (A). 

  

Nutzungs-
mass 

- Baubereich Ost, Lachenwiese: max. 11 500 m² Brutto-
geschossfläche.  

- Baubereich West, Hotel Holiday: max. 4500 m² Brutto-
geschossfläche. 

- Gebäudehöhe Baubereich Ost, Lachenwiese: max. 27 m. 
- Gebäudehöhe Baubereich West, Hotel Holiday: max. 18 m 

(Aufstockung bestehendes Hotel). 
- Der Bereich der Uferpromenade darf partiell mit max. 

2-geschossigen Gebäudeteilen und Untergeschoss des Ho-
tels überbaut werden. Dabei muss ein minimaler Gewässer-
abstand von 12.00 m eingehalten werden, und die Fläche 
der Uferpromenade darf insgesamt nicht verringert werden. 

  

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES III.   

Gestal-
tungs-
grundsätze 

- Stadträumliche Aufwertung des Gebietes. 
- Schaffen einer baulichen Kulisse mit einem ausdrucksstar-

ken Erscheinungsbild unter Beachtung der Lage im Ufer-
/Hafenbereich. 

- Die volumetrische Ausgestaltung, die Ausbildung der Dach-
landschaft sowie die Fassadengestaltung haben angesichts 
der exponierten Lage erhöhte gestalterische Ansprüche zu 
erfüllen, insbesondere bezüglich der Gesamtwirkung im Zu-
sammenhang mit der Uferkulisse, dem Erscheinungsbild an 
der Seestrasse und dem Lachenkanal sowie bezüglich der 
Einordnung in die unmittelbare bauliche Umgebung. 

- Aufwertung, klare Anordnung und attraktive Gestaltung der 
öffentlichen Aussenräume: Promenade entlang des La-
chenkanals, Verbindung zwischen Seestrasse und La-
chenkanal, Zugang ab Seestrasse, Zugänge zu Werft und 
Halbinsel. 

  

Erschlies-
sungs-
grundsätze 

- Haupterschliessung über die Seestrasse. 
- Fuss- und Radwegverbindung zwischen Seestrasse und 

Lachenkanal («Uferweg» nach kantonalem See- und Fluss-
ufergesetz). 

- Attraktives internes Fusswegnetz mit guten Verbindungen 
zu den publikumsintensiven Einrichtungen und Anlagen 
(Gymnasium/Schadausaal, Bushaltestellen, Uferbereiche). 

- Öffentlich zugänglicher Uferbereich Lachenkanal. 
- Sicherstellung Zufahrt zu Hotel Holiday und zu weiteren 

Liegenschaften. 
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Zone mit Planungspflicht ZPP AK Hotel am Lachenkanal, Zone mit Baubereichen und Uferpromenade: 
 

 
 

 AM Mönchstrasse  Datum Beschluss/Genehmigung 16.2.2012/ 
31.7.2012 (Reg.-Nr. 267). 

Planungs-
zweck 

- Errichten einer zentrumsnahen Geschäfts- und Wohnüber-
bauung mit öffentlicher Parkierungsmöglichkeit. 

- Aufwerten der bestehenden Blockrandbebauung und der 
Hofsituation. 

 

Nutzungsart - Wohnen, Dienstleistung, Verkauf, Gastgewerbe. 
- Öffentliche Parkierungsanlage. 

  

Nutzungs-
mass 

- Maximal 6 Vollgeschosse ohne Attika. 
- Maximal 5400 m² BGF, wovon maximal 600 m² BGF für 

Verkauf. 
- Gebäudehöhe maximal 577.40 m ü. M. (Oberkante Dach-

rand). 
- Höhe Hofüberdeckung maximal 562.80 m ü. M. (Oberkante 

offene oder geschlossene Brüstung). 
- Öffentliche Parkierung mit minimal 80 und maximal 140 

Parkplätzen. 
- Private Parkierung nach Art. 49 ff. kant. BauV, zusätzlich 10 

Parkplätze für die benachbarten Nutzungen. 

  

Lärmemp-
findlich-
keitsstufe 

ES III.   

  



  Baureglement der Stadt Thun – Anhang 3   

 

69 

 

Gestal-
tungs-
grundsätze 

- Schaffen eines prägnanten Erscheinungsbildes als Gegen-
über des Bahnhofs. 

- Zusammen mit den schützenswerten Nachbarbauten ist ei-
ne gute Gesamtwirkung zu erzielen, der Anschluss an Ge-
bäude Mönchstrasse 2 ist sorgfältig zu gestalten.  

- Das Gebäudevolumen muss im Erdgeschoss auf die Ge-
staltungsbaulinie mit Anbaupflicht platziert werden. 

- Ab dem 1. Obergeschoss kann das Gebäudevolumen auf 
der gesamten Fassadenlänge maximal 2.0 m über die Ge-
staltungsbaulinie hinausragen. 

- Hoffassade der Randbebauung maximal 13.0 m ab Gestal-
tungsbaulinie. 

- Es gilt die geschlossene Bauweise. Gegenüber der Parzelle 
Nr. 1324 ist für Hochbauten ein Grenzabstand von 5.0 m 
einzuhalten. Für die Hofüberdeckung und Nebenbauten gilt 
ein Grenzabstand von 3.0 m. 

- Die öffentlichen Parkplätze sind in einer unterirdischen Par-
kierungsanlage, gut erreichbar für den Benutzer zu platzie-
ren. Kurzzeitparkplätze für publikumsorientierte Nutzungen 
können im Vorbereich entlang der Mönchstrasse angeord-
net werden, die privaten Parkplätze sind im Innenhof anzu-
ordnen. 

- Im Übrigen gilt für die Beurteilung der gestalterischen Quali-
tät das Richtprojekt vom August 2010. 

  

Erschlies-
sungs-
grundsätze 

- Erschliessen der öffentlichen Parkierungsanlage über die 
Seefeldstrasse und Mönchstrasse. 

- Erschliessen der privaten Parkplätze von der Frutigenstras-
se her über den Hof. 
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Zone mit Planungspflicht ZPP AM Mönchstrasse, Zone mit Gestaltungsbaulinie: 
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 Anhang 4 

 

  

 Detailbestimmungen zu den einzelnen Erhal-
tungs-, Entwicklungs- und Schutzgebieten 

 Die für einzelne Teilgebiete individuellen Detailbe-
stimmungen ergänzen die generellen Bestimmun-
gen und Kommentare in Kapitel 6 Erhaltungs- und 
Entwicklungsgebiete, Art. 31 bis 37 BR. Vergleiche 
auch Art. 12 BR. 

 4.1 Altstadtgebiete A  Vergleiche Art. 13, 14 und 32 BR. 

Altstadt-
gebiet A I 
«Schloss
berg» 

Das Altstadtgebiet A I umfasst den Schlossberg; die 
zu erhaltenden und zu pflegenden, prägenden Ele-
mente und Merkmale sind: 
- der bedeutende Bestand von Einzelbauten, 
- die historischen Gärten mit ihren Terrassen, Ein-

friedungen, Hecken, Mauern und Bäumen, 
- das überlieferte Netz der gepflästerten Wege und 

Treppen mit Brunnen und anderen Wegbeglei-
tern. 

 Vergleiche dazu auch das Lebensrauminventar 
«Natur am Schlossberg», Bericht mit Plänen, Büro 
Impuls Thun, September 1996. 

    
Altstadt-
gebiet 
A II 
«Gassen» 

Das Altstadtgebiet A II umfasst die Gassen der vor-
zähringischen und der zähringischen Altstadt sowie 
der ersten kyburgischen Stadterweiterung rechts 
der Aare; die zu erhaltenden und zu pflegenden, 
prägenden Elemente und Merkmale sind: 
- die mittelalterliche Riemenparzellierung mit den 

entsprechenden Brandmauern, 
- die geschlossen wirkenden, gepflästerten Gas-

sen- und Platzräume, 
- der bedeutende und einheitlich wirkende Baube-

stand mit meist traufständigen, drei- bis vierge-
schossigen Fassaden unter biberschwanzge-
deckten Sattel-, Walm- oder Mansarddächern mit 
weit vorkragenden Vogeldielen und ziegelge-
deckten Kaminen, 

- die differenzierte Gestaltung der repräsentativen 
Gassenfassaden einerseits und der berg- oder 
aareseitigen Fassaden, je mit feinsprossigen 
Holzfenstern, andererseits, 

- die Hochtrottoirs in der Oberen Hauptgasse mit 
ihren Treppenverbindungen zur tiefer liegenden 
Gasse, 

- die Lauben mit ihren Bögen oder Säulen und Ar-
chitraven, 

- die Staffelung der First- und Traufhöhen, 
- die differenzierte Gestaltung, Materialisierung 

und Farbgebung der einzelnen Elemente inner-
halb eines durch Tradition und Erfahrung be-
grenzten Spielraumes. 

 Vergleiche auch die Bestimmungen zur ZPP Y 
«Berntorgasse» Anhang 3 Ziffer 3.2 BR. 

    
Altstadt-
gebiet 
A III 
«Bälliz» 

Das Altstadtgebiet A III umfasst die Anlage der 
zweiten kyburgischen Stadterweiterung, das heutige 
Bälliz; die zu erhaltenden und zu pflegenden, prä-
genden Elemente und Merkmale sind: 
- die mittelalterliche Riemenparzellierung mit dem 

entsprechenden Brandmauernsystem im Unter-
bälliz, 

- der leicht gekrümmte, gepflästerte Gassenraum, 
- die geschlossenen, urban wirkenden drei- bis 

fünfgeschossigen Hauptbauzeilen entlang der 
Gasse,   

- die entlang der äusseren Aare annähernd und 
entlang der inneren Aare nur teilweise geschlos-
senen und bezüglich Höhe und Gestaltung diffe-
renzierten aareseitigen Nebenbaubereiche, 

 Vergleiche auch die Bestimmungen zur ZPP C 
«Bälliz» vom 26.11.2000/20.4.2001 Anhang 10. 
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 - der sichtbare Verlauf der ehemaligen Stadtmauer 
zwischen Haupt- und Nebenbauzeile entlang der 
äusseren Aare, 

- die differenziert gestaltete und in der Höhe ge-
staffelte Dachlandschaft mit traufständigen Sat-
tel- und Mansarddächern über den Hauptbauten, 
begehbaren oder extensiv begrünten Flachdä-
chern über den Nebenbauten, 

- gassenseitig durchgehende Vordächer über dem 
Erdgeschoss. 

  

  
 

  

 4.2 Ortsbildgebiete O  Vergleiche Art.13, 14 und 33 BR. 

Ortsbild-
gebiet O I 
«Hinter 
der Burg» 

Das Ortsbildgebiet O I «Hinter der Burg» umfasst 
den historischen Vorstadtbereich am Fusse von 
Schlossberg und Stadtmauer; dieser wird im We-
sentlichen geprägt durch: 
- den unüberbauten Bereich des ehemaligen 

Stadtgrabens ausserhalb der bestehenden 
Stadtmauer im Norden, 

- den begrünten Abhang des Schlossberges mit 
einer annähernd geschlossenen Gewerbebauzei-
le am Hangfuss, 

- die Torsituation am höchsten Punkt des Über-
ganges zwischen Schlossberg und Lauenen, 

- die Liegenschaft «Villette» am Aufgang zur 
Lauenen. 

  

    
Ortsbild-
gebiet 
O II 
«Baum-
garten-
rain» 

Das Ortsbildgebiet O II «Baumgartenrain» umfasst 
das Villenquartier im Gebiet Laue-
nen/Baumgartenrain/Hofstetten; dieses wird im We-
sentlichen geprägt durch: 
- villenartige Ein- bis Zweifamilienhäuser im Berner 

Landhaus- und im späten Heimatstil sowie im Stil 
der beginnenden Moderne, 

- ein- bis zweigeschossige Bauweise auf quadrat-
nahem Grundriss unter Walm- und Satteldä-
chern, 

- grosse Gärten mit bedeutendem Baumbestand. 

  

    
Ortsbild-
gebiet 
O III 
«Hofstet-
ten» 

Das Ortsbildgebiet O III «Hofstetten» umfasst das 
historische Vorstadtgebiet über dem rechten Aare-
ufer; dieses wird im Wesentlichen geprägt durch: 
- die Lage an der Aare und die vorgelagerte Ufer-

promenade, 
- die freistehenden bedeutenden Tourismusbauten 

aus dem 19. und frühen 20. Jahrhundert im nörd-
lichen Teil, insbesondere die ehemaligen Hotels 
«Beaurivage», «Thunerhof», «Bellevue» und 
«Bellevue du Parc» (heute Berntorschule) mit 
Nebenbauten und Parkanlagen, 

- die kleinteilige und annähernd geschlossene 
Wohn- und Gewerbebebauung im südlichen Teil. 

 Vergleiche auch den Uferschutzplan j «Thunerhof» 
vom 16.5.1991/8.8.1991, die Überbauungsordnung 
k «Bellevue-Areal» vom 13.4.1997/17.11.1997 so-
wie die Überbauungsordnung m vom 
3.7.1992/29.7.1993 «Bellevuestrasse Süd». 

    
Ortsbild-
gebiet 
O IV 
«Bächi-
matt» 

Das Ortsbildgebiet O IV «Bächimatt» umfasst den 
ehemaligen Landsitz «Bächimatte» und das gleich-
namige Villenquartier ausserhalb der Hofstetten im 
ebenen Gebiet zwischen Hangfuss und rechtem 
Aareufer; es wird im Wesentlichen geprägt durch: 
- die Lage an der Aare und die vorgelagerte Ufer-

promenade, 
- zweigeschossige Villen im Berner Landhausstil, 
- grosse Gärten mit bedeutendem Baumbestand. 
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Ortsbild-
gebiet 
O V 
«Inseli» 

Das Ortsbildgebiet O V «Inseli» umfasst das Villen-
quartier auf der Halbinsel zwischen Schifffahrtkanal 
und Aare mit den vorgelagerten Inseln in der Aare; 
es wird im Wesentlichen geprägt durch: 
- die Lage am Wasser, die vorgelagerten Uferpro-

menaden und eine öffentliche Parkanlage am 
Platzspitz, 

- zweigeschossige Villen mit quadratnahem 
Grundriss unter Sattel- oder Walmdächern, 

- grosse Gärten mit bedeutendem Baumbestand. 

 Vergleiche auch den Uferschutzplan l «Inseli» vom 
7.3.1993/31.12.1993. 

    
Ortsbild-
gebiet 
O VI 
«Seefeld» 

Das Ortsbildgebiet O VI «Seefeld» umfasst den 
ausserhalb der Bahnlinie liegenden Teil der histori-
schen «Parzellierung der Spitalmatte» aus dem 
Jahre 1873; es wird im Wesentlichen geprägt durch: 
- das aus Radial- und Ringstrassen bestehende, 

einheitlich gestaltete Strassennetz mit 
Baumalleen, 

- zweigeschossige, repräsentative Villen im klassi-
schen, im Schweizer Holzbau-, im Jugend- oder 
im Heimatstil, mit quadratnahem Grundriss, unter 
Sattel-, Walm- oder Mansarddächern, 

- die Schulbauten und -anlagen des Gymnasiums 
Seefeld, 

- grosse Gärten mit raumbildenden und teilweise 
originalen Einfriedungen sowie mit bedeutendem 
Baumbestand. 

  

    
Ortsbild-
gebiet 
O VII 
«Scherz-
ligen-
Schadau» 

Das Ortsbildgebiet O VII «Scherzligen-Schadau» 
umfasst die letzten Reste des Ortes Scherzligen, 
das Schloss Schadau mit Park, Wirtschaftsbauten 
und Gärtnerei sowie Teile der ehemaligen Besit-
zung von Selve; es wird im Wesentlichen geprägt 
durch: 
- die historischen Einzelbauten, 
- die Parkanlagen mit Wegnetz, Alleen und bedeu-

tendem Baumbestand, 
- die Gartenanlagen mit Nebenbauten und Einfrie-

dungen, 
- die intakten Ufer mit Ufermauern, Bootshäusern, 

Einwasserungsstellen und einer naturnahen 
Ufervegetation. 

 Vergleiche auch den Uferschutzplan p «Bahnhof-
Schadau» vom 27.2.1998/20.7.1998 sowie die 
Bestimmungen zur ZPP J «Schadau» und zur ZPP 
AB «Hofgut Schadau» Anhang 3 Ziffer 3.2 BR. 

Vergleiche auch die Zielsetzungen des Parkpflege-
werkes von 1996. 

Der Teilzonenplan und der Überbauungsplan mit 
Sonderbauvorschriften Scherzligen-Schadau vom 
20.5.1979 bzw. vom 27.8.1980 sind aufgehoben. 

    
Ortsbild-
gebiet 
O VIII 
«Rouge- 
montweg» 

Das Ortsbildgebiet O VIII «Rougemontweg» um-
fasst das zwischen Schadaupark und Lachenkanal 
am See liegende Villenquartier; es wird im Wesent-
lichen geprägt durch: 

  

- die Lage am Wasser,  
- die Besitzung Seestrasse 49 mit Nebenbauten, 

Ufermauer, grossem parkartigem Umschwung 
und alleebestandener Zufahrt, 

- die Abfolge von naturnaher Ufervegetation, Gar-
tenflächen mit Pavillons und der auf einer Linie 
liegenden Bebauung westlich davon, 

- ein- bis zweigeschossige Villen im Berner Land-
hausstil oder vom englischen Landhaus beein-
flusst, 

- teilweise repräsentative Gartenanlagen mit be-
deutendem Baumbestand. 
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Ortsbild-
gebiet 
O IX 
«Scho-
ren» 

Das Ortsbildgebiet O IX «Schoren» umfasst den 
zusammenhängenden Restbestand des ehemaligen 
Bauerndorfes Schoren; dieses wird im Wesentli-
chen geprägt durch: 
- die gedrungenen Strättliger Bauernhäuser aus 

dem 17. und 18. Jahrhundert und weitere land-
wirtschaftliche Bauten aus jüngerer Zeit und de-
ren räumliche Stellung zueinander, 

- das die Baugruppe dominierende Schoren-
Schulhaus, 

- das überlieferte Wegnetz mit Aufenthaltsflächen, 
Hausvorplätzen und Baumbestand, 

- Bauerngärten, Obstbaumgärten und unbebaute 
landwirtschaftliche Flächen. 

 Vergleiche auch die Bestimmungen zur ZPP K 
«Schoren-Dorf», zur ZPP T «Gwatt-Schoren» und 
zur ZPP AG «Gärtnerei Schoren» Anhang 3 Ziffer 
3.2 BR. 

    
Ortsbild-
gebiet 
O X 
«Buch-
holz» 

Das Ortsbildgebiet O X «Buchholz» umfasst das in 
der freien Landschaft liegende gleichnamige Bau-
erndorf; dieses wird im Wesentlichen geprägt durch: 
- die rhythmische Aufreihung bäuerlicher Bauten 

beidseitig entlang der Buchholzstrasse, 
- die gerade, schmale, trottoirlose Strasse mit Vor-

plätzen und -gärten, Miststöcken und Brunnen, 
- die rechtwinklig davon abzweigenden Flurwege, 
- das den Abschluss des Strassenraumes bildende 

Haus Buchholzstrasse Nr. 127, 
- die Hochstamm-Obstbaumgärten, 
- die unbebauten landwirtschaftlichen Flächen. 

  

    
Ortsbild-
gebiet 
O XI 
«Kaser-
ne» 

Das Ortsbildgebiet O XI «Kaserne» umfasst die in 
den sechziger Jahren des 19. Jahrhunderts erbaute 
Kasernenanlage; diese wird im Wesentlichen ge-
prägt durch: 
- die Hauptkaserne mit den ehemaligen Reithallen 

und Stallungen, 
- die dazwischenliegenden, axialsymmetrisch ge-

stalteten Anlagen und Alleen, 
- die um die Jahrhundertwende erbaute Offiziers-

kaserne als räumlicher Abschluss zu den Bahn-
anlagen. 

  

    
Ortsbild-
gebiet 
O XII 
«Goldiwil-
Tscha-
bold» 

Das Ortsbildgebiet O XII «Goldiwil-Tschabold» um-
fasst die gleichnamige bäuerliche Hofgruppe 
Tschabold am westlichen Dorfeingang; sie wird im 
Wesentlichen geprägt durch: 
- die fächerartige Anordnung des Häuserkranzes 

und der Aussenraumelemente, 
- die zwei dominanten, flankierenden, giebelstän-

dig im Hang stehenden Fleckenständerbauten 
mit Gehrschild und Quergiebel, 

- die vorgelagerten Bauerngärten, kleinen Weiden 
und Obstbaumgärten, 

- das gefächerte Wegnetz. 

  

    
Ortsbild-
gebiet 
O XIII 
«Goldiwil-
Dorf» 

Das Ortsbildgebiet O XIII «Goldiwil-Dorf» umfasst 
das gestalterisch weitgehend intakte Dorfzentrum 
von Goldiwil; dieses wird im Wesentlichen geprägt 
durch: 
- die Kirche, 
- die einheitliche, giebelständige Einfamilienhaus-

zeile im Heimatstil oberhalb der Kirche, 
- die enge Gebäudestellung der übrigen giebel-

ständigen Chalets, 
- die kompakten berg- und talseitigen Siedlungs-

ränder. 
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Ortsbild-
gebiet 
O XIV 
«Goldiwil-
Melli» 

Das Ortsbildgebiet O XIV «Goldiwil-Melli» umfasst 
die grösste erhaltene Hofgruppe im ehemaligen 
Bauerndorf Goldiwil; sie wird im Wesentlichen ge-
prägt durch: 
- die prominente Lage im Sattel zwischen Goldiwil 

und Homberg, 
- das bäuerliche, in sich geschlossene Ensemble 

mit Sägerei, ehemaliger Käserei und alter Schu-
le, 

- Ständer- oder Fachwerkbauten mit markanten 
Krüppelwalmdächern, 

- das überlieferte Wegnetz, 
- die umgebenden Obstbaumgärten und unbebau-

ten Hangflächen. 

  

  
 

  

 4.3 Strukturgebiete S  Vergleiche Art. 14 und 34 BR. 

Struktur-
gebiete 
S I «Thu-
ner Mi-
schung» 

Die Strukturgebiete S I «Thuner Mischung» umfas-
sen die für einen Teil der westlichen und südwestli-
chen Thuner Aussenquartiere sowie für einen Teil 
des Quartiers Lerchenfeld charakteristischen und 
qualitätvollen kleinteiligen Baustrukturen. Diese 
werden im Wesentlichen geprägt durch: 
- offene Bauweise mit minimalen Abständen, 
- strassenseitig einheitliche Gebäudeflucht, 
- Gebäudegrundfläche geringer als 150 m² und 

Gebäudelänge geringer als 15.0 m, 
- zweigeschossige Bauten mit quadratnahem 

Grundriss, 
- geschlossenes Strassenbild mit durchgehenden 

Einfriedungen, 
- starke Durchgrünung. 

  

    
Struktur-
gebiete 
S II 
«Mehrfa-
milien-
haussied-
lungen» 

Die Strukturgebiete S II «Mehrfamilienhaussiedlun-
gen» umfassen die einheitlich gestalteten Genos-
senschaftssiedlungen: 
- Bürglenstrasse/Hortinweg (Wohnbaugenossen-

schaft Süd-West), 
- Suleggstrasse/Mattenstrasse (Baugenossen-

schaft Hohmad), 
- Buchholzstrasse/Mövenweg/Schwanenweg/Tal-

ackerstrasse (Siedlung Neufeld), 
- Freiestrasse/Dammweg/Eggenweg (Wohnbau-

genossenschaft Alpenblick). 

Die Strukturen werden im Wesentlichen geprägt 
durch: 
- die räumliche Ordnung und die Stellung der Bau-

körper, 
- die einheitliche Volumetrie und Gestaltung der 

Bauten, 
- die Qualität der Aussenräume. 

 Diese Siedlungen werden auch im Bauinventar be-
schrieben. 

    
Struktur-
gebiete 
S III 
«Garten-
stadtsied-
lungen» 

Die Strukturgebiete S III «Gartenstadtsiedlungen» 
umfassen die Doppel- und Reiheneinfamilienhaus-
siedlungen, z. T. durch Mehrfamilienhäuser ergänzt, 
mit einem grossen, ursprünglich der Selbstversor-
gung dienenden Gartenanteil: 
- Pestalozzistrasse/Fischerweg/Jägerweg/Läng-

gasse (Wohnbaugenossenschaft Freistatt), 
- Mittlere Strasse/Gantrischstrasse/Nünenen-

strasse, 
- Fischerweg, 
- Dählenweg Lerchenfeld. 

 Diese Siedlungen werden auch im Bauinventar be-
schrieben. 
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 Die Strukturen werden im Wesentlichen geprägt 
durch: 
- die räumliche Ordnung und die Stellung der Bau-

ten, 
- die einheitliche Volumetrie und Gestaltung der 

Bauten, 
- den hohen Freiflächenanteil. 

  

   
 

 

 4.4 Landschaftsentwicklungsgebiete L  Vergleiche Art. 36 BR. 

Land-
schafts-
entwick-
lungsge-
biet L I 
«Bonstet-
tengut» 

Das Landschaftsentwicklungsgebiet L I «Bonstet-
tengut» umfasst das Schloss Bellerive mit den da-
zugehörigen Nebenbauten und Parkanlagen sowie 
einen Landwirtschaftsbetrieb mit Ökonomiegebäude 
und Nebenbauten. 

Entwicklungsziele sind: 
- die Interessen der Denkmalpflege, des Natur-

schutzes, der Parknutzung und der Landwirt-
schaft aufeinander abzustimmen, 

- das Konzept zur Aufwertung der Lebensräume 
für Pflanzen und Tiere am Flachufer (Dez. 1991) 
sowie 

- das Konzept mit Idealplan (Sept. 1997) unter Be-
rücksichtigung neuester Erkenntnisse schrittwei-
se umzusetzen. 

  

    
Land-
schafts-
entwick-
lungsge-
biet L II 
«Seeall-
mend-
Schoren-
kopf» 

Das Landschaftsentwicklungsgebiet L II «Seeall-
mend-Schorenkopf» umfasst die Flachufer in die-
sem Gebiet, einem breiten Übergangsstreifen zwi-
schen Land und Wasser und einem bedeutenden 
Lebensraum für Pflanzen und Tiere. 

Entwicklungsziele sind: 
- die schrittweise Umsetzung des Konzeptes zur 

Aufwertung der Lebensräume für Pflanzen und 
Tiere am Flachufer (Dez. 1991), 

- die Ergänzung des kantonalen Naturschutzgebie-
tes «Seeallmend» durch eine Pufferzone, 

- die Aufwertung der «Lindermatte» als naturnaher 
Freiraum, 

- die ökologische Aufwertung der naturnahen  
Flachufer,  

- die Stärkung der Schilfbestände insbesondere im 
Gebiet Schilfweg/Hechtweg und 

- die nachhaltige Nutzung als Naherholungsgebiet. 

  

    
Land-
schafts-
entwick-
lungsge-
biet L III 
«Grosse 
Allmend» 

Das Landschaftsentwicklungsgebiet L III «Grosse 
Allmend» umfasst das durch die Nutzung als Waf-
fenplatz geprägte vielfältige und weit offene Gelän-
de auf der grossen Allmend und umschliesst das 
Naturgebiet N IV «Äussere Allmend» (vgl. Anhang 
4 Ziffer 4.5 BR). 

Entwicklungsziele sind: 
- die militärische Nutzung, die Nutzung als Naher-

holungsgebiet, den Betrieb der bestehenden 
Sportanlagen, die Landwirtschaft und den Natur-
schutz aufeinander abzustimmen, 

- die ökologische Aufwertung der grossflächig zu-
sammenhängenden Lebensräume für Pflanzen 
und Tiere sowie 

- die Umsetzung der Vorgaben und Projekte des 
Eidg. Departements für Verteidigung, Bevölke-
rungsschutz und Sport VBS. 

 Vergleiche Art. 24 BR. 
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Land-
schafts-
entwick-
lungsge-
biet L IV 
«Ameri-
ka» 

Das Landschaftsentwicklungsgebiet L IV «Amerika» 
umfasst die gleichnamige abgeschlossene Gelän-
dekammer südlich von Allmendingen, im ökologisch 
bedeutenden Bereich des ehemaligen Kanderlau-
fes. Das Gebiet wird gestalterisch beeinträchtigt 
durch verschiedene nicht-landwirtschaftliche Nut-
zungen und die Anlagen des ehemaligen regionalen 
Zivilschutz- und Ausbildungszentrums RAZ. 

Entwicklungsziele sind: 
- die Aufwertung des Gebietes für die Landwirt-

schaft und den ökologischen Ausgleich, 
- die Begrenzung oder Verlegung nicht standort-

gebundener Nutzungen, 
- die längerfristige Freilegung der Geländekam-

mer. 

 Vergleiche auch die Bestimmungen zur ZPP AE 
«Ehemaliges Regionales Ausbildungszentrum 
RAZ» Anhang 3 Ziffer 3.2 BR. 

  
 

  

 4.5 Naturgebiete N  Vergleiche Art. 37 BR. 

Naturge-
biet N I 
«Schinte-
re» 

Das Naturgebiet N I «Schintere» umfasst das Am-
phibienlaichgebiet von nationaler Bedeutung; 
Schutz- und Pflegeziele sind: 
- die ungeschmälerte Erhaltung des Lebensrau-

mes der Laubfroschpopulation, 
- die Förderung des Standortes durch die Neu-

schaffung und Vernetzung zusätzlicher Feucht-
standorte, 

- die Vermeidung von Störungen durch Erholungs-
suchende sowie 

- die dem Schutzzweck angepasste forstliche Nut-
zung. 

  

    
Naturge-
biet N II 
«Gwatt-
mösli» 

 

Das Naturgebiet N II «Gwattmösli» umfasst ein 
Amphibienlaichgebiet von nationaler Bedeutung, ein 
Feuchtgebiet von kantonaler Bedeutung und damit 
einen wertvollen Lebensraum für diverse Amphi-
bien- und Libellenarten; Schutz- und Pflegeziele 
sind: 
- die Aufwertung des Feuchtstandortes durch eine 

gezielte Erweiterung, 
- die Vernetzung mit dem Kulturland und dem 

Waldsaum durch eine angepasste forstliche Nut-
zung, 

- die möglichst breitflächige Fassung des austre-
tenden Hangwassers in zahlreichen Feuchtstel-
len, 

- die Vermeidung und Entfernung von Überschüt-
tungen des Feuchtgebietes. 

 Vergleiche auch die Bestimmungen zum kantonalen 
Schutzgebiet «Gwattmösli» – Verfügung Forstdirek-
tion vom 24.2.1986. 

    
Naturge-
biet N III 
«Seewin-
kel» 

Das Naturgebiet N III «Seewinkel» umfasst eine 
Teilfläche des Gwattlischenmoos, einem Flachmoor 
von nationaler Bedeutung, gleichzeitig auch einen 
Lebensraum für Vögel, insbesondere einen Durch-
zugsraum für Watvögel (Limikolen) von überregio-
naler Bedeutung; Schutz- und Pflegeziele sind: 
- die Vergrösserung der kantonal geschützten Flä-

che im Bereich des Altersheimes und des Gwatt-
grabens, 

- die Vermeidung von störenden Einflüssen durch 
Erholungssuchende und benachbarte Nutzun-
gen, 

- die Förderung einer extensiven Riedfläche im Be-
reich des Uferweges, 

- die ökologische Vernetzung mit den angrenzen-
den Teilen des Gwattlischenmoos. 

 Vergleiche auch die Bestimmungen zum kantonalen 
Schutzgebiet «Gwattlischenmoos» – RRB Nr. 2678 
vom 17.4.1970. 
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Naturge-
biet N IV 
«Äussere 
Allmend» 

Das Naturgebiet N IV «Äussere Allmend» umfasst 
ein Amphibienlaichgebiet von nationaler Bedeutung, 
einen Lebensraum für Reptilien, Insekten und Vö-
gel, insbesondere einen Durchzugsraum für Watvö-
gel (Limikolen), von überregionaler Bedeutung und 
ist gleichzeitig ein ausgedehnter Ruderal- und Tro-
ckenstandort für zahlreiche seltene Tier- und Pflan-
zenarten; Schutz und Pflegeziele sind: 
- die Erhaltung und Förderung der reichhaltigen 

Tier- und Pflanzenwelt, 
- die Erhaltung der Grossflächigkeit, Vielfalt, Quali-

tät und Verzahnung der Teil-Lebensräume, 
- die Unterstützung des Schutzzweckes durch die 

militärische Nutzung und 
- die Vermeidung von Beeinträchtigungen durch 

zivile Nutzungen. 

 Vergleiche Art. 24 BR. 

    
Naturge-
biet N V 
«Schilf-
weg/ 
Hecht-
weg» 

Das Naturgebiet N V «Schilfweg/Hechtweg» um-
fasst die Ufervegetation und Teile der Flachwasser-
zone beim Campingplatz, d. h. lokal und regional 
bedeutende Lebensräume für Pflanzen und Tiere, 
namentlich Schilfbestände, Laichgebiete für Fische 
und Amphibien sowie Brut- und Aufzuchtgebiete für 
Insekten und Vögel; Schutz- und Pflegeziele sind: 
- die Erhaltung des Gebiets als einer der grossen 

ökologischen Stützpunkte entlang dem Flachufer 
des Thunersees, 

  

 - die Erhaltung und Förderung einer breit ausge-
bildeten, graduell verlaufenden Verlandungszone 
und 

- die Vermeidung und Verminderung von Störun-
gen, sowohl von der Land- als auch von der 
Seeseite her. 

  

    
Naturge-
biet N VI 
«Seeall-
mend» 

Das Naturgebiet N VI «Seeallmend» umfasst die 
Ufervegetation und Teile der Flachwasserzone bei 
der Seeallmend, d. h. regional bedeutende Lebens-
räume für Pflanzen und Tiere, namentlich Schilfbe-
stände, Laichgebiete für Fische und Amphibien so-
wie Brut- und Aufzuchtgebiete für Insekten und Vö-
gel; Schutz- und Pflegeziele sind: 
- die Erhaltung des Gebiets als einer der grossen 

ökologischen Stützpunkte entlang dem Flachufer 
des Thunersees, 

- die Erhaltung und Förderung einer breit ausge-
bildeten, graduell verlaufenden Verlandungszone 
und 

- die Vermeidung und Verminderung von Störun-
gen, sowohl von der Land- als auch von der 
Seeseite her.  
 

 Vergleiche auch die Bestimmungen zum kantonalen 
Naturschutzgebiet «Seeallmend» – Verfügung 
Forstdirektion vom 26.1.1989. 
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 Genehmigungsvermerke (Stand 2003) 

 

  

 Öffentliche Mitwirkung:  15. November 2000 bis 31. Januar 2001 

Kantonale Vorprüfung:  11. August und 14. September 2001 

Publikation im Amtsanzeiger:  25. Oktober 2001, 

 6. und 13. Juni 2002 

Öffentliche Planauflage:  24. Oktober bis 23. November 2001, 

 7. Juni bis 8. Juli 2002 

Erledigte Einsprachen:  15 

Unerledigte Einsprachen:  15 

Rechtsverwahrungen:  1  
 

  

  

Genehmigt durch: 

Gemeinderat:  15. Februar 2002 

Stadtrat:  14. März 2002 

Einwohnergemeinde:  2. Juni 2002 (mit 7008 Ja und 2304 Nein) 

 

Genehmigt durch das Amt für Gemeinden und Raumordnung:  

 24. Juli 2003 und  

 Nachtrag 27. August 2003 

 

Inkraftsetzung: 1. November 2003 
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 Anhang 5 

 

 Anhang 5 hat nur hinweisenden Charakter. 

 Liste der Lebensräume und Naturobjekte von 
übergeordneter Bedeutung 

(Stand 2001) 
 

 Vergleiche Art. 44 BR. 

Liste der 
Lebens-
räume 
und Na-
turobjekte 

Flachmoore von nationaler Bedeutung (Bundesin-
ventar): 
- «Gwattlischenmoos»; Nr. 331. 

  

Amphibienlaichgebiete von nationaler Bedeutung 
(Bundesinventar): 
- «Glütschbachtal Wasserfluh»; Nr. BE 1062, 
- «Schintere» Lerchenfeld; Nr. BE 1063, 
- «Gwattmösli»; Nr. BE 1064, 
- «Thuner Allmend»; Nr. BE 1065, 
- «Gartenweiher Riedhofweg»; Nr. BE 1133. 

  

 Kantonale Naturschutzgebiete: 
- «Gwattlischenmoos»; RRB Nr. 2678 vom 

17.4.1970, 
- «Gwattmösli»; Verfügung Forstdirektion BE vom 

24.2.1986, 
- «Seeallmend»; Verfügung Forstdirektion BE vom 

26.1.1989. 

  

 Trockenstandorte von kantonaler Bedeutung (kan-
tonales Inventar): 
- «Thuner Allmend: Waffenplatz» (2 Teilflächen); 

Nr. 2333, 
- «Thuner Allmend: Waffenplatz»; Nr. 7664, 
- «Ried» (2 Teilflächen); Nr. 4002. 

  

 Feuchtgebiete von kantonaler Bedeutung (kantona-
les Inventar): 
- «Seeallmend»; Nr. 13 162; Landröhricht, 
- «Schilfweg-Hechtweg»; Nr. 13 163; Landröhricht, 
- «Gwattlischenmoos» (Teilfläche); Nr. 13 164; 

Landröhricht, 
- «Gwattlischenmoos» (Teilfläche); Nr. 13 166; 

Grosseggenried, 
- «Gwattmösli» (Teilfläche); Nr. 13 180; Landröh-

richt, 
- «Gwattmösli» (Teilfläche); Nr. 13 181; Landröh-

richt, 
- «Gwattmösli» (Teilfläche); Nr. 13 182; Grosseg-

genried. 

  

 Kantonale Naturschutzobjekte: 
- «Bettlereiche»; RRB Nr. 228 vom 11.1.1946, 
- «Schoreneiche»; RRB Nr. 230 vom 11.1.1946, 
- «Sommerlinde in Allmendingen»; RRB Nr. 3130 

vom 23.5.1956, 
- fünf erratische Blöcke im Strättligwald (Buchholz-

Allmendingen); RRB Nr. 5393 vom 18.12.1925. 

  

 Weitere überregional bedeutende Lebensräume: 
- «Aarebecken-Schadau»; Äschenlaichgebiet; na-

tionale Bedeutung, 
- «Schadaubucht»; Wasservogel-Winterruhgebiet; 

überregionale Bedeutung, 
- «Thuner Allmend»; Ruderal- und Feuchtstandort; 

überregionale Bedeutung, 
- «Thuner Allmend»; Limikolen-Rastplatz; überre-

gionale Bedeutung, 
- Seeufer «Gwattlischenmoos-Seeallmend»; Limi-

kolen-Rastplatz; überregionale Bedeutung. 
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 Anhang 6 

 

 Anhang 6 hat nur hinweisenden Charakter. 

 Zusammenstellung der wichtigsten eidgenössi-
schen und kantonalen Erlasse im Bauwesen 

(Stand 1. Januar 2001) 

 Vergleiche Art. 2 BR. 

    

 A. Bau- und Planungsrecht   

 - Bundesgesetz über die Raumplanung vom 22. 
Juni 1979 (RPG, SR 700) 

- Verordnung über die Raumplanung vom 28. Juni 
2000 (RPV, SR 700.1) 

- Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetz vom 
4. Oktober 1974 (WEG, SR 843) 

- Gesetz über die Erhaltung von Wohnraum vom 9. 
September 1975 (BSG 853.1) 

- Gesetz über die Verbesserung des Wohnungs-
angebotes vom 7. Februar 1978 (BSG 854.1) 

- Koordinationsgesetz vom 21. März 1994 (KoG, 
BSG 724.1) 

- Baugesetz des Kantons Bern vom 9. Juni 1985 
(BauG, BSG 721.0) 

- Dekret über das Baubewilligungsverfahren vom 
22. März 1994 (BewD, BSG 725.1) 

- Bauverordnung vom 6. März 1985 (BauV, BSG 
721.1) 

- Verordnung über die kantonale Kommission zur 
Wahrung der Interessen der Behinderten im 
Bauwesen (BBKV) vom 23. August 1995 (BSG 
725.211) 

- Verordnung über die kantonale Kommission zur 
Pflege der Orts- und Landschaftsbilder (OLK) 
vom 14. August 1996 (BSG 426.221) 

- Dekret über das Normalbaureglement vom 10. 
Februar 1970 (BSG 723.13) 

- Dekret über die Umlegung von Baugebiet, die 
Grenzregulierung und die Ablösung oder Verle-
gung von Dienstbarkeiten vom 12. Februar 1985 
(Baulandumlegungsdekret, BUD, BSG 728.1) 

- Dekret über die Beiträge der Grundeigentümer 
von Erschliessungsanlagen und an weitere öf-
fentliche Werke und Massnahmen vom 12. Feb-
ruar 1985 (Grundeigentümerbeitragsdekret, 
GBD, BSG 732.123.44) 

- Verordnung über die Aussen- und Strassenre-
klame vom 17. November 1999 (BSG 722.51) 

  

    

 B. Strassenbau, Eisenbahnen und Luftfahrt   

 - Bundesgesetz über die Nationalstrassen vom 8. 
März 1960 (SR 725.11) 

- Verordnung über die Nationalstrassen vom 18. 
Dezember 1995 (SR 725.111) 

- Verordnung über den Vollzug des Bundesgeset-
zes über die Nationalstrassen im Kanton Bern 
vom 3. März 1961 (BSG 732.181) 

- Gesetz über den Bau und Unterhalt der Strassen 
vom 2. Februar 1964 (SBG, BSG 732.11) 

- Verordnung über die Offenhaltung der Versor-
gungsrouten für Ausnahmetransporte vom 19. 
Dezember 1979 (BSG 732.123.31) 

- Bundesgesetz über Fuss- und Wanderwege vom 
4. Oktober 1985 (FWG, SR 704) 

- Verordnung über Fuss- und Wanderwege vom 
26. November 1986 (FWV, SR 704.1) 
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- Verordnung zur vorläufigen Regelung der Einfüh-
rung des Bundesgesetzes über Fuss- und Wan-
derwege im Kanton Bern vom 27. April 1988 
(EV/FWG, BSG 705.111) 

- Eisenbahngesetz vom 20. Dezember 1957 (EBG, 
SR 742.101) 

- Verordnung über Bau und Betrieb der Eisenbah-
nen vom 23. November 1983 (Eisenbahnverord-
nung, EBV, SR 742.141.1) 

- Bundesgesetz über die Anschlussgleise vom 5. 
Oktober 1990 (AnGG, SR 742.141.5) 

- Verordnung über die Anschlussgleise vom 26. 
Februar 1992 (AnGV, SR 742.141.51) 

- Luftfahrtgesetz vom 21. Dezember 1948 (LFG, 
SR 748.0) 

    

 C. Wasser   

 - Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer 
vom 24. Januar 1991 (GSchG, SR 814.20) 

- Gewässerschutzverordnung vom 28. Oktober 
1998 (GSchV, SR 814.201) 

- Kantonales Gewässerschutzgesetz vom 11. No-
vember 1996 (KSchG, BSG 821.0) 

- Kantonale Gewässerschutzverordnung vom 15. 
Mai 1991 (KGV, BSG 821.1) 

- Wassernutzungsgesetz vom 23. November 1997 
(WNG, BSG 752.41) 

- Wasserversorgungsgesetz vom 11. November 
1996 (WVG, BSG 752.32) 

- Gesetz über Gewässerunterhalt und Wasserbau 
vom 14. Februar 1989 (Wasserbaugesetz, WBG, 
BSG 751.11) 

- Wasserbauverordnung vom 15. November 1989 
(WBV, BSG 751.111) 

- Gesetz über See- und Flussufer vom 6. Juni 
1982 (SFG, BSG 704.1) 

- Verordnung über See- und Flussufer vom 29. Ju-
ni 1983 (SFV, BSG 704.111) 

- RRB Nr. 0105 über die Bezeichnung der Flüsse 
nach Art. 11 Abs. 1 BauG vom 8. Januar 1986 
(BSG 721.119) 

  

    

 D. Energie- und Leitungswesen   

 - Energiegesetz vom 14. Mai 1981 (EnG, BSG 
741.1) 

- Allgemeine Energieverordnung vom 13. Januar 
1993 (AEV, BSG 741.111) 

- Bundesgesetz betreffend die elektrischen 
Schwach- und Starkstromanlagen vom 26. Juni 
1902 (Elektrizitätsgesetz, SR 734.0) 

- Verordnung über das Plangenehmigungsverfah-
ren für Starkstromanlagen vom 26. Juni 1991 
(VPS, SR 734.25) 

- Rohrleitungsgesetz vom 4. Oktober 1963 (SR 
746.1) 
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 E. Umweltschutz, Natur- und Heimatschutz   

 - Bundesgesetz über den Umweltschutz vom 7. 
Oktober 1983 (USG, SR 814.01) 

- Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung vom 19. Oktober 1988 (UVPV, SR 814.011) 

- Kant. Verordnung über die Umweltverträglich-
keitsprüfung vom 16. Mai 1990 (KUVPV, BSG 
820.111) 

- Verordnung über den Schutz vor Störfällen vom 
27. Februar 1991 (StFV, SR 814.012) 

- Einführungsverordnung zur eidgenössischen 
Störfallverordnung vom 22. September 1993 (EV 
StFV, BSG 820.131) 

- Verordnung über umweltgefährdende Stoffe vom 
9. Juni 1986 (StoV, SR 814.013) 

- Kantonale Stoffverordnung vom 16. Mai 1990 
(KStoV, BSG 820.121) 

- Verordnung über den Verkehr mit Sonderabfällen 
vom 12. November 1986 (VVS, SR 814.014) 

- Technische Verordnung über Abfälle vom 10. 
Dezember 1990 (TVA, SR 814.015) 

- Gesetz über die Abfälle vom 7. Dezember 1986 
(BSG 822.1) 

- Verordnung über die Bezeichnung der be-
schwerdeberechtigten Umweltschutzorganisatio-
nen vom 27. Juni 1990 (VBUO, SR 814.076) 

- Verordnung über Schadstoffe im Boden vom 9. 
Juni 1986 (VSBo, SR 814.12) 

- Bodenschutzverordnung vom 4. Juli 1990 (BSV, 
BSG 825.111) 

- Luftreinhalteverordnung vom 16. Dezember 1985 
(LRV, SR 814.318.142.1) 

- Gesetz zur Reinhaltung der Luft vom 16. Novem-
ber 1989 (Lufthygienegesetz, BSG 823.1) 

- Verordnung über den Vollzug des Gesetzes zur 
Reinhaltung der Luft vom 23. Mai 1990 (LHV, 
BSG 823.111) 

- Lärmschutzverordnung vom 15. Dezember 1986 
(LSV, SR 814.41) 

- Kant. Lärmschutzverordnung vom 16. Mai 1990 
(KLSV, BSG 824.761) 

- Bundesgesetz über die Lärmsanierung der Ei-
senbahnen vom 24. März 2000 (SR 742.144) 

- Bundesgesetz über die Jagd und den Schutz 
wildlebender Säugetiere und Vögel vom 20. Juni 
1986 (Jagdgesetz, JSG, SR 922.0) 

- Gesetz über Jagd, Wild- und Vogelschutz vom 9. 
April 1967 (BSG 922.11) 

- Bundesgesetz über die Fischerei vom 21. Juni 
1991 (SR 923.0) 

- Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz 
vom 1. Juli 1966 (NHG, SR 451) 

- Verordnung über den Natur- und Heimatschutz 
vom 16. Januar 1991 (NHV, SR 451.1) 

- Verordnung über das Bundesinventar der Land-
schaften und Naturdenkmäler vom 10. August 
1977 (VBLN, SR 451.11) 

- Verordnung über das Bundesinventar der schüt-
zenswerten Ortsbilder der Schweiz vom 9. Sep-
tember 1981 (VISOS, SR 451.12) 

- Verordnung über den Schutz der Auengebiete 
von nationaler Bedeutung vom 28. Oktober 1992 
(Auenverordnung, SR 451.31) 
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 - Verordnung über den Schutz der Hoch- und 
Übergangsmoore von nationaler Bedeutung vom 
21. Januar 1991 (Hochmoorverordnung, SR 
451.32) 

- Naturschutzgesetz vom 15. September 1992 
(NSchG, BSG 426.11) 

- Naturschutzverordnung vom 10. November 1993 
(NSchV, BSG 426.111) 

- Verordnung über die regionale Förderung der 
Qualität und der Vernetzung von ökologischen 
Ausgleichsflächen in der Landwirtschaft vom 4. 
April 2001 (ÖQV, SR 910.14)  

- Verordnung über die Erhaltung der Lebensgrund-
lagen und der Kulturlandschaft vom 5. November 
1997 (LKV, BSG 910.112) 

  

    

 F. Land- und Forstwirtschaft   

 - Bundesgesetz über das bäuerliche Bodenrecht 
vom 4. Oktober 1991 (BGBB, SR 211.412.11) 

- Gesetz über das bäuerliche Boden- und Pacht-
recht vom 21. Juni 1995 (BPG, BSG 215.124.1) 

- Kantonales Landwirtschaftsgesetz vom 16. Juni 
1997 (KLwG, BSG 910.1) 

- Gesetz über das Verfahren bei Boden- und 
Waldverbesserungen vom 16. Juni 1997 (VBWG, 
BSG 913.1) 

- Verordnung über das Verfahren bei Boden- und 
Waldverbesserungen vom 5. November 1997 
(VBWV, BSG 913.111) 

- Bundesgesetz über den Wald vom 4. Oktober 
1991 (WaG, SR 921.0) 

- Kantonales Waldgesetz vom 5. Mai 1997 
(KWaG, BSG 921.11) 

- Kantonale Waldverordnung vom 29. Oktober 
1997 (KWaV, BSG 921.111) 

  

    

 G. Gewerbe, Arbeitnehmerschutz   

 - Gesetz über Handel und Gewerbe vom 4. No-
vember 1992 (Gewerbegesetz, BSG 930.1) 

- Gastgewerbegesetz vom 11. November 1993 
(GGG, BSG 935.11) 

- Gastgewerbeverordnung vom 13. April 1994 
(GGV, BSG 935.111) 

- Bundesgesetz über die Arbeit in Industrie, Ge-
werbe und Handel vom 13. März 1964 (Arbeits-
gesetz, SR 822.11) 

- Gesetz vom 4. November 1992 über die Arbeit, 
Betriebe und Anlagen (ABAG, BSG 832.01) 

- Verordnung vom 19. Mai 1993 über die Arbeit, 
Betriebe und Anlagen (ABAV, BSG 832.011) 

  

    

 H. Feuerpolizei   

 - Feuerschutz- und Wehrdienstgesetz vom 20. Ja-
nuar 1994 (FWG, BSG 871.11) 

- Feuerschutz- und Wehrdienstverordnung vom 
11. Mai 1994 (FWV, BSG 871.111) 

- Gesetz über die Gebäudeversicherung vom 6. 
Juni 1971 (BSG 873.11) 
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 I. Privates Bau- und Pflanzrecht   

 - Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. De-
zember 1907 (ZGB, SR 210) 

- Einführungsgesetz zum Schweiz. Zivilgesetzbuch 
vom 28. Mai 1911 (EGzZGB, BSG 211.1) 

  

    

 K. Militär, Zivilschutz   

 - Bundesgesetz über die Armee und die Militär-
verwaltung vom 3. Februar 1995 (MG, SR 
510.10) 

- Verordnung über das Bewilligungsverfahren für 
militärische Bauten und Anlagen vom 25. Sep-
tember 1995 (MBV, SR 510.51) 

- Verordnung über das Bauwesen des Bundes 
vom 18. Dezember 1991 (Bauverordnung, SR 
172.057.20) 

- Bundesgesetz über den Zivilschutz vom 17. Juni 
1994 (ZSG, SR 520.1) 

- Zivilschutzverordnung vom 19. Oktober 1994 
(ZSV, SR 520.11) 

- Bundesgesetz über die baulichen Massnahmen 
im Zivilschutz vom 4. Oktober 1963 (Schutzbaut-
engesetz, SR 520.2) 

- Schutzbautenverordnung vom 27. November 
1978 (Schutzbautenverordnung, SR 520.21) 

  

    

 L. Gemeindewesen   

 - Gemeindegesetz vom 16. März 1998 (GG, BSG 
170.11) 

- Gemeindeverordnung vom 16. Dezember 1998 
(GV, BSG 170.111) 

  

    

 M. Verfahren; Rechtspflege   

 - Bundesgesetz über die Organisation der Bundes-
rechtspflege vom 16. Dezember 1943 (OG, SR 
173.110) 

- Bundesgesetz über den Fristenlauf an Samsta-
gen vom 21. Juni 1963 (SR 173.110.3) 

- Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren 
vom 20. Dezember 1968 (VwVG, SR 172.021) 

- Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege vom 
23. Mai 1989 (VRPG, BSG 155.21) 

- Bundesgesetz über die Enteignung vom 20. Juni 
1930 (EntG, SR 711) 

- Enteignungsgesetz vom 3. Oktober 1965 (be-
EntG, BSG 711.0) 
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 Anhang 7 

 

 Anhang 7 hat nur hinweisenden Charakter. 

 Nachbarrechtliche Bestimmungen 

Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivil-
gesetzbuch 

(Stand 11. Juni 2001) 
 

 Vergleiche Art. 2 BR. 

C. Nach-
barrecht 

I. Bauten 
und 
Pflanzun-
gen 

1. Grenz-
abstände 

Art. 79 1 Für Bauten, welche den gewachsenen 
Boden in irgendeinem Punkte um mehr als 1.20 m 
überragen, ist gegenüber den Nachbargrundstü-
cken ein Grenzabstand von wenigstens 3 m einzu-
halten. Vorbehalten sind die Vorschriften des öffent-
lichen Rechts über die geschlossene oder annä-
hernd geschlossene Bauweise. 

  

2 Ist die geschlossene Bauweise zugelassen, aber 
nicht vorgeschrieben, so hat der Grundeigentümer, 
der die seitliche Umfassungsmauer nicht an die 
Grenze stellt, einen Grenzabstand von 6 m einzu-
halten. 

  

 3 Wurde nach früherem Baurecht ein Nachbarge-
bäude mit einer Umfassungsmauer an der Grenze 
erstellt, so ist der Anbau im gleichen Umfang ge-
stattet. 

  

2. An- und 
Neben-
bauten 

Art. 79a  Für eingeschossige An- und Nebenbau-
ten, die nicht für den dauernden Aufenthalt von 
Menschen oder Tieren bestimmt sind, genügt ein 
Grenzabstand von 2 m, sofern die mittlere Fassa-
denhöhe dieser Bauten 4 m und ihre Grundfläche 
60 m² nicht übersteigen. 

  

3. Vor-
springen-
de Bautei-
le 

Art. 79b  Vorspringende offene Bauteile, wie Vor-
dächer, Vortreppen, Balkone, dürfen von der Um-
fassungsmauer aus gemessen höchstens 1.20 m in 
den Grenzabstand hineinragen. 

  

4. Abort- 
und Dün-
gergruben 

Art. 79c  1 Anlagen zur Aufnahme von Abortstoffen, 
Jauche, Dünger und anderen übelriechenden Abfäl-
len sind in einem Abstand von wenigstens 3 m von 
der Grenze zu erstellen. 

  

 2 Werden diese Anlagen so gebaut, dass keine 
Beeinträchtigung der Nachbarn eintreten kann, so 
braucht der Grenzabstand nicht eingehalten zu 
werden, wenn sie den gewachsenen Boden nicht 
um mehr als 1.20 m überragen. 

  

5. Hof-
stattrecht 

Art. 79d  1 Wird eine Gebäude durch Elementarer-
eignisse ganz oder teilweise zerstört, so darf es in-
nert fünf Jahren ohne Rücksicht auf den privatrecht-
lichen Grenzabstand in seinem früheren Ausmass 
wieder aufgebaut werden. 

  

 2 Die Frist ist eingehalten, wenn vor ihrem Ablauf 
das Baugesuch gestellt ist. Der Wiederaufbau ist 
ohne willkürliche Unterbrechung durchzuführen. 

  

6. Brand-
mauern 

a Pflicht 

Art. 79e  Gebäude, die an die Grenze gestellt wer-
den, sind grenzseitig mit einer Brandmauer zu ver-
sehen. 
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b Mitbe-
nützung 

Art. 79f  1 Das Recht, eine vom Nachbar erstellte 
Brandmauer mitzubenützen, wird durch Einkauf in 
das Miteigentum erworben. 

  

 2 Für das Mitbenützungsrecht ist eine Entschädi-
gung zu bezahlen, welche entsprechend dem Inte-
resse der beteiligten Nachbarn an der Brandmauer 
festzulegen ist. 

  

 3 Eigentums- und Benützungsrechte, die der 
Nachbar an der bestehenden Brandmauer erwor-
ben hat, können im Grundbuch angemerkt werden. 

  

c Erhö-
hung 

Art. 79g  Jeder Miteigentümer ist berechtigt, die 
Brandmauer auf seine Kosten zu erhöhen oder tie-
fer in den Boden hinunterzuführen. Baut der Nach-
bar an das neuerstellte Mauerstück an, so hat er 
sich gemäss Artikel 79 f Absatz 2 (EGzZGB) einzu-
kaufen. 

  

7. Stütz-
mauern 
und 
Böschun-
gen 

a Pflicht 
zur 
Errich-
tung; 
Ausfüh-
rung 

Art. 79h  1 Wer längs der Grenze Auffüllungen oder 
Abgrabungen ausführt, hat das Nachbargrundstück 
durch Böschungen oder Stützmauern zu sichern. 

  

2 Böschungsneigungen dürfen höchstens 45° 
(100 %) betragen. In steilem Gelände bleibt eine 
stärkere Neigung natürlich entstandener oder genü-
gend gesicherter Böschungen vorbehalten. 

  

3 Die Stützmauer darf an die Grenze gestellt wer-
den. Dient sie der Auffüllung, so darf sie den ge-
wachsenen Boden des höher gelegenen Grundstü-
ckes höchstens um 1.20 m überragen. 

  

b Eigen-
tum 

Art. 79i  1 Eine Stützmauer, welche auf der Grenze 
steht, gilt als Bestandteil des Grundstücks, dessen 
Eigentümer sie erstellt hat. Kann dies nicht festge-
stellt werden, so wird Miteigentum beider Nachbarn 
angenommen. 

  

 2 Im Übrigen sind die Vorschriften über die Brand-
mauern sinngemäss anwendbar. 

  

8. Einfrie-
dungen 

Art. 79k  1 Einfriedungen wie Holzwände, Mauern, 
Zäune, bis zu einer Höhe von 1.20 m vom gewach-
senen Boden des höher gelegenen Grundstücks 
aus gemessen, dürfen an die Grenze gestellt wer-
den. 

  

 2 Höhere Einfriedungen sind um das Mass der 
Mehrhöhe von der Grenze zurückzunehmen, jedoch 
höchstens auf 3 m. 

  

 3 Für Grünhecken gelten um 50 cm erhöhte Ab-
stände; diese sind bis zur Mitte der Pflanzstelle zu 
messen. 
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9. Bäume 
und 
Sträucher 

Art. 79l  1 Für Bäume und Sträucher, die nach In-
krafttreten dieser Bestimmungen gepflanzt werden, 
sind wenigstens die folgenden, bis zur Mitte der 
Pflanzstelle zu messenden Grenzabstände einzu-
halten: 

- 5 m für hochstämmige Bäume, die nicht zu den 
Obstbäumen gehören, sowie für Nussbäume; 

- 3 m für hochstämmige Obstbäume; 
- 1 m für Zwergobstbäume, Zierbäume und Spalie-

re, sofern sie stets auf eine Höhe von 3 m zu-
rückgeschnitten werden; 

- 50 cm für Ziersträucher bis zu einer Höhe von 
2 m sowie für Beerensträucher und Reben. 

  

 2 Diese Abstände gelten auch für wild wachsende 
Bäume und Sträucher. 

  

 3 Der Anspruch auf Beseitigung zu naher Pflan-
zungen verjährt nach fünf Jahren. Die Einhaltung 
der Maximalhöhen kann jederzeit verlangt werden. 

  

10. Ent-
zug von 
Licht und 
Sonne 

Art. 79m 1 Werden wohnhygienische Verhältnisse 
durch den Schattenwurf hochstämmiger Bäume 
wesentlich beeinträchtigt, so ist deren Eigentümer 
verpflichtet, die störenden Bäume gegen angemes-
sene Entschädigung auf ein tragbares Mass zu-
rückzuschneiden und sie nötigenfalls zu beseitigen. 

  

 2 Vorbehalten bleiben entgegenstehende öffentli-
che Interessen, insbesondere des Natur- und Hei-
matschutzes und des Schutzes von Alleen. 

  

11. Be-
nützung 
von Mau-
ern an der 
Grenze 

Art. 79n  An Mauern und Wänden, die sich an oder 
auf der Grenze befinden, darf der Nachbar unent-
geltlich unschädliche Vorrichtungen, namentlich 
Spaliere, anbringen. 

  

12. Betre-
ten des 
nachbar-
lichen 
Grundes 

Art. 79o  Der Nachbar hat das Betreten oder die vo-
rübergehende Benützung seines Grundstückes zu 
gestatten, wenn dies erforderlich ist für die Errich-
tung oder den Unterhalt von Bauten, Strassen, 
Pflanzungen längs der Grenze oder von sonstigen 
Anlagen wie Leitungen. Er ist rechtzeitig zu benach-
richtigen und hat Anspruch auf möglichste Scho-
nung und vollen Schadenersatz. 
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 Anhang 8 

 

 Anhang 8 hat nur hinweisenden Charakter. 

 Verordnung über den Fachausschuss Bau- und 
Aussenraumgestaltung 

(Stand 10. Februar 2006) 
 

 Vergleiche Art. 10 BR. 

 Der Gemeinderat von Thun, 

gestützt auf Art. 46 lit. f der Stadtverfassung vom 
23. September 20011, Art. 10 Abs. 5 des Bauregle-
ments vom 2. Juni 2002 (BR)2 sowie auf das Kom-
missionenreglement der Stadt Thun vom 13. De-
zember 20023, 

beschliesst: 

  

 
1 SSG 101.1.  
2 SSG 72.01.  
 
3 SSG 152.2. 

Zweck, 
Rechts-
natur 

Art. 1 1 Diese Verordnung regelt ergänzend zu 
den allgemeinen Bestimmungen über die Kommis-
sionen der Stadt Thun4 insbesondere Zusammen-
setzung, Aufgaben und Arbeitsweise des Fachaus-
schusses Bau- und Aussenraumgestaltung (FBA). 

  
 
4 Insbesondere das Kommissionenreglement der 
Stadt Thun; SSG 152.2. 

 2 Der FBA ist eine ständige Kommission ohne Ent-
scheidbefugnis. 

  

Zusam-
menset-
zung 

Art. 2 1 Der FBA besteht aus mindestens fünf un-
abhängigen, in Gestaltungsfragen ausgewiesenen 
Fachleuten, wobei neben der Architektur auch die 
Fachrichtungen Landschaftsarchitektur und -pla-
nung sowie Raumplanung und Städtebau ange-
messen vertreten sind. Die Fachleute werden vom 
Gemeinderat auf Antrag der zuständigen Direktion 
gewählt. Die Mehrzahl der Fachleute hat ihren Ge-
schäfts- und Wohnsitz ausserhalb von Thun. 

  

 2 Zusätzlich nehmen der Bauinspektor oder die 
Bauinspektorin und der oder die Beauftragte für 
Städtebau, Architektur und Aussenraum von Amtes 
wegen mit beratender Stimme an den Sitzungen 
des FBA teil. 

  

 3 Von Abteilungen, die von Geschäften des FBA 
stark betroffen sind, nimmt jeweils ein Vertreter oder 
eine Vertreterin mit beratender Stimme teil. Ebenso 
wird die kantonale Denkmalpflege beratend zu den 
Sitzungen eingeladen. 

  

 4 Das Präsidium wird durch den zuständigen Vor-
steher oder die zuständige Vorsteherin ausgeübt. 

  

Aufgaben Art. 3 1 Der FBA hat insbesondere folgende Auf-
gaben: 

a Er berät die Bauwilligen und die Baubewilli-
gungsbehörde in Baugestaltungsfragen. Seine 
Empfehlungen betreffen insbesondere die Bau- 
und Aussenraumgestaltung. 
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 b Er beurteilt Bauvoranfragen und Baugesuche, die 
für das Strassen-, Orts- und Landschaftsbild von 
Bedeutung sind oder spezielle baugestalterische 
Fragen aufwerfen. Im Wesentlichen betrifft dies 
Neu-, An- und Umbauten in: 
- Zonen für öffentliche Nutzungen ZöN (Art. 22 

BR), 
- Zonen für Sport- und Freizeitanlagen ZSF (Art. 

23 BR), 
- Erhaltungs- und Freihaltezonen EFZ (Art. 26 

BR), 
- Uferschutzzonen USZ (Art. 27 BR), 
- Zonen mit Planungspflicht ZPP (Art. 29 BR), 
- Zonen mit Überbauungsordnung UeO (Art. 30 

BR), 
- Erhaltungs- und Entwicklungsgebieten (Art. 

31–36 BR). 

c Er beurteilt Bauvorhaben, die eine Gestaltungs-
freiheit nach kantonalem Baugesetz (Art. 75 
BauG) oder wesentliche und gestaltungswirksa-
me Ausnahmen beanspruchen. 

d Er stellt zuhanden der Baubewilligungsbehörde 
Antrag auf das Ausrichten von Qualitätssiche-
rungsprämien (Art. 11 BR). 

  

 2 Die Baubewilligungsbehörde oder der oder die 
Beauftragte für Städtebau, Architektur und Aussen-
raum entscheidet, welche Projekte im FBA zu be-
handeln sind. 

  

Arbeits-
weise 

Art. 4 1 Das Sekretariat führt der oder die Beauf-
tragte für Städtebau, Architektur und Aussenraum 
mit administrativer Unterstützung des Planungsam-
tes. Die Sitzungen finden in der Regel monatlich 
statt, nach einem zu Jahresbeginn festgelegten Sit-
zungskalender. 

  

 2 Die Einladungen werden den Mitgliedern und Sit-
zungsteilnehmenden spätestens 7 Tage vor dem 
festgelegten Sitzungstermin zugestellt. 

  

 3 Bauherren und ihre Berater können für Referate 
zu ihrem Vorhaben zu den Sitzungen eingeladen 
werden. Wenn sinnvoll, erfolgt eine Besichtigung 
vor Ort. 

  

 4 Im Protokoll sind Ausgangslage, baurechtliche 
Situation und die Beratung summarisch zusam-
mengefasst und die Empfehlung des FBA detailliert 
wiederzugeben. Auf die Nennung von Namen der 
Votanten oder einzelner Voten wird verzichtet. Das 
Protokoll wird den Mitgliedern und Sitzungsteilneh-
menden und als Auszug den Bauherren und ihren 
Beratern spätestens 14 Tage nach der Sitzung zu-
gestellt und an der nächsten Sitzung formell ge-
nehmigt. 

  

Besonde-
re Bestim-
mung 

Art. 5  Ein Mitglied des FBA darf kein Mandat zur 
Weiterbearbeitung von Bauaufgaben und deren 
Realisierung übernehmen, die es im FBA mitbera-
ten hat. 
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Entschä-
digung 

Art. 6  Die verwaltungsexternen Mitglieder des 
FBA werden für ihre Beratung nach Stundenauf-
wand mit Fr. 150.– pro Stunde entschädigt. Mitglie-
der von ausserhalb der Region Thun erhalten zu-
sätzlich eine Reisezeitentschädigung von Fr. 75.– 
pro Sitzung. 

  

Inkrafttre-
ten, Auf-
hebung 
bishe-
rigen 
Rechts 

Art. 7 1Diese Verordnung tritt rückwirkend auf 
den 1. Januar 2006 in Kraft. 

  

2 Mit dem Inkrafttreten wird das Pflichtenheft der 
Spezialkommission «Fachausschuss für Architektur 
und Ortsbildschutz» vom 5. Januar 1990 aufgeho-
ben. 

  

    

 Gemeinderätlicher Erlass zur Qualitätssiche-
rungsprämie 

 Folgt nach seinem Erlass. Vergleiche Art. 11 BR. 
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 Anhang 9 

 

 Anhang 9 hat nur hinweisenden Charakter. 

 Übersicht über die Leiste und über die Bäche   

 

 9.1 Übersichtsplan der Leiste   

 (Stand 2013)   
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 9.2 Übersichtsplan und Liste der Bäche in Thun   

 

Übersichtsplan der Bäche, Teil Thun 

(Stand 2001) 

 

 
 Nr. Name Länge in m   

 1 Glütschbach  5328   

 2 Allmendingenbächli  1537   

 3 Längmattbächli  1504   

 4 Neufeldbächli  1689   

 5 Buchholzbächli  3076   

 6 Gwattgraben  1839   
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Übersichtsplan der Bäche, Teil Goldiwil 

(Stand 2001) 

 

 
 Nr. Name Länge in m   

 7 Chratzbach  1364   

 8 Bruchbodengraben  382   

 9 Göttibach  831   

 10 Hinterer Hirzenlassgraben  442   

 11 Vorderer Hirzenlassgraben  453   

 12 Mändlifluhgraben  324   

 13 Lochlass  512   

 14 Wartgraben  1097   

 15 Cholerebach  4911   

 16 Finstergräbli  1517   

 17 Schwelligraben  736   

 18 Hubelgraben  296   

 19 Chrämerigraben  375   

 20 Trüelmattgräbli  567   

 21 Unteres Eichgutgräbli  85   

 22 Chummgraben  512   

 23 Holländergräbli  213   

 24 Inselengraben  490   

 25 Trummeligraben  76   

      

 Gesamtlänge aller Bäche auf Thuner Gemeindegebiet 30 156 m   
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 Abkürzungsverzeichnis   
 
A Altstadtgebiet   
A Arbeiten (Bauzone)   
Abs. Absatz   
AEV Allgemeine Energieverordnung vom 13.1.1993   
Art. Artikel   
ASTRA Bundesamt für Strassen   
AZ Ausnützungsziffer   
BauG Baugesetz vom 9.6.1985   
BauV Bauverordnung vom 6.3.1985   
BeP Bebauungsplan   
BewD Dekret über das Baubewilligungsverfahren vom 

12.2.1994 
  

BGF Bruttogeschossfläche   
BLP Baulinienplan   
BO Bauordnung   
BR Baureglement   
Bst. Buchstabe   
BW Bauweise   
DPG Gesetz über die Denkmalpflege vom 8.9.1999   
DPV Verordnung über die Denkmalpflege vom 

25.10.2000 
  

DTV durchschnittlicher Tagesverkehr   
EFZ Erhaltungs- und Freihaltezone   
EG Erdgeschoss   
EGzZGB Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilge-

setzbuch vom 28.5.1911 
  

ES Lärmempfindlichkeitsstufe   
FL Fassadenlänge   
GeP Gestaltungsplan   
gGA grosser Grenzabstand   
GH Gebäudehöhe   
GL Gebäudelänge   
GSchG Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer vom 

14.1.1991 
  

GT Gebäudetiefe   
GZ Geschosszahl   
IVS Inventar historischer Verkehrswege der Schweiz   
kant. kantonal   
kGA kleiner Grenzabstand   
KWaG Kantonales Waldgesetz vom 5.5.1997   
KWaV Kantonale Waldverordnung vom 29.10.1997   
L Landschaftsentwicklungsgebiet   
LKV Verordnung über die Erhaltung der Lebensgrundla-

gen und der Kulturlandschaft vom 5.11.1997 
  

LWZ Landwirtschaftszone   
MA mittlere Abstandslinie   
MHZ Mehrhöhenzuschlag   
min. minimal   
MLZ Mehrlängenzuschlag   
N Naturgebiet   
NHG Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz 

vom 1.7.1966 
  

NSchG Naturschutzgesetz des Kantons Bern vom 
15.9.1992 

  

O Ortsbildgebiet   
OK Oberkante   
Reg.-Nr. Registraturnummer Sammlung rechtsgültiger Plan-

dokumente Stadt Thun 
  

RPG Bundesgesetz über die Raumplanung vom 
22.6.1979 

  

RPV Verordnung über die Raumplanung vom 28.6.2000   
RRB Regierungsratsbeschluss   
S Strukturgebiet   
SBV Sonderbauvorschriften   
SFG Gesetz über See- und Flussufer vom 6.6.1982   
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SFV Verordnung über See- und Flussufer vom 29.6.1983   
SIA Schweizerischer Ingenieur- und Architektenverein   
Str.A Strassenabstand   
TZP Teilzonenplan   
UeO Überbauungsordnung, Zonen mit   
UeP Überbauungsplan   
USP Uferschutzplan   
USZ Uferschutzzone   
VBS Eidgenössisches Departement für Verteidigung, 

Bevölkerungsschutz und Sport 
  

VF Verkaufsflächen   
W Wohnen (W2, W3 und W3+; Bauzone)   
W/A Wohnen/Arbeiten (W/A3 und W/A3+; Bauzone)   
WBG Gesetz über Gewässerunterhalt und Wasserbau 

vom 14.2.1989 
  

ZGB Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10.12.1907   
ZmN Zone für militärische Nutzungen   
ZöN Zone für öffentliche Nutzungen   
ZPP Zonen mit Planungspflicht   
ZSF Zone für Sport- und Freizeitanlagen   
ZV Zonenvorschriften   
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 Stichwortverzeichnis  Anmerkung: A = Anhang 

 
A Aareufer siehe Flussufer    

 Abgrabungen Art. 16, A 1.1, A 7   

 Abortgruben A 7   

 Abstände siehe Bau-, Gebäude-, Gewässer-, Grenz- 
und Waldabstand 

   

 Abstellplätze, Baugestaltung Art. 5   

 Alleen Art. 42   

 Allgemeine Bestimmungen Art. 1-4   

 Alterswohnheime Art. 20   

 Altstadt Art. 13, 19   

 Altstadtgebiete A Art. 14, 31, 32, A 4.1   

 Amphibienlaichgebiete A 4.5, 5   

 Anbauten Art. 7, 15, A 1.1, A 7   

 Arbeiten A, Bauzone Art. 20, 21   

 Arbeitsräume Art. 19, A 1.2   

 Archäologische Gebiete und Fundstellen Art. 40   

 Archäologisches Inventar Art. 40   

 Attikageschoss Art. 19, A 1.3   

 Aufbauten, Dach, siehe Dachaufbauten Art. 19, 32, A 1.3   

 Ausbau, Dach, siehe Dachausbau Art. 19, 32, A 1.3   

 Ausgleich    
 – ökologischer Art. 9   
 – von Planungsvorteilen Art. 29   

 Ausnahmen gemäss Art. 24 RPG Art. 28   

 Ausnützungsziffer AZ Art. 21   

 Aussenraumgestaltung    
 – Allgemeines Art. 5, 6   
 – in Erhaltungs- und Entwicklungsgebieten Art. 32, 35   
 – Fachausschuss für Bau- und Aussenraumgestaltung Art. 10, 31   
 – Qualitätssicherungsprämien Art. 11   

     
B Bäche A 9.2   

 Bauabstände Art. 13, 14, 43, A 1.2   

 Baubetreuung Art. 3   

 Baubewilligung Art. 48   

 Baubewilligungsbehörde Art. 10, 11, 48   

 Baubewilligungsgebühr, Reduktion Art. 11   

 Baubewilligungsverfahren Art. 3   

 Baugestaltung Art. 5   
 – Fachausschuss für Bau- und Aussenraumgestaltung Art. 10, 31   
 – Qualitätssicherungsprämien Art. 11   

 Bauinventar Art. 39   

 Baulinienpläne A 3.1   

 Bäume    
 – Allgemeines Art. 42, A 7   
 – in Landschaftsbildgebieten Art. 35   
 – in Strukturgebieten Art. 34   
 – Baumstandorte bei Zonen mit Planungspflicht Art. 29   

 Baureglement Art. 1, 2, 4, 50   

 Bauten ausserhalb der Bauzone Art. 28   

 Bauverbot in Naturgefahrenbereichen Art. 46   

 Bauverbotsstreifen Art. 6, 16   

 Bauverbotszone entlang öffentlicher Strassen Art. 42   

 Bauweise Art. 13   
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 Bauzone    
 – Arbeiten A Art. 20, 21   
 – Wohnen W2, W3 und W3+ Art. 20, 21   
 – Wohnen/Arbeiten W/A3 und W/A3+ Art. 20, 21   

 Bauzonen und ihre Bestimmungen Art. 20-28   

 Bebauungspläne A 3.1   

 Bedeutung des Baureglementes Art. 1   

 Begrünung    
 – Aussenraumgestaltung Art. 6   
 – unterirdische Bauteile Art. 16   
 – Altstadtgebiete  A 4.1   

 Beiträge    
 – für Neupflanzung und Pflege von Bäumen Art. 42   
 – für ökologischen Ausgleich Art. 9   
 – zur Bewirtschaftung in der Landwirtschaftszone Art. 28   

 Beleuchtung, Belichtung in Altstadtgebieten Art. 32   

 Besondere baurechtliche Ordnungen Art. 29, 30, A 3   

 Beurteilung    
 – eines Projektes, Baugestaltung Art. 5   
 – von Bauvoranfragen und Baugesuchen in Erhal-

tungs- und Entwicklungsgebieten 
Art. 31   

 – von Bauvoranfragen und Baugesuchen bei erhal-
tens- oder schützenswerten Objekten Bauinventar 

Art. 39   

 – Fachausschuss Bau- und Aussenraumgestaltung  Art. 10   

 Bewilligung    
 – zur Übergangsnutzung Art. 25   
 – siehe auch Baubewilligung    

 Boden, gewachsener Art. 16, 18, A 1.1, A 7   

 Böschungen    
 – bei Auffüllungen oder Abgrabungen A 7   
 – Bauabstand bei Fliessgewässern Art. 43   

 Brandmauern    
 – Allgemeines Art. 15, A 7   
 – in Altstadtgebieten Art. 32   

 Bruttogeschossfläche Art. 20   

     
C Campingplatz A 2.2   

     
D Dachaufbauten Art. 19, 32, A 1.3   

 Dachausbau Art. 19, 32, A 1.3   

 Dachflächenfenster Art. 32, A 1.3   

 Dachgeschoss Art. 18   

 Darstellungen und Erläuterungen zur Messweise A 1   

 Datum Beschluss/Genehmigung    
 – bei Überbauungsordnungen A 3.1   
 – bei Zonen mit Planungspflicht A 3.2.1   

 Denkmalpflege Art. 39, A 4.4   

 Deponien, in Landschaftsbildgebieten Art. 35   

 Detailbestimmungen    
 – besonderer baurechtlicher Ordnungen A 3   
 – zu einzelnen Bauzonen (ZöN, ZSF) A 2   
 – Erhaltungs-, Entwicklungs- und Schutzgebiete A 4   

 Düngergruben A 7   

 Durchgrünung    
 – Bäume Art. 42   
 – in Strukturgebieten Art. 34   
 – bei Zonen mit Planungspflicht Art. 29   

     

E Eigentum, Eigentumsbeschränkungen Art. 2, A 7   
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 Einfriedungen A 7   

 Energie Art. 7, Art. 29   

 Energieversorgungs-, Energieanwendungskonzept 
bei Zonen mit Planungspflicht 

Art. 29   

 Entwicklungsgebiete siehe Erhaltungs- und Entwick-
lungsgebiete 

Art. 31-37   

 Erhaltungs- und Entwicklungsgebiete Art. 31-37   

 Erhaltungs- und Freihaltezone EFZ Art. 26   

 Erholungswert von Landschaftsbildgebieten Art. 35   

 Erneuerung    
 – von Bäumen Art. 42   
 – in Erhaltungs- und Freihaltezonen Art. 26   
 – in Erhaltungs- und Entwicklungsgebieten Art. 31, 33-35   
 – in der Nähe von Fliessgewässern Art. 43   
 – in Naturgefahrenbereichen Art. 46   

 Ersatzbauten    
 – in Naturgefahrenbereichen Art. 46   
 – in Strukturgebieten Art. 34   
 – in Zonen für öffentliche Nutzungen A 2.1   
 – in Zonen mit Planungspflicht A 3.2.5   

 Erschliessung, Baugestaltung Art. 5   

 Erschliessungsgrundsätze    
 – bei Zonen für öffentliche Nutzungen A 2.1   
 – bei Zonen mit Planungspflicht A 3.2   

 Erweiterung    
 – in Erhaltungs- und Freihaltezonen Art. 26   
 – in Naturgefahrenbereichen Art. 46   
     
F Fachausschuss Bau- und Aussenraumgestaltung Art. 10, 31   

 Familiengärten siehe Zone für Sport und Freizeitanla-
gen 

Art. 23   

 Fassaden, Baugestaltung Art. 5   

 Feldgehölze    
 – in Landschaftsbildgebieten Art. 35   
 – Lebensräume Art. 44   

 Feuchtgebiete A 5   

 Finanzierung siehe Beiträge    

 Flachmoor bei Naturgebieten A 5   

 Fliessgewässer Art. 43   

 Flussufer    
 – Schutz, Bauabstand Art. 43   
 – in Uferschutzzone Art. 27   

 Freihaltezone siehe Erhaltungs- und Freihaltezone 
EFZ 

Art. 26   

 Freikirche, Bauten und Anlagen Art. 20   

 Freizeitanlagen siehe Zone für Sport und Freizeit-
anlagen 

Art. 23   

 Fundstellen, archäologische Art. 40   

     
G Gartenbau in der Landwirtschaftszone Art. 28   

 Gärtnereibetriebe, in Landschaftsbildgebieten Art. 35   

 Gastgewerbe in Bauzonen Art. 20   

 Gebäudeabmessungen Art. 12, A 1.1   

 Gebäudeabstand Art. 14, A 1.2   

 Gebäudehöhe GH Art. 21, A 1.1   

 Gebäudelänge GL Art. 21, A 1.1   

 Gefährdung in Naturgefahrenbereichen Art. 46   

 Gefahrengebiete siehe Naturgefahrenbereiche Art. 46   
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 Gehölze    
 – in Landschaftsbildgebieten Art. 35   
 – Lebensräume Art. 44   

 Geltungsbereich des Baureglementes Art. 1   

 Genehmigung des Baureglementes Art. 50   

 Geschosse Art. 18   

 Geschosszahl GZ Art. 21   

 Gestaltung siehe Bau- und Aussenraumgestaltung    

 Gestaltungsfreiheit bei gemeinsamer Projektierung Art. 31   

 Gestaltungsgrundsätze, bei Zonen mit Planungs-
pflicht 

A 3.2   

 Gestaltungsplan Art. 6, A 3.1   

 Gewässerabstand Art. 16, 43   

 Grenzabstände    
 – Allgemeines Art. 14, 15, 17, 21, 42, A 1.2, A 7   
 – bei Zonen mit Planungspflicht A 3.2   

 Grenzen des Bauens Art. 12-19   

 Grosser Grenzabstand gGA Art. 21, A 1.2   

 Grundlagenbescheid Art. 3   

 Grundwasser, Naturgefahrenbereiche Art. 46   

 Grundwasserschutzzonen Art. 45   

 Grundzüge der Gestaltung, ZöN, ZSF A 2   

     
H Handbuch Bau und Nutzung Art. 4   

 Hanginstabilität, Naturgefahrenbereiche Art. 46   

 Hecken Art. 44, A 7   

 Heizenergie Art. 7   

 Hinweisplan Art. 38, 40-46   

 Historische Verkehrswege Art. 41   

 Hochwasser Art. 46   

 Hofstattrecht A 7   

 Hotelgewerbe in Bauzonen Art. 20   

     
I Immissionen, Übergangsnutzungen Art. 25   

 Industriebetriebe A 3.2.4   

 Inkrafttreten des Baureglementes Art. 50   

 Instrumente, bei Überbauungsordnungen A 3.1   

 Interesse, öffentliches Art. 22   

 Inventare siehe archäologisches Inventar, Bauinven-
tar, Bäume, historische Verkehrswege 

   

     
J Jauche siehe Dünger A 7   

     
K Kellerbereich, Naturgefahren Art. 46   

 Kindergärten, -tagesstätten    
 – bei Bauzonen Art. 20   
 – bei Zonen mit Planungspflicht A 3.2.3   

 Kleiner Grenzabstand kGA Art. 21, A 1.2   

 Kommentar zum Baureglement Art. 4   

 Kulturlandschaft Art. 28, 35   

     
L Landschaftsbildgebiete Art. 31, 35   

 Landschaftsentwicklungsgebiete L Art. 31, 36, A 4.4   

 Landwirtschaft, Bauten, Betriebe Art. 35   

 Landwirtschaftszone LWZ Art. 14, 28   
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 Lärmempfindlichkeitsstufe    
 – bei Bauzonen Art. 20   
 – bei Erhaltungs- und Freihaltezonen Art. 26   
 – bei Landwirtschaftszonen Art. 28   
 – Lärmvorbelastung Art. 47   
 – bei Überbauungsordnungen A 3.1   
 – bei Uferschutzzonen Art. 27   
 – bei Zonen für militärische Nutzungen Art. 24   
 – bei Zonen mit Planungspflicht A 3.2   
 – bei ZöN, ZSF A 2   

 Lärmschutz, vorspringende Bauteile Art. 17   

 Lärmvorbelastung Art. 47   

 Lebensräume    
 – Fliessgewässer Art. 43   
 – Naturgebiete Art. 37   
 – Zone für militärische Nutzung Art. 24   

 Lebensräume und Naturobjekte Art. 44, A 5   

 Leiste A 9.1   

     
M Mass der Nutzung siehe Nutzungsmass Art. 21, A 3.2   

 Messweise, Darstellungen und Erläuterungen A 1   

 Militärische Nutzungen, Zone für Art. 24   

 Moor bei Naturgebieten A 4.5, 5   

     
N Nachbarrecht A 7   

 Nahwärmeversorgung, bei Zonen mit Planungspflicht Art. 29   

 Naturgebiete N Art. 37, A 4.5   

 Naturgefahrenbereiche Art. 46   

 Naturobjekte siehe Lebensräume und Naturobjekte    

 Naturschutzgebiete, kantonale Art. 44, A 5   

 Naturschutzobjekte siehe Lebensräume und Natur-
objekte 

   

 Nebenbauten Art. 15, 23, A 1.1, A 7   

 Neubauten    
 – Energie Art. 7   
 – in Landschaftsbildgebieten Art. 35   
 – in Naturgefahrenbereichen Art. 46   
 – in Ortsbildgebieten Art. 33   
 – in Strukturgebieten Art. 34   

 Nutzungsart    
 – Bauzonen Art. 20   
 – bei Zonen mit Planungspflicht A 3.2   

 Nutzungsmass    
 – Bauzonen Art. 21   
 – bei Zonen mit Planungspflicht A 3.2   

     
O Obstbäume    
 – Allgemeines Art. 42, A7   
 – in Landschaftsbildgebieten Art. 35   

 Öffentliches Interesse Art. 22   

 Öffentliche Nutzungen, Zone für Art. 22, A 2.1   

 Ökologischer Ausgleich im Siedlungsgebiet Art. 9   

 Ortsbildgebiete O Art. 13, 14, 31, 33, A 4.2   

     
P Parkplätze Art. 20   

 Pflanzen, Lebensräume Art. 37, 43   

 Pflegeheime Art. 20   

 Planungspflicht, Zonen mit Art. 29   
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 Planungszweck, bei Zonen mit Planungspflicht A 3.2   

 Projektierung, gemeinsame Art. 20, 31. A 1.2   

     
Q Qualität des Bauens Art. 5-11   

 Qualitätssicherungsprämien Art. 11   

 Quartiere Art. 5, 34   

     

R Reklame    
 – in Altstadtgebieten Art. 32   
 – Baugestaltung  Art. 5   

 Renaturierung Art. 43   

 Restgefährdung, Naturgefahrenbereiche Art. 46   

 Richtplan Gebietsentwicklung, bei Zonen mit Pla-
nungspflicht 

A 3.2   

 Rückbau Art. 8   

     
S Schattenwurf, Entzug von Licht und Sonne A 7   

 Schaukästen in Altstadtgebieten Art. 32   

 Schlussbestimmungen Art. 48-50   

 Schulen A 2.1, 3.2.2, 4.2   

 Schutzgebiete Art. 31-37, A 4   

 Seeufer    
 – Bauabstand Art. 43   
 – bei Landschaftsentwicklungsgebieten A 4.4   
 – bei Naturgebieten A 4.5, 5   
 – bei Naturgefahrenbereichen Art. 46   
 – in Uferschutzzone Art. 27   

 Sicherheit im öffentlichen Raum Art. 5   

 Sonderbauvorschriften A 3.1   

 Sonnenschutzeinrichtungen    
 – in Altstadtgebieten Art. 32   
 – vorspringende Bauteile Art. 17   

 Spezielle Gebiete und Objekte Art. 38-47, A 5   

 Spielfelder siehe Zone für Sport und Freizeitanlagen Art. 23, A 2.1, 3.2   

 Sportfelder siehe Zone für Sport und Freizeitanlagen Art. 23, A 2.1, 2.2   

 Sport und Freizeitanlagen, Zone für Art. 23, A 2.2   

 Stadtverfassung Art. 2   

 Standortgebundenheit Art. 20   

 Stellung von Bauten Art. 5, 32, 34, A 3.2.1, 4.2, 4.3   

 Stilles Gewerbe Art. 20   

 Sträucher A 7   

 Strassenabstände Art. 14   

 Strukturgebiete S Art. 14, 31, 34, A 4.3   

 Stützmauern A 7   

     
T Teilzonenpläne A 3.1   

 Terrain, fertiges, bei Gebäudehöhe A 1.1   

 Terrainveränderungen    
 – in Landschaftsbildgebieten Art. 35   
 – durch unterirdische Bauten Art. 16   

 Tiere, Lebensräume Art. 37, 43   

 Trockenstandorte A 5   

     
U Überbauungsordnung, Zonen mit Art. 30   

 Überbauungsordnungen, Detailbestimmungen A 3.1   

 Überbauungspläne A 3.1   



  Baureglement der Stadt Thun – Stichwortverzeichnis   

 

104

 

 Übergangsbestimmungen Art. 48-50   

 Übergangsnutzungen Art. 20, 25    

 Ufergebiete, hochwassergefährdete Art. 46   

 Ufergehölze Art. 44   

 Uferschutzpläne A 3.1   

 Uferschutzzone USZ Art. 27   

 Umbauten    
 – Rückbau, Weiterverwendung von Baustoffen Art. 8   
 – in Erhaltungs- und Freihaltezonen Art. 26   
 – in Strukturgebieten Art. 34   

 Umgebungsgestaltung, siehe Aussenraumgestaltung Art. 5, 6   

 Unterhalt    
 – in Erhaltungs- und Freihaltezonen Art. 26   
 – in der Nähe von Fliessgewässern Art. 43   
 – bei historischen Verkehrswegen Art. 41   
 – in Landschaftsbildgebieten Art. 35   
 – in Naturgefahrenbereichen Art. 46   

 Unterirdische Bauten Art. 16   

     
V Verkaufsflächen Art. 20   

 Verkaufsräume Art. 20   

 Verkehrswege, historische Art. 41   

 Verpflegungsbetriebe Art. 20   

 Vorbehalt anderer Vorschriften Art. 2   

 Vorgarten    
 – Aussenraumgestaltung Art. 6   
 – unterirdische Bauten Art. 16   

 Vorland Art. 5, 42   

 Vorspringende Bauteile Art. 17, A7   

     
W Wald, Lebensräume Art. 44   

 Waldabstand Art. 16   

 Wärmedämmung Art. 7   

 Warmwasserenergie Art. 7   

 Widerhandlungen Art. 49   

 Wohnanteil    
 – Allgemeines Art. 20, 47   
 – bei Zonen mit Planungspflicht A 3.2   

 Wohnen W2, W3 und W3+, Bauzone Art. 20, 21   

 Wohnen/Arbeiten W/A3 und W/A3+, Bauzone Art. 20, 21   

 Wohnräume Art. 19, A 1.2   

 Wohnzone siehe Wohnen Art. 20, 21   

     
Z Zone für militärische Nutzungen ZmN Art. 24   

 Zone für öffentliche Nutzungen ZöN    
 – Allgemeines Art. 22   
 – Detailbestimmungen A 2.1   

 Zone für Sport- und Freizeitanlagen ZSF    
 – Allgemeines Art. 23   
 – Detailbestimmungen A 2.2   

 Zonen mit Planungspflicht ZPP    
 – Allgemeines Art. 29   
 – Detailbestimmungen A 3.2   

 Zonen mit Überbauungsordnung UeO    
 – Allgemeines Art. 30   
 – Detailbestimmungen A 3.1   

 Zonenplan Art. 1, 4, 31, 50   
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 Zonenplan II siehe Hinweisplan Art. 38, 40-46   

 Zonenplan 1986 Art. 50, A 3.2.1   

 Zonenplanänderung A 3.1   

 Zonenvorschriften A 3   

 Zufahrten, Abgrabungen Art. 16, A 1.1   

 Zugänge, Abgrabungen Art. 16, A 1.1   

 Zuständigkeiten Art. 2, 48   

 Zustimmung der Nachbarn Art. 15, 16   

 Zweckänderung in Naturgefahrenbereichen Art. 46   

 Zweckbestimmung, ZöN, ZSF A 2   

 


